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Zum Titelbild:

Die Umweltökonomische Gesamtrechnung (UGR) ist eine Weiterentwicklung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung, die landläufig als Bruttosozialprodukt-Berechnung bekannt ist. In der UGR sollen die 
Umweltkosten (z.B. als Wasser-, Boden- und Luftbelastungen) den Nutzen (z.B. in Form von Landnutzungs­
erträgen, WohlfahrtsWirkungen des Landschaftsbildes und der Artenvielfalt und der ErholungsWirksamkeit 
der Natur) gegenüber gestellt d.h. bilanziert werden (ital. bilancia = Waage !).

Dabei ergeben sich erhebliche Bewertungsprobleme und Zurechnungsschwierigkeiten. Wer kann letztlich 
die vielen Variablen von Wasserqualität, Bodenzustand oder Artenvielfalt in konkrete Zahlen fassen? So 
dürfte der Wert eines Vogels oder eines Frosches nie in Zahlen zu fassen sein, wenngleich in der Tat auch 
das bereits - jedenfalls in symbolischer Art und Weise - versucht wurde. Wer den Zustand der Natur bewerten 
will, brauchte auch eine genaue Deklarierung des "Sollzustandes" der Umwelt.

Für eine auf Nachhaltigkeit bedachte Politik und Landesplanung scheint jedoch die Berücksichtigung und 
Einberechnung der Umweltkosten eine Voraussetzung. Deshalb arbeiten auch seit geraumer Zeit die 
Vereinten Nationen sowie die Statistischen Landesämter sowohl des Bundes als auch einiger Bundesländer 
an der Entwicklung praktikabler Konzepte.

Wie notwendig diese Bemühungen sind, ist auch daraus ersichtlich, daß heute das Bruttosozialprodukt 
einerseits als Meßinstrument des allgemeinen Wohlstandes einer Volkswirtschaft angesehen wird, diese 
Größe aber umso höher ausfällt je mehr Ausgaben für Unfälle, Krankheitskosten, Altlastensanierung und 
andere "ökologische Reparaturkosten" (= Defensive Kosten) anfallen. Liegt darin nicht eine groteske 
kollektive Selbsttäuschung? (N.M.)

Titelbildmontage: H.J. Netz (ANL)
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Umweltökonomische Gesamtrechnung - 
Versuch einer ganzheitlichen Betrachtung

Zum Thema:

"Natur zum Nulltarif gibt es nicht. Aber bis vor kurzem war die Inanspruchnahme der Umwelt ein sicherer 
Weg das Wirtschaftswachstum, wie es bilanziert wird, zu fördern. Die Erweiterung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung um eine ökologische Dimension und ihre Umsetzung ist deshalb überfällig. Denn auch bei 
wirtschaftlichen Überlegungen müssen die Endlichkeit von Ressourcen und vor allem die Kosten von 
Folgelasten berücksichtigt werden. "Nachhaltiges Wirtschaften" ist zum Leitmotiv einer Umweltorientierung 
geworden, die nicht nur eine Herausforderung für die ökonomische Theorie und die Wirtschaftspolitik 
darstellt, sondern vor allem auch die Statistiker fordert.

Das Seminar zeigt theoretische und praktische Ansätze der Umweltökonomischen Gesamtrechnung. Anhand 
von Beispielen aus Kommunalverwaltungen werden Bewertungsmöglichkeiten und Darstellung erfaßbarer 
Größen diskutiert.

Veranstalter: Bayerische Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege Laufen (ANL), 
Industrie und Handelskammer München (IHK)

Leitung: Dr. Christoph Goppel,
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Dr. Christine Miller (ANL)
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Umweltökonomische Gesamtrechnung
Einführung in das Thema

Manfred HOKE

Trappe kostet Bahn Millionen
Auf ICE-Trasse Berlin Hannover soll teurer Erdwall entstehen

Von Marc Kayser
Berlin, 26. Juni -  Die Deutsche Bahn AG 
steckt derzeit in der Nähe vom brandenburgi- 
schen Rathenow in einem Millionendilemma, 
das durch 22 balzende und brütende Vögel 
hervorgerufen wurde. Die zur Bahn gehörende 
Planungsgesellschaft zum Bau der /CE-Trasse 
zwischen Berlin und Hannover spricht von 70 
Millionen Mark, die es durch den Bau von 
Schutzanlagen für die seltene Vogelart der 
Großtrappen zu verkraften gilt. Die in 
Deutschland einmaligen und damit schützens­
werten Großtrappen halten die Bauarbeiten zur 
Verlegung der neuen Schienen seit dem Winter 
auf.

Die Verlegung der rund 270 Kilometer lan­
gen Trasse gilt als eines der wichtigsten Vor­
haben der „Verkehrsprojekte Deutsche Ein­
heit“. Die Strecke verläuft größtenteils parallel 
zu einem Schienenbett, das bereits vor 120 
Jahren gebaut wurde. Die Kosten der voraus­
sichtlich im nächsten Jahr fertiggestellten 
Strecke sind auf insgesamt 5 Milliarden Mark 
veranschlagt. Geriet das Planfeststellungsver­
fahren vor fünf Jahren schon zu einem langan­
haltenden Schlagabtausch zwischen Umwelt- 
schützem, Landesregierung und Investoren, 
sorgte eine neuere Vogelschutzrichtlinie der 
EU erst recht für Unbehagen bei den Planem.

Das Trappen-Problem wurde dann auch 
vom Vorstandsvorsitzenden der Deutsche Bahn 
AG, Heinz Dürr, und dem brandenburgischen 
Ministerpräsidenten Manfred Stolpe zur Chef­
sache erklärt. Gemeinsam mit dem 
„Förderverein Großtrappenschutz e. V.“ und 
dem Naturschutzbund Deutschland einigte man 
sich gemeinsam mit der Europäischen Vogel­
schutzkommission auf Schutzmaßnahmen für 
die Tiere, für die der Steuerzahler tief in die 
Tasche greifen muß. Findige Rechner ermittel­
ten die unglaubliche Summe von rund zwei­
einhalb Millionen Mark, die nun pro Tier im 
strukturschwachen Schutzgebiet im Havellän-

DIE GROSSTRAPPE Photo: SZ-Archiv

dischen Luch verbaut werden müssen. Nach 
Angaben des Planungssprechers Michael Bau­
feld sollen auf einer Länge von etwa fünfein­
halb Kilometern über sieben Meter hohe Wälle 
aus Erde aufgeschüttet werden, um Europas 
größte flugfähige Vögel sicher über die elektri­
schen Fahrleitungen des ICE zu bringen. Auf 
die Frage nach einer Trassen-Umgehung des 
sensiblen Biotops antwortete Baufeld, die jet­
zige Variante sei noch die billigste Lösung 
gewesen. Zuvor habe man eine Untertunnelung 
erwogen, die aber weit über dem jetzigen Preis 
der Erdwälle gelegen hätte. Im Bahnvorstand 
in Frankfurt regen sich nach wie vor Zweifel 
am Kosten-Nutzen-Verhältnis der Schutzakti­
on, die Baufeld aber mit dem Hinweis auf 
„unumstößliche Absprachen“ zu entkräftigen 
sucht. Auch der Großtrappenschutz- 
Förderverein sieht das Geld gut angelegt. Seine 
Vorsitzende, Anne Schöps, beobachtete 
„normal balzende und brütende Vögel wie 
jedes Jahr.“
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Der umseitige Beitrag, den ich vor einiger Zeit in 
der Süddeutschen Zeitung entdeckt habe, ist wie 
kaum ein zweiter geeignet, die Leserschaft in feind­
liche Lager zu spalten. Einem kompromißlosen Na­
turschützer wird die gefundene Regelung nur recht 
und billig erscheinen. Er wird argumentieren, der 
Erhalt der Großtrappen sei ohnehin mit Geld nicht 
aufzuwiegen. Demgegenüber wird sich der aus­
schließlich kostenmäßig orientierte Steuerzahler 
über den "Preis" von 70 Millionen Mark für 22 
Trappen die Haare raufen.

Vermutlich liegt die "Wahrheit" - wie so oft - auch 
hier in der Mitte. Wie aber können wir sie erkennen? 
Wahrscheinlich gibt es die mathematisch bestimm­
bare "richtige Lösung" in diesem Fall nicht einmal. 
Das Beispiel mit den Großtrappen ist daher in zwei­
erlei Hinsicht aufschlußreich:

Einmal macht es deutlich, warum wir eine umwelt­
ökonomische Gesamtrechnung brauchen. Es gibt 
nämlich trotz zahlreicher Ansätze noch keine prak­
tikablen Kriterien wie Umwelt zu bewerten ist. Ei­
nig ist man sich nur über die Einschätzung, daß die 
seit 50 Jahren verwendete Volkswirtschaftliche Ge­
samtrechnung (VGR) nicht oder jedenfalls nicht 
ausreichend die Auswirkungen (Kosten) berück­
sichtigt, die durch die Nutzung der Umwelt entste­
hen. Der ehemalige Bundesumweltminister Töpfer 
hat deshalb die heutige Wohlstandsbemessung we­
gen der Außerachtlassung der "externen Kosten" als 
"Wohlstandslüge" bezeichnet.

Das Großtrappenbeispiel läßt aber auch unmittelbar 
ahnen, daß es nie gelingen wird, den Wert einer Art, 
eines einzelnen Individuums oder auch der "Schön­
heit der Natur" exakt in Mark und Pfennig auszu­
drücken.

Damit wird auch das Dilemma deutlich, in dem wir 
stecken. Täglich müssen Entscheidungen getroffen 
werden, bei denen ökologische, ökonomische und 
soziale Argumente miteinander und untereinander 
abgewogen werden. Wirklich belastbare Kriterien 
dafür gibt es aber nicht.

Oft geht es nicht einmal um Ökologie gegen Öko­
nomie, sondern die Umwelt selber hat gegensätzli­
che Interessen. Was ist im genannten Beispiel höher 
zu bewerten: Die Umweltvorteile durch eine Verla­
gerung des Verkehrsaufkommens von der Straße 
auf die Schiene oder der Balzplatz der gefährdeten 
Vögel ?

Für die Zukunft des Umweltschutzes ist es von 
entscheidender Bedeutung, daß künftige Schutz­
maßnahmen, die Geld kosten, effizient sind. Das 
Geld ist nur einmal vorhanden und mit dieser ver­
fügbaren Masse soll möglichst viel für den Umwelt­
schutz erreicht werden. Wir benötigen dafür Krite­
rien, die eine wertende und vergleichende Betrach­
tung unterschiedlicher Umweltauswirkungen erlau­
ben.

Ich hoffe, die nachstehenden Aufsätze können einen 
Beitrag dazu leisten.
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Konzepte der Berücksichtigung der Umwelt in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

Dieter CANSIER

1. Einleitung

Die Sozialproduktsberechnung erfaßt heute nicht 
die mit dem Wirtschaften verbundenen Umweltbe­
lastungen. Das ist angesichts der Bedeutung des 
Sozialproduktes für die Wirtschaftspolitik ein 
großer Mangel. Der Wert der materiellen Güter wird 
zu hoch ausgewiesen, die externen Kosten bleiben 
unberücksichtigt. Ein so ausgerichtetes Makro-In­
formationssystem verleitet Politik und Öffentlich­
keit zur Überschätzung des quantitativen Wirt­
schaftswachstums und zur Unterschätzung des Um­
weltschutzes. Diese Erkenntnis ist heute unbestrit­
ten. Deshalb arbeiten die statistischen Ämter der 
Länder und der Vereinten Nationen seit einigen 
Jahren intensiv an der Entwicklung von Konzepten

zur Berücksichtigung der Umwelt in der Volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung (VGR)

Der Ausbau der VGR kann auf unterschiedliche Art 
und Weise erfolgen (vgl. Abb. 1):

Entweder werden Umweltvariablen bei der Er­
mittlung des Sozialproduktes berücksichtigt (In­
tegrationsansatz), oder
das Sozialprodukt wird um ökologische Indika­
toren ergänzt (Satellitensystem).

Im ersten Fall wird ein Öko-Sozialprodukt ermit­
telt, und zwar entweder als wohlfahrtsorientiertes 
oder als nachhaltiges Sozialprodukt. Im zweiten 
Fall wird das herkömmliche System um Umweltin­
dikatoren ergänzt, und zwar durch physische 
und/oder monetäre Indikatoren, wobei erstere am

Abbildung 1

Erweiterungen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR)

* Vgl. Umweltökonomische Gesamtrechnung. Zweite Stellungnahme des Beirats "Umweltökonomische Gesamtrechnung" beim 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zu den Umsetzungskonzepten des Statistischen Bundesamtes. 
In: Umwelt. Eine Information des Bundesumweltministeriums, Bonn 1996.
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Natürliche Umwelt
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Abbildung 2

Stoffströme zwischen Natur und Ökonomie

wichtigsten sind. Die Ermittlung eines Öko-Sozial­
produktes setzt die monetäre Bewertung der Um­
weltschäden voraus. Ein Satellitensystem kommt 
mit physischen Kenngrößen aus.
Ein Makroberichtssystem soll über die allgemeine 
Umweltsituation in einem Land informieren. Die 
vielfältigen stofflichen und räumlichen Umwelt­
phänomene müssen deshalb in einer überschauba­
ren Anzahl von Kennzahlen zusammengefaßt wer­
den. Die höchste Aggregationsstufe bilden das Öko- 
Sozialprodukt und ein gesamtwirtschaftlicher Um­
weltindex.

2. Stoffkreislauf

Die Beziehungen zwischen Ökonomie und Umwelt 
lassen sich als ein Stoffkreislauf darstellen (vgl. 
Abb. 2) . Es werden der Umwelt Materialien, Ener­
gieträger und andere Ressourcen entnommen. Diese 
werden im Zuge der Produktion und des Konsums 
umgewandelt und in veränderter Form wieder an die 
Umwelt abgegeben. Jede Stoffentnahme führt letzt­
lich wieder zur Abgabe von Abfallstoffen an die 
Umwelt. Diese wird dann zu einem Problem, wenn 
die Emissionen die natürlichen Selbstreinigungs­
kräfte übersteigen oder wenn es langfristig zu Eng­

pässen in der Versorgung mit natürlichen Ressour­
cen kommt.

Eine teilweise Zurückhaltung der Emissionen wird 
durch Entsorgungs- und Recyclingaktivitäten her­
beigeführt. Entsorgung meint die Transformation 
von Abfallstoffen in unschädliche Formen bzw. die 
unschädliche Deponie von Abfallstoffen. Stets han­
delt es sich lediglich um eine Transformation von 
Materie und Energie. Die Masse der Abfallstoffe 
bleibt erhalten. Das gilt auch für das Recycling. Die 
Sekundärmaterialen müssen letztendlich irgend­
wann wieder an die Umwelt abgegeben werden.

Für die Erweiterung der VGR ist es wichtig, sich 
über die Eigenschaften der verschiedenen Um­
welteinflüsse im klaren zu sein. Es sind zu unter­
scheiden (vgl. Abb. 3):

Umweltbeeinträchtigungen durch Schadstoff­
emissionen:

schnell abbaubare Stoffe: Diese Emissionen 
berühren nur die Umweltqualität in einer laufen­
den Periode. Wenn die Emissionen abnehmen, 
verbessert sich auch die Umweltqualität wieder. 
Es entstehen (im wesentlichen) nur Belastungen 
während der Berichtsperiode.

* Vgl. Cansier, D.: Umweltökonomie, 2. heubearb. Auflage, Stuttgart 1996, S. 1 ff.
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U mweltbeeinträchtigungen

- Abgabe von Schadstoffen an die Umweltmedien (Stoff- und Energieflußrechnung)

Umweltqualitätszustände
(Bestandsrechnung)

- schnell abbaubare - lokale/regionale
- resistente - globale

- Verminderung der Artenvielfalt

- Raubbau an regenerierbaren Ressourcen (Pflanzen- und Tierbestände)

- Raubbau an erschöpfbaren Ressourcen (mineralische Rohstoffe und fossile Energieträger)
Abbildung 3

Umweltbeeinträchtigungen

resistente Stoffe: Diese akkumulieren sich in 
den Umweltmedien (z. B. FCKW, CO2 und 
Schwermetalle). Die laufenden Emissionen in 
einer Berichtsperiode führen zu einer langfristi­
gen Anreicherung dieser Schadstoffe in den 
Umweltmedien. Sie lösen in späteren Perioden 
Schäden aus. Zwischen Ursache und Wirkung 
kann lange Zeit liegen. Beispielsweise wirken 
sich die heutigen C02-Emissionen erst in fünf­
zig und mehr Jahren negativ auf das Klima aus. 
lokal/regional wirksame Schadstoffe: Diese 
Emissionen beeinflussen die Qualität von Um­
weltmedien in einem kleineren Gebiet. Die Be­
lastungswirkungen durch ein und denselben 
Schadstoff können in den Regionen eines Lan­
des sehr unterschiedlich sein. Die VGR als eine 
Gesamtrechnung für die gesamte Bundesrepu­
blik vermag diese regionalen Unterschiede nicht 
auszudrücken. Sie muß mit Durchschnittswer­
ten arbeiten, die möglicherweise nicht beson­
ders aussagekräftig sind, 
global wirkende Schadstoffe: Hier geben Zah­
len über die nationalen Emissionsmengen die 
Umwelteffekte zutreffend wieder.

Übernutzung der natürlichen Ressourcen:

regenerierbare Ressourcen: Tier- und Pflan­
zenbestände können über alle Zeit genutzt wer­
den, wenn die laufenden Entnahmen dem natür­
lichen Wachstum entsprechen. Bei stärkerem 
Verbrauch vermindern sich die Bestände. Wenn 
kritische Untergrenzen erreicht werden, sterben 
die Tier- und Pflanzenpopulationen aus. Die 
heutigen Generationen leben dann auf Kosten

der zukünftigen Generationen. Die laufende 
Ressourcennutzung ist mit negativen Langfrist­
effekten verbunden.
Ähnliches gilt für die nicht regenerierbaren 
Ressourcen. Auch hier kann es zu Raubbauphä­
nomenen kommen. Es ist zwar unvermeidlich, 
daß zukünftigen Generationen irgendwann ein­
mal diese Ressourcen nicht mehr zur Verfügung 
stehen werden. Das wäre aber unproblematisch, 
wenn rechtzeitig regenerative Substitute (insbe­
sondere Sonnenenergie und Wasserstofftechno­
logie) entwickelt würden. Negative Langfrist­
wirkungen sind mit dem laufenden Verbrauch 
erschöpfbarer Ressourcen dann verbunden, 
wenn solche Innovationsaktivitäten unterblei­
ben. Raubbbau bedeutet hier die Verminderung 
des Funktionspotentials der erschöpfbaren Res­
sourcen.

3. Öko-Sozialprodukt

Vorschläge zur Konstruktion eines Öko-Sozialpro­
duktes gehen von unterschiedlichen Zielen aus. 
Teils soll das Sozialprodukt Indikator für die gesell­
schaftliche Wohlfahrt sein, teils soll die Idee der 
nachhaltigen Entwicklung den Konstruktionsrah­
men liefern. Die Idee der "sustainable development" 
steht seit der Konferenz der Vereinten Nationen 
über Umwelt und Entwicklung von Rio de Janeiro 
(1992) im Vordergrund*

Wohlfahrtsorientiertes Öko-Sozialprodukt

Wenn das Sozialprodukt Ausdruck der erreichten 
Wohlfahrt sein soll, müssen die erzeugten Güter und

* Vgl. Cansier, D.: Umweltökonomie, a.a.O., S. 303 ff.
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Leistungen mit ihren echten Nutzen bewertet wer­
den. Die externen Kosten müssen in Abzug ge­
bracht werden. Deshalb wird es erforderlich, die 
durch Umweltbeeinträchtigungen bei Mensch, Tier 
und Pflanze hervorgerufenen Schäden in Geld zu 
bewerten. Und zwar müßten dabei die entgangenen 
Nutzen den Maßstab bilden. Bei der Berechnung 
des Öko-Sozialproduktes müßten vom konventio­
nellen Nettosozialprodukt folgende Positionen ab­
gezogen werden (vgl. Abb. 4):

die in der laufenden Periode entstandenen Schä­
den aus Luft-, Gewässer- und Boden Verunreini­
gungen sowie aus einem Raubbau an natürli­
chen Ressourcen (kurzfristige externe Kosten)

die durch resistente Abfallstoffe und durch 
Übernutzung natürlicher Ressourcen in späteren 
Perioden hervorgerufenen Schäden an Umwelt­
medien und natürlichen Ressourcen (Lang­
fristbelastungen) als Folge der laufenden wirt­
schaftlichen Aktivität - erfaßt als Abschreibun­
gen auf das Naturvermögen.

die Ausgaben zur Verhinderung des Entstehens 
oder zur Kompensation entstandener Schäden 
(Defensivausgaben). In der laufenden Berichts­
periode werden auch Maßnahmen ergriffen, um 
Umweltschäden durch laufende Emissionen zu 
vermeiden (Defensivausgaben). Die Emissio­
nen hätten zu einer Verschlechterung der Um­
weltqualität geführt. Dies wird jetzt durch diese 
Ausgaben verhindert. Diese Defensivausgaben 
stellen also keine zusätzlichen wirtschaftlichen 
Leistungen in dieser Periode dar. Sie dürfen 
deshalb nicht als Erhöhung des Sozialproduktes

ausgewiesen werden. Heute geschieht das für 
die Defensivausgaben, die die Haushalte und der 
Staat tätigen. Wenn bspw. der Autolärm durch 
mehr Verkehr zunimmt und Straßenanwohner 
Lärmschutzfenster einbauen, um sich zu schüt­
zen, dann werden sowohl die zusätzlichen Autos 
und der Benzinverbauch als auch die Fenster als 
Steigerung des Sozialproduktes verbucht. Die 
Wohlfahrt hat sich aber durch die Fenster nicht 
erhöht.

Das Öko-Sozialprodukt fällt geringer aus als das 
heutige Sozialprodukt. Auch der Verlauf in der Zeit 
wäre wahrscheinlich anders. Wenn das quantitative 
Wirtschaftswachstum mit Verschlechterungen der 
Umweltqualität und der natürlichen Ressourcen 
einhergeht, dann bewegen sich die beiden wohl­
fahrtsbestimmenden Faktoren - Versorgung mit ma­
teriellen Gütern und Umweltqualität - in entgegen­
gesetzter Richtung. Das Öko-Sozialprodukt wird 
deshalb schwächer wachsen als das konventionelle 
Sozialprodukt, möglicherweise nimmt es auch nicht 
zu oder sinkt sogar.

Das grundlegende Problem der Ermittlung eines 
wohlfahrtsorientierten Öko-Sozialproduktes be­
steht in der monetären Bewertung der Umwelt- 
und Ressourcenschäden. Wie soll man Gesund­
heitsschäden bei den heute und in der Zukunft le­
benden Menschen in Geld bewerten? Wie soll man 
die Klimaverschlechterung in 50 bis 100 Jahren als 
Folge der heutigen Co2-Emissionen in Geld bewer­
ten? Wie soll man die Vernichtung von Arten be­
werten oder eventuelle Ressourcenengpässe für Ge­
nerationen in 100 Jahren? Wie sollen Langfristef-

Wohlfahrtsbezoeenes Öko-Sozialprodukt:

Nettosozialprodukt (statistisches)
./. Schäden aus den laufenden Umweltverschlechterungen als Folge der laufenden wirtschaftlichen Aktivität
./. Abschreibungen auf das Naturvermögen als Folge der laufenden wirtschaftlichen Aktivität
./. Defensivausgaben (sofern sie unter der Endnachfrage bei den Haushalten und dem Staat verbucht werden)

= wohlfahrtsorientiertes Öko-Sozialprodukt

Nachhaltiges Öko-Sozialprodukt

Nettosozialprodukt (statistisches)
./. tatsächliche und hypothetische Kosten der (quasi-)nachhaltigen Nutzung

- der Umweltmedien
- der erneuerbaren Ressourcen
- der nicht erneuerbaren Ressourcen

= nachhaltiges Öko-Sozialprodukt 

Abbildung 4

Wohlfahrtsbezogenes und nachhaltiges Öko-Sozialprodukt
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fekte diskontiert werden? Wie sollen Risiken an 
sich bewertet werden? Die Theorie versucht zwar 
Bewertungsmethoden zu entwickeln, jedoch müs­
sen diese Bemühungen an enge Grenzen stoßen. Die 
Sozalproduktsberechnung verlangt objektive und 
präzise Angaben in Geld. Die Wertansätze müssen 
für jedermann nachvollziehbar sein und dürfen 
nicht in das Gutdünken des Statistikers fallen. Tat­
sächlich wäre das aber der Fall. Nutzenschätzungen 
würden stark subjektive Züge tragen und wären sehr 
unsicher. Sie können die Objektivitätsanforderung 
der VGR nicht erfüllen.

Nachhaltiges Öko-Sozialprodukt

Als konzeptionelle Grundlage für die Öko-Erweite­
rung der VGR soll nach überwiegender Auffassung 
das Leitbild der nachhaltigen Umweltnutzung die­
nen. Feste Größen dieses Konzeptes sind:

die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
auf Dauer
gleiche Chancen der Bedürfnisbefriedigung für 
die zukünftigen Generationen wie für die heuti­
gen Generationen (Postulat der intergeneratio­
nellen Gerechtigkeit)
die globale Dimension (Treibhauseffekt, Ver­
nichtung der Ozonschicht, Zerstörung der Re­
genwälder und Artenvielfalt, Verschmutzung 
der Weltmeere, Versauerung der Böden etc.).

Die Anhänger der Idee der nachhaltigen Entwick­
lung versprechen sich einen Ausweg aus dem Be­
wertungsdilemma durch Konstruktion eines Öko- 
Sozialproduktes nach Maßgabe von Nachhaltig­
keitskriterien. Danach setzt der Staat für alle we­
sentlichen Umweltbereiche und Ressourcen Ziele 
der nachhaltigen Nutzung fest. Sofern diese Ziele 
in einer Berichtsperiode eingehalten werden, gilt 
das Sozialprodukt als nachhaltig. Werden die Ziele 
verletzt, sollen die Abweichungen an Hand der Ko­
sten bewertet werden, die notwendig gewesen wä­
ren, um diese Verletzungen zu verhindern (hypothe­
tische Vermeidungskosten). Experten sollen diese 
Schätzungen vornehmen. Die Berechnung des 
nachhaltigen Sozialproduktes erfolgt in mehreren 
Schritten (vgl. Abb. 4):

Zuerst wird das physische Mengengerüst (zuläs­
sige und tatsächliche Emissionen) ermittelt. Bei 
Schadstoffen, die sich lokal und regional bela­
stend auswirken, muß der Bewertung ein Men­
gengerüst mit räumlich differenzierten Emissi­
onszielen zugrunde liegen. Bei den Global­
schadstoffen genügt die Formulierung nationa­
ler Höchstemissionsmengen.
Anschließend wird festgelegt, wie die überhöh­
ten Emissionen hätten vermieden werden kön­
nen. Dazu werden die (minimalen) Kosten ge­
schätzt. Umweltbeeinträchtigungen hätten sich

durch Entsorgungsmaßnahmen, umweltfreund­
lichere Techniken und Konsumänderungen ver­
meiden lassen. Vermeidungskosten entstehen 
deshalb sowohl als Folge aufwendigerer techni­
scher Verfahren als auch als Folge der Gütersub­
stitution. Es ist regelmässig effizient, nicht nur 
technische Maßnahmen zu ergreifen, sondern 
auch das verursachende Aktivitätsniveau einzu­
schränken.
Bei den regenerativen und erschöpfbaren Res­
sourcen ist ähnlich vorzugehen.

Die für die einzelnen natürlichen Ressourcen und 
Umweltnutzungen errechneten Kosten werden zu 
den hypothetischen Gesamtvermeidungskosten 
aufsummiert und vom Sozialprodukt abgezogen. 
Das Sozialprodukt gibt dann an, wieviel Konsum- 
und Investitionsgüter hätten produziert werden kön­
nen, wenn die NachhaitigkeitsStandards eingehalten 
worden wären. Nur der Restbetrag des Sozialpro­
duktes steht für Konsum und Investition (bei Erhal­
tung der Umwelt) zur Verfügung. (Außerdem sind 
die tatsächlichen Vermeidungskosten bei der Er­
mittlung des nachhaltigen Sozialproduktes abzuzie­
hen. Sie haben dazu beigetragen, den Abstand zur 
Nachhaltigkeitsnorm zu verringern. Hypothetische 
und tatsächliche Vermeidungskosten sind Substitu­
te. Wenn bspw. keine Maßnahmen ergriffen worden 
wären, hätten alle Vermeidungskosten hypotheti­
schen Charakter und wären abzuziehen.).
Auch dieses Modell ist mit erheblichen Problemen 
verbunden. Es sind vor allem zwei Einwände vor­
zubringen:

Die Kosten der Vermeidung von Nachhaltig­
keitsverletzungen lassen sich ebenfalls schwer 
schätzen. Meistens dürften auch hier keine zu­
verlässigen Zahlenangaben möglich sein.
An dem nachhaltigen Öko-Sozialprodukt er­
kennt man nicht, wie weit die tatsächliche Ent­
wicklung vom Pfad der nachhaltigen Entwick­
lung abweicht. Diese Abweichungen lassen sich 
nur an physischen Kenngrößen über Umwelt­
qualitäten und Schadstoffströme erkennen. Die 
eigentlichen Informationen, die aus Nachhaltig­
keitsgesichtspunkten wichtig wären, erhält man 
nicht.

Außerdem stellt dieses Konzept hohe Anforderun­
gen an die Politik: Regierung und Gesetzgeber 
müßten für alle wichtigen Umwelt- und Res­
sourcennutzungen verbindliche quantitative Ziel­
werte festlegen. Der Informationswert einer solchen 
umweltökonomischen Gesamtrechnung hängt ent­
scheidend davon ab, daß sich die Politik mit den 
Nachhaltigkeitswerten identifiziert. Deshalb kön­
nen wissenschaftliche Grenzwerte nur Grundlage 
für die gesellschaftlichen Wertsetzungen nicht aber 
selbst Normen für die VGR sein. Die Einführung 
einer umweltökonomischen Gesamtrechnung setzt

* Vgl. Cansier, D.: Umweltökonomie, a.a.O., S. 57 ff
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die Reform der heutigen Umweltpolitik voraus, 
denn bis jetzt gibt es solche quantitativen Zielfixie­
rungen nur in wenigen Fällen (bspw. informell für 
C 02).

4. Umweltindikatoren

Langfristige Nachhaltigkeitsindikatoren
Bei den Umweltindikatoren lassen sich physische 
und monetäre Indikatoren unterscheiden. Ein mone­
tärer Indikator wären beispielsweise die Aufwen­
dungen für den Umweltschutz in einer Periode. 
Diese Kennzahl sagt aber wenig über den Umwelt­
zustand und die Umweltveränderung in einem Land 
aus. Es sollten deshalb vor allem physische Indika­
toren verwendet werden. Bei diesen Indikatoren 
handelt es sich um Kennzahlen für Schadstoffemis­
sionen und Umweltqualitätszustände. Am einfach­
sten zu ermitteln sind die Emissionen, so daß nach 
vorherrschender Auffassung in der VGR hauptsäch­
lich Stoff- und Schadstoffströme abgebildet werden 
sollten.
Die Indikatoren können ebenfalls nach unterschied­
lichen Zielvorstellungen konstruiert sein. Den 
größten Informationsgehalt besitzen Indikatoren 
zur Umsetzung der Idee der nachhaltigen Ent­
wicklung. Es handelt sich hierbei um Soll-Ist-Indi- 
katoren. Die Soll-Kennzahlen reflektieren die ge­
sellschaftlichen Zielvorgaben für die Nutzung der 
Umweltmedien und Ressourcen. Diesen Zielwerten 
werden die tatsächlichen Nutzungen in einer Be­
richtsperiode gegenübergestellt. Gemessen wird 
dann die Abweichung.
Dieses Konzept erfordert ebenfalls die Festlegung 
von Zielwerten für Schadstoffemissionen, Um­
weltqualitäten und Ressourcennutzungen. Die Poli­
tik müßte solche Zielwerte formuliert haben, und 
zwar langfristige Nutzungsziele, die also über eine 
Berichtsperiode hinaus reichen. Die Idee der nach­
haltigen Nutzung verfolgt ja das Ziel, Umwelt und 
natürliche Ressourcen auf Dauer zu erhalten.
Eine besondere Anforderung der physischen Indi­
katoren stellt sich durch die notwendige Aggrega­
tion der Einzeleffekte . Ein Makro-Informationssy­
stem darf nur eine relativ kleine Anzahl von Indika­
toren für ein ganzes Land enthalten. Sonst ist es 
nicht mehr überschaubar. Die Einflüsse der ver­
schiedenen Abfallstoffe und die Verhältnisse in den 
einzelnen Regionen müssen zusammengefaßt wer­
den. Das ist unproblematisch bei den Globalschad­
stoffen. Weil der Ort der Emissionen hier unerheb­
lich ist, kann man die Einzelemissionen einfach 
addieren. Bei den Lokalschadstoffen sind dagegen 
für die jeweiligen regionalen Belastungszonen, 
Umweltmedien und Schadstoffe Abweichungsindi­
katoren zu ermitteln, die mit Hilfe von Bewertungs­
koeffizienten aggregiert werden müßten. *

Den hier auftretenden vielfältigen Schwierigkeiten 
kann man entgehen, wenn man sich strikt an das 
Nachhaltigkeitskonzept hält: Jede Verletzung der 
regional und national definierten Erhaltungsnormen 
gilt nämlich als gleich kritisch. Es ist ohne Belang, 
wenn die Schäden mit dem Grad der Überschreitung 
der Höchstemissionsmengen und von Stoff zu Stoff 
und Umweltmedium zu Umweltmedium variieren. 
Die Schadensbewertung findet im Nachhaltigkeits­
konzept nur ihren Niederschlag in der Bemessung 
der Erhaltungsnormen. Es muß deshalb keine scha­
densbezogene Gewichtung der Regionalindikato­
ren vorgenommen werden. Ebenso spielt es keine 
Rolle, wieviele Menschen von einer Umweltbela­
stung betroffen sind. Beim Nachhaltigkeitskonzept 
ist lediglich entscheidend, ob der gewünschte Um­
weltkapitalstock erhalten bleibt oder nicht. Jede 
Überschreitung der angenommenen Umweltstan­
dards ist gleich zu gewichten. Außerdem darf keine 
Aufrechnung zwischen regionalen Über- und Un­
terschreitungen der Standards vorgenommen wer­
den.

Akzeptiert man diese Position, so bietet sich folgen­
des Aggregationsverfahren an: Man ermittelt für die 
einzelnen Belastungszonen das Verhältnis der tat­
sächlichen Emissionen eines Schadstoffes zu den 
Sollwerten. Wird der Sollwert eingehalten, setzt 
man den Index mit 1 an. Sofern an manchen Orten 
das Limit nicht ausgeschöpft wird, normieren wir 
auch diesen Zustand mit 1. Wenn ein Land etwa aus 
drei Umweltzonen mit den Ist-Soll-Emissionsrela- 
tionen 1, 1,4 und 1,8 für einen bestimmten Schad­
stoff besteht, dann beträgt der Makroindex 1,4. Er 
bringt zum Ausdruck, daß das Niveau der nachhal­
tigen Umweltnutzung im Durchschnitt des Landes 
um 40 % überschritten wird. Hat man etwa für das 
vergangene Jahr den Index 1,3 ermittelt, so erkennt 
man, daß sich die Wirtschaft zwischenzeitlich um 
weitere 10 Prozentpunkte vom Pfad der nachhalti­
gen Umweltnutzung entfernt hat. Diese Information 
ist nützlich.

Die Aggregation läßt sich auf alle wichtigen Schad­
stoffe ausdehnen. Ob Übernutzungen bei den Ge­
wässern, der Luft oder beim Boden auftreten, wird 
vom Nachhaltigkeitsansatz grundsätzlich gleich ne­
gativ bewertet. Auch die natürlichen Ressourcen 
können so miteinbezogen werden. Es sind die Ent­
nahmemengen je Jahr zu ermitteln, die mit Erhalt 
der gewünschten Bestände vereinbar sind. Sie sind 
mit den tatsächlichen Entnahmen zu vergleichen. 
Dies ist für alle relevanten inländischen Bestände 
getrennt zu tun.

Wir erhalten auf diese Weise einen einzigen Makro­
index für alle Umwelteinwirkungen. Es können 
aber auch für einzelne Regionen und Schadstoffar­
ten getrennte Indices ermittelt oder diese einem

* Vgl. Cansier, D. und W. Richter: Nicht-Monetäre Aggregationsmethoden für Indikatoren der nachhaltigen Umweltnutzung, in: 
Zeitschrift für angewandte Umweltforschung, Jg. 8, 1995, S. 326 ff.
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Gesamtindex zugefügt werden. Die Disaggregation 
liefert Informationen über die Übernutzung einzel­
ner Umweltmedien durch bestimmte Schadstoffar­
ten, über die unterschiedliche Belastung der Regio­
nen und über die Übernutzung einzelner natürlicher 
Ressourcenbestände. Dieses Konzept stellt eben­
falls hohe Anforderungen an die Politik und führt in 
die VGR ein stark normatives Element ein.

Periodenbezogene Nachhaltigkeitsindikatoren

Eine schwächere Version von Nachhaltigkeit for­
dert lediglich Konstanz der Umweltbedingungen 
innerhalb der Berichtsperiode . Die jeweiligen An­
fangszustände (und dazugehörigen Höchstemissio­
nen) bilden die normative Referenz. Die Idee ist 
nun, daß sich innerhalb einer Berichtsperiode die 
Umweltqualität nicht verschlechtern soll. Die Um­
weltqualität zu Beginn der Periode sollte auch am 
Ende der Berichtsperiode bestehen. Das Nachhal­
tigkeitsziel wird also auf eine Berichtsperiode redu­
ziert. Dieses Konzept kommt ohne explizite Norm­
setzung durch die Gesellschaft aus.

Man würde dann die Umweltqualität und Res­
sourcenbestände zu Beginn einer Periode mit Hilfe 
von Kennzahlen ermitteln und diese mit den betref­
fenden Werten am Ende der Periode vergleichen. 
Stellt man fest, daß die Umweltqualität am Ende der 
Periode geringer ist, würde man auf eine nicht nach­
haltige Entwicklung während der Periode schließen.

Dieses Periodenkonzept ist relativ einfach und paßt 
sich eher in die Grundkonzeption der VGR (Erfas­
sung tatsächlicher Größen) ein. Es ist aber nicht 
ohne schwerwiegende Mängel. Die Vereinfachun­
gen werden durch wesentliche Einschränkungen 
des Informationsgehalts erkauft:

Über die eigentlich relevante Abweichung der 
Ist-Entwicklung von der langfristig erwünsch­
ten Entwicklung vermag dieser Ansatz nichts 
auszusagen. Ja es kann sein, daß bei ständiger 
Umweltverschlechterung ein immer geringeres 
Qualitätsniveau zu Beginn einer Periode als Re­
ferenz gewählt wird. Im Extremfall wird auch 
dann noch eine Periodenentwicklung als nach­
haltig ausgewiesen, wenn bereits existentielle 
Gefahrenschwellen überschritten sind.
Es ist schwierig, die den Anfangsumweltquali­
täten entsprechenden laufenden natürlichen Re­
generationskapazitäten zu ermitteln, die die zu­
lässigen Emissionen bestimmen. Die Ursache- 
Wirkungs-Beziehungen sind häufig nicht genü­
gend bekannt.
Der Ansatz versagt bei akkumulativen Schad­
stoffen, die Langfristschäden hervorrufen, denn 
hier treten die Umweltschäden ja erst in der 
Zukunft auf. Das gleiche gilt für die Nutzung *

regenerierbarer und erschöpfbarer Ressourcen. 
Die Rechnung wäre also höchst unvollständig.

Deskriptive Umweltindikatoren

Die einfachste aber auch am wenigsten aussagefä­
hige Methode besteht schlicht in der Konstruktion 
von Umweltindikatoren, die tatsächliche Emissio­
nen oder tatsächliche Umweltzustände messen. In 
Betracht kommen hauptsächlich Kennzahlen für die 
Stoffflüsse, aber auch für Bestandsgrößen. Beispie­
le wären: SO2- und CCh-Emissionsmengen absolut 
und pro Kopf, Abfallmengen absolut und pro Kopf, 
Sauerstoffgehalt der Gewässer, Säuregehalt der Ge­
wässer und des Bodens, Verbrauch natürlicher Res­
sourcen absolut und pro Kopf, Ressourcenproduk­
tivität (=Verhälthis von Sozialprodukt zu eingesetz­
ten natürlichen Rohstoffen), Anzahl der gefährde­
ten Arten an der Gesamtzahl der bekannten Arten, 
Bodenversiegelung als Prozentsatz der gesamten 
natürlichen Fläche.

Diese Kennzahlen liefern keine Informationen über 
den Grad der nachhaltigen Umweltnutzung. Es fehlt 
die normative Referenzgröße. Gewisse Information 
über die Umweltentwicklung erhält man durch den 
Zeitvergleich: Wenn bspw. die Emissionen von 
einer Periode zur anderen konstant gewesen sind, 
dann würde man darauf schließen, daß sich Luft-, 
Gewässer- oder Bodenqualität nicht verändert ha­
ben, sei es, daß sich ein bereits schlechter Umwelt­
zustand nicht weiter verschlechtert hat, oder ein 
guter Umweltzustand erhalten geblieben ist. Dieser 
Rückschluß auf Konstanz des Naturkapitals kann 
aber gründlich falsch sein:

etwa bei akkumulativen Schadstoffen. Diese rei­
chem sich ja an, so daß bei konstantem Emissi­
onsstrom der Schadstoffgehalt in den Umwelt­
medien beständig zunimmt und die Risiken für 
den Menschen zunehmen, 
oder weil die natürlichen Selbstreinigungskräfte 
in der Vorperiode bereits stark ausgelastet wor­
den sind und es zu Beeinträchtigungen gekom­
men ist, so daß in der nächsten Periode die 
Regenerationskräfte geschwächt sind und diese 
ein gleiches Emissionsvolumen nicht mehr ver­
tragen.
weil die gleiche Entnahmemenge regenerierba­
rer Ressourcen über die natürliche Zuwachsrate 
hinausgehen kann, so daß es zu ständigen Ver­
ringerungen der Bestände kommt, 
weil die gleiche Entnahme erschöpfbarer Res­
sourcen die Mangellage für zukünftige Genera­
tionen steigern kann, sofern Innovationen von 
Altemativtechnologien nicht zustande kommen.

Kennzahlen über Emissionen und Ressourcenent­
nahmen können deshalb leicht zu Fehlurteilen füh­

* Vgl. Cansier, D. und W. Richter: Erweiterung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung um Indikatoren für eine nachhaltige 
Umweltnutzung, in: Zeitschrift für Umweltpolitik & Umweltrecht, 18 Jg., 1995, S. 231 ff.
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ren. Immerhin deuten sie häufig die Richtung der 
Umweltveränderung an.
Als ein besonderes Problem stellt sich bei diesem 
Ansatz die gesamtwirtschaftliche Aggregation der 
vielfältigen Umweltphänomene in einem Land. Ein 
Makroinformationssystem soll ja aus Gründen der 
Übersichtlichkeit für Politik und Öffentlichkeit nur 
wenige Indiaktoren enthalten. Ein Aggregationskri­
terium wie beim Nachhaltigkeitsansatz gibt es hier 
nicht. Eine gewisse Zusammenfassung ist aber nach 
folgenden Gesichtspunkten möglich:

Addition aller Emissionsmengen ein und dessel­
ben Schadstoffes. Dieses Verfahren wird bei 
allen wichtigen Luftschadstoffe angewandt 
(SO2, NOx, CO, Staub, flüchtige organische 
Verbindungen VOC und CO2). Es ist aber nur 
für Globalschadstoffe hinreichend aussagefä­
hig.
Ermittlung eines durchschnittlichen Immissi­
onswertes für ein und denselben Schadstoff für 
die gesamte Bundesrepublik. Aus den Belastun­
gen an den einzelnen Meßpunkten wird der na­
tionale Durchschnitt gebildet. Im Luftgütebe­
reich werden bspw. Immissionswerte für SO2, 
NOx, Staub und bodennahes Ozon ausgewiesen. 
Die Durchschnittsbildung ist bei starken regio­
nalen Unterschieden im Verschmutzungsgrad 
der Umweltmedien wenig informativ.
Gewichtung unterschiedlicher Schadstoffe mit 
gleichartigem Umwelteffekt nach der spezifi­
schen ökologischen Schädlichkeit. Emissionen 
und Immissionen lassen sich teilweise in äqui­
valenten Einheiten eines Leitschadstoffes aus- 
drücken. Die Gewichtung erfolgt anhand physi­
kalischer, chemischer oder biologischer Kriteri­
en. Auf diese Weise können bspw. die verschie­
denen Spurengase, die den Treibhauseffekt er­
zeugen, zusammengefaßt werden (ausgedrückt 
in C02-Äquivalenten), ebenso die verschiede­
nen Substanzen, die die Ozonschicht angreifen 
(in F21-Äquivalenten). Andere Beispiele sind 
die Aggregation sauerstoffzehrender Abfallstof­
fe im Abwasser (ausgedrückt in BSB5 oder 
CSB) sowie der Beitrag verschiedener Nährstof­
fe im Abwasser zur Eutrophierung (in Gesamt­
phosphor).
Gewichtung unterschiedlicher Schadstoffe nach 
der Toxizität. Zusammengefaßt werden Schad­
stoffe, die unterschiedliche Schäden hervorru- 
fen. Im Luftgütebereich verwendet man die so­
genannten Toxizitätsfaktoren. Die Gewichtung

erfolgt anhand der Immissionswerte der TA- 
Luft, der Immissionswerte (MIK) des VDI oder 
sonstiger wissenschaftlich abgesicherter Grenz­
werte. Als Leitstoff wird Kohlenmonoxid CO 
verwendet. Die Toxizitätsfaktoren drücken das 
Verhältnis der Beurteilungsstoffe in Bezug auf 
die Schädlichkeit (Gesundheits- Vegetations­
und Materialschädlichkeit) des Kohlenmon­
oxids aus. Ein Stoff mit doppelt so hohem Im- 
misssionswert wie CO wird beispielsweise als 
halb so schädlich angenommen.

Alle diese Methoden vereinfachen die Sachverhal­
ten erheblich. Mit der Aggregation gehen wichtige 
Informationen verloren. Deshalb bleibt die Frage, 
ob eine geringere Zahl aggregierter Kenngrößen 
überhaupt noch zuverlässig über die Umweltent­
wicklung eines Landes informieren kann. Das ist bei 
den Globalschadstoffen und dem Ressourcenver­
brauch kein Problem, wohl aber bei Schadstoffen 
und sonstigen Einflüssen, die sich lokal und regio­
nal auswirken

5. Fazit

Die Konstruktion eines Öko-Sozialproduktes dürfte 
kaum eine reale Chance haben. Die Berechnung 
wäre zu kompliziert, zu subjektiv und zu unsicher. 
Es ist zu erwarten, daß sich das Satellitensystem mit 
überwiegend physischen Indikatoren durchsetzen 
wird. Die Aussichten für die Verwendung echter 
langfristiger Nachhaltigkeitsindikatoren sind dabei 
allerdings schlecht, weil gesellschaftliche Zielfest­
legungen für die quantitativen Umweltnutzungen 
notwendig wären, die es aber bis heute nicht gibt 
und auch in der absehbaren Zukunft kaum geben 
wird. Als realistische Alternativen bleiben deshalb 
Indikatoren nach dem Konzept der periodenbezoge­
nen Nachhaltigkeit und - als einfachste Variante - 
deskriptive Umweltindikatoren, die immerhin für 
bestimmte Umwelteinflüssse Richtungsaussagen 
über die Umweltveränderung durch Zeitvergleich 
zulassen.
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1. Einleitung

Bereits in den 70er Jahren begann eine Diskussion 
um die Mängel der Volkswirtschaftlichen Gesam­
trechnung (VGR) in bezug auf die Abbildung der 
Nutzung (und Zerstörung) der natürlichen Umwelt. 
Seither wurden von verschiedensten Seiten Vor­
schläge für eine ökologische Erweiterung oder Mo­
difikation der VGR entwickelt (für eine Übersicht 
vgl. KLAUS et al. 1994). In der Bundesrepublik 
Deutschland intensivierte sich die Diskussion mit 
der 1992 auf der Konferenz von Rio de Janeiro 
eingegangenen Verpflichtung zur Entwicklung ei­
ner nationalen Umweltökonomischen Gesamtrech­
nung (UGR) (vgl. ENGELHARDT & WEIN­
ZIERL 1993).
Das Statistische Bundesamt ist derzeit mit der Ent­
wicklung und Umsetzung eines solchen Rechen­
werkes befaßt, das die Umweltbelastung, den Um­
weltzustand sowie erfolgte und unterlassene Um­ * **

weltschutzmaßnahmen in physischen und monetä­
ren Größen erfassen soll (vgl. RADERMACHER 
1995).

Die Biodiversität stellt einen wesentlichen Teil des 
natürlichen Vermögens dar. Ökonomisch wird sie 
in vielerlei Weise z.T. direkt (Fang und Ernte bzw. 
Abbau) und z.T. indirekt (genetische Ressourcen, 
Beitrag zum Erhalt geoökologischer Funktionen) 
genutzt Trotz ihrer Bedeutung für den Wirt­
schaftsprozeß hat die vom Menschen verursachte 
Vernichtung an Arten und biologischen Lebensräu­
men in den letzten Jahrzehnten alarmierende Aus­
maße angenommen. Weltweit sind derzeit ca. 1,7 
Millionen Arten wissenschaftlich beschrieben 
Die Schätzungen über den Artenverlust reichen von 
höchstens 10 Arten pro Jahr (WILSON 1988: 13) 
bis zu 150 bis 200 Pflanzen- und Tierarten, die pro 
Tag aussterben (Bericht des UN-Umweltpro- 
gramms vom April 1996, zitiert in FR 22.04.1996).

Während die vom Menschen verursachten Arten­
verluste bis in die 50er Jahre vor allem auf die 
Besiedlung von Inseln und die damit verbundene 
Störung besonders empfindlicher Ökosysteme und 
auf die Jagd zurückzuführen waren (vgl. HAM- 
PICKE 1991:37), geht die hauptsächliche Gefähr­
dung der Biodiversität heute von der anthropogen 
verursachten Zerstörung von Lebensräumen wilder 
Arten aus. Die wachsende Menschheit beansprucht 
zunehmend Raum. In Ländern wie der Bundesrepu­
blik finden sich kaum mehr weitgehend naturbelas­
sene Rückzugsräume. Ein Übriges tun die durch 
ökonomische Aktivitäten bewirkten Emissionen 
(deren Folgen saurer Regen, Gewässereutrophie­
rung u.a. sind). Angesichts dieser Problematik ist 
darüber nachzudenken, ob und wie die Biodiversität 
als bedeutsamer und gefährdeter Bestandteil des 
Naturvermögens bei der Gestaltung einer UGR be­
rücksichtigt werden kann.

* Der Begriff der Biodiversität, der im allgemeinen Sprachgebrauch häufig mit Artenvielfalt gleichgesetzt wird, ist in der fachlichen 
Diskussion umfassender definiert und beinhaltet neben der Artenvielfalt auch die genetische Diversität innerhalb der einzelnen 
Arten und die ökosystemare Vielfalt (vgl. PEARCE 1993: 99f., GROOMBRIDGE 1992: xiii). Im allgemeinen Sprachgebrauch 
wird Biodiversität jedoch häufig mit nur einem der drei Aspekte, nämlich der Artenvielfalt, gleichgesetzt - vermutlich weil diese 
den am leichtesten zu fassenden Ausdruck der biologischen Vielfalt darstellt.

** Schätzungen über die tatsächlich weltweit existierenden Arten gehen von mindestens 5 bis zu 100 Millionen Arten (vgl. z.B. 
WILSON 1988: 5, GROOMBRIDGE 1992: xiii).
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Die Ausführungen in diesem Vortrag beziehen sich 
inhaltlich weitgehend auf einen gemeinschaftlich 
erstellten Projektbericht. Einige Teile, die hier zwar 
nicht wörtlich aber doch vom Sinn her rezipiert 
werden, stammen daher nicht von mir sondern von 
anderen Mitarbeitern des Projektes. Aus den von 
mir selbst stammenden Teilen wurden z.T. Ab­
schnitte übernommen (vgl. GEISENDORF et al. 
1996).

2. Ökonomische Bedeutung der Biodiversität

Neben der vielen Naturschützem vielleicht sympa­
thischsten Forderung, die Artenvielfalt bzw. einzel­
ne Arten um ihrer selbst willen zu erhalten, gibt es 
gute ökonomische Gründe dies zu tun. Sowohl ein­
zelne Arten als auch die Vielfalt innerhalb einer Art 
oder in einem Ökosystem unterliegen einer Vielzahl 
direkter und indirekter wirtschaftlicher Nutzungen, 
von denen hier nur einige genannt werden:

Direkte konsumtive Nutzung einzelner Tier- 
und Pflanzenarten als Nahrung, Baumaterial, 
Brennstoff u.a. (vgl. MYERS 1989: 54). 
Nutzung des genetischen Informationsgehalts 
für die Entwicklung von Arzneimitteln und an­
deren chemischen Stoffen (vgl. FAUCHEUX & 
NOËL 1995: 171).**
Die Vielfalt innerhalb einer Art wirkt als Stabi­
litätsfaktor in der Landwirtschaft. Anpassungen 
des Saatguts an veränderte Umweltbedingungen 
können teilweise nur durch Einkreuzung wilder 
Arten erfolgen (vgl. HAMPICKE 1991: 24). 
Die Artenvielfalt stiftet durch ihren Anteil an für 
den Menschen attraktiven Landschaften einen 
Erholungswert von Wäldern, Wiesenlandschaf­
ten u.a. Dieser nicht konsumtive Nutzen ist für 
manche Länder, die extra wegen ihrer Natur­
schönheit besucht werden, sogar ein bedeuten­
der Wirtschaftsfaktor (vgl. GEISENDORF et al. 
1996: 164).
Eine indirekte aber um so grundlegendere Nut­
zung findet durch den Beitrag der Biodiversität 
zur Stabilisierung des geoökologischen Gleich­
gewichts statt, von dem die Möglichkeit ab­
hängt, all die anderen Nutzenstiftungen über­
haupt in Anspruch nehmen zu können.
Zu diesen aktuellen Nutzen der Biodiversität 
kommt die Möglichkeit einer späteren Ent­
deckung eines wirtschaftlichen Nutzen hinzu 
(Optionswert) (vgl. PEARCE et al. 1994: 60). * ** ***

3. Situation der Biodiversität in Deutschland

Beim Stichwort der Bedrohung der Biodiversität 
denkt sicherlich fast jeder sofort an die Vernichtung 
der sowohl extrem artenreichen als auch extrem 
sensibel auf Rodungen reagierenden tropischen 
Wälder. Der Erhalt dieser Wälder ist mit Sicherheit 
eines der vorrangig zu lösenden Probleme im Zu­
sammenhang mit dem Artenerhalt. Trotzdem aber 
stellt der Erhalt der biologischen Vielfalt auch in 
den Nicht-Tropenwald-Ländem ein Problem dar. In 
der Bundesrepublik Deutschland gelten derzeit 94 
% aller Biotoptypen und etwa ein Drittel aller in den 
alten Bundesländern einheimischen Farn- und Blü­
tenpflanzen als gefährdet (vgl. BfN 1995: 31f.). 
Deren Schutz erfordert allerdings - anders als in den 
tropischen Ländern zumeist keine Ausweisung 
von vom Menschen völlig unberührter Gebiete, 
sondern den Erhalt und die Pflege extensiv genutz­
ter Kulturlandschaften, die durch ihre z.T. in Jahr­
hunderten gewachsenen spezifischen landschaftli­
chen Gegebenheiten wertvolle ökologische Nischen 
geschaffen haben.

Diese besondere Situation in den vergleichsweise 
dicht besiedelten Industrieländern hat sich aus der 
Tatsache ergeben, daß kaum mehr Flächen nicht in 
irgendeiner Weise vom Menschen genutzt oder ver­
ändert wurden. 10% der Fläche der Bundesrepublik 
werden von Siedlungen und Verkehrswegen in An­
spruch genommen, knapp 30% sind von Wäldern 
bedeckt, und 55% werden derzeit landwirtschaftlich 
genutzt (vgl. z.B. BfN 1995: 3 u. 10). Insbesondere 
die landwirtschaftlichen Flächen stellen dabei Ge­
biete dar, auf denen sich viele Arten ansiedeln konn­
ten, für die die vorher vorwiegend von Wäldern 
bedeckte Landschaft nicht geeignet war. Bis zur 
Mitte des 19. Jahrhunderts führte die Entwicklung 
der - damals noch extensiven - Landwirtschaft daher 
zu einer Zunahme der biologischen Vielfalt. Der 
seitdem zu verzeichnende Rückgang der Arten ist 
erst auf die zunehmend intensive Nutzung der Flä­
chen und den verstärkten Einsatz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln seit Beginn der Industriali­
sierung zurückzuführen (vgl. BfN 1995:19 u. 43ff). 
Der Erhalt der Biodiversität in Deutschland erfor­
dert dementsprechend, wie oben erwähnt, andere 
Maßnahmen als in den Tropenwaldländem. Es soll­
ten zwar auch in den Industrieländern hinreichend 
große Waldflächen sich selbst überlassen ("Bann­
wälder") und der Schutz der wenigen noch existie­
renden natürlichen und natumahen Biotope sicher- 
gestellt werden. Eine weit größere Bedeutung dürfte

* Von den ca. 80.000 zumindest in Teilen eßbaren Pflanzen nutzt der Mensch derzeit zwischen 3.000 und 7.000 (vgl. MYERS 1989: 
54). Über die Hälfte der Entwicklungsländer decken ihren Fleischkonsum zu mehr als 20 % aus wildlebenden Arten (vgl. 
SCHÜCKING 1990: 21).

** Etwa 25 % der in den OECD-Staaten verwendeten Medikamente sind pflanzlichen Ursprungs, weltweit (incl. Entwicklungsländer) 
sogar 75 % (vgl. HAMPICKE 1991: 25).

***Vgl. hierzu auch das Konzept des primary und secondary value von GREN et al. 1994. Die grundlegenden ökosystemaren 
Funktionen werden dort als Primärwerte bezeichnet. Die ökonomisch nutzbaren Ressourcen, die erst durch die Existenz der 
Primärwerte verfügbar sind, sind dagegen Sekundärwerte.
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jedoch der Fortführung oder Wiedereinführung ei­
ner extensiven landwirtschaftlichen Nutzung zu­
kommen (vgl. GEISENDORF et al. 1996: XXIIff).

4. Biodiversität in der Umweltökonomischen
Gesamtrechnung

Eine Möglichkeit der Berücksichtigung der Biodi­
versität in der UGR besteht in der physischen Erfas­
sung ihrer Bestände und Zustände. Die Erhebung 
derartiger Daten ist wünschenswert und sicherlich 
sinnvoll, soll hier aber nicht Gegenstand der Be­
trachtung sein. Der vorliegende Vortrag beschäftigt 
sich mit den Möglichkeiten einer Integration der 
Biodiversität in den eigentlichen Kembereich der 
VGR, d.h. in den monetären Teil der UGR.
Wenn über eine bewertende ökonomische Ausein­
andersetzung mit der Biodiversität nachgedacht 
werden soll, sind zwei Ausgangsfragen denkbar:

Was ist Artenvielfalt wert?
Was kostet der Erhalt der Artenvielfalt?

Entsprechend der jeweiligen Fragestellung ergeben 
sich auch zwei unterschiedliche Ansatzpunkte einer 
möglichen Berücksichtigung der Biodiversität in 
der UGR. Im ersten Fall würde die Artenvielfalt als 
volkswirtschaftliches Vermögen betrachtet, das 
ähnlich den herkömmlichen Vermögensbestandtei­
len zur Produktion beiträgt oder konsumtive Lei­
stungen abgibt und dessen Wert zu ermitteln und 
(z.B. als Bestandsgröße oder jährlich verfügbare 
Stromgröße) in die Gesamtrechnung aufzunehmen 
wäre. Der zweite Ansatz bestünde dagegen in einer 
Berechnung der Kosten des Erhalts der Artenviel­
falt und deren Aufnahme in die UGR, womit keine 
Aussage über den Nutzen oder Wert der Biodiver­
sität getroffen würde.

Vorschläge für eine Berücksichtigung ökologischer 
Aspekte in der VGR, aus denen sich die entspre­
chende Berücksichtigung der Biodiversität ableiten 
ließe, liegen für beide Varianten vor. Obwohl es in 
argumentativer Hinsicht gute Gründe für die erste 
Variante gibt, wird hier für eine Realisierung des 
zweiten Vorschlags plädiert. Dies liegt, wie im fol­
genden näher erläutert werden soll, an den besonde­
ren Problemen, die sowohl mit der Bestimmung des 
Wertes der Biodiversität, als auch mit der Integrati­
on derartiger Angaben in die VGR verbunden sind 
bzw. wären.

4.1 Artenvielfalt als Vermögensbestandteil

Vorschläge für eine Integration des Wertes des Na­
turvermögens in die VGR, aus denen sich eine ent­ *

sprechende Berücksichtigung der Biodiversität ab­
leiten ließe, liegen verschiedene vor:

Von REPETTO (1993) stammt der Vorschlag, 
Abschreibungen auf zukünftige ökonomische 
Nutzenentgänge vorzunehmen, die durch eine 
aktuelle Übernutzung regenerativer Ressourcen 
bewirkt werden. Diese Beträge sollen vom So­
zialprodukt abgezogen werden. Hierdurch soll 
der Anteil der heutigen Ressourcennutzung aus­
gewiesen werden, der aus einem nicht-nachhal­
tigen Zugriff auf die Naturvermögensbestände 
besteht. Von dieser Betrachtung wird aber nur 
ein Ausschnitt des Naturvermögens, nämlich die 
bereits heute genutzten Ressourcen, erfaßt. Für 
die Bundesrepublik Deutschland, deren Natur­
nutzung bzw. -Schädigung weniger im Abbau 
von Rohstoffen besteht, dürfte dieser Ansatz nur 
bedingt geeignet sein. In einigen Entwicklungs­
ländern mit hohem Ressourcenabbau können 
hiermit aber sicherlich interessante Ergebnisse 
erzielt werden.

Ein umfassenderer Vorschlag zur Integration 
ökologischer Aspekte in die VGR ist Peskins 
"microeconomic framework" zur Erfassung der 
Nutzen aus Naturgütem. Die Inanspruchnahme 
der Umwelt z.B. als "Emissionslager" oder Er­
holungsort solle mit Hilfe von Zahlungsbereit­
schaftserhebungen bewertet und den jeweiligen 
Nutzem in Form von Vorleistungen zur Produk­
tion oder Konsumleistungen zugeschrieben und 
in einem eigens einzurichtenden Naturkonto ge­
gengebucht werden (vgl. PESKIN 1991).

Von DALY schließlich stammt der Vorschlag, 
statt dem auf Stromgrößen aufbauenden Brutto­
sozialprodukt (BSP) die Bestandsgröße eines 
um Umweltfaktoren erweiterten Vermögens in 
den Mittelpunkt der wirtschaftspolitischen Be­
trachtung zu stellen. Zielgröße der Wirtschafts­
aktivitäten wäre dann der Erhalt der für eine 
langfristig durchhaltbare Wirtschaftsweise not­
wendigen Kapitalbestände, was auch unter öko­
nomischen Gesichtspunkten sinnvoll sei, da die 
konsumtiven Nutzungen von diesen abgegeben 
werden (vgl. LEIPERT 1986: 294).

Der hinter diesen Vorschlägen stehenden Argumen­
tation, daß das Naturvermögen bzw. die Biodiversi­
tät als Vermögensbestand erhalten werden sollte, 
der z.T. durch seine bloße Existenz, z.T. in Form 
•jährlicher Erträge und z.T. durch das bereitgestellte 
Potential für Nutzungen der in ihm enthaltenen In­
formationen ökonomischen Nutzen stiftet, ist unbe­
dingt zuzustimmen. Problematisch wird dieser An-

* So untersuchte REPETTO beispielsweise in Indonesien die Auswirkungen des Verbrauchs von Erdöl, Wald und Boden auf das 
BSP und kam zu dem Schluß, daß die durchschnittliche Wachstumsrate zwischen 1971 und 1984 hierdurch von 7,1 auf 4 % sank 
(vgl. VAN DIEREN 1995: 94). Das World Resource Institute errechnete 1988 für Costa Rica Abschreibungen für die Übernutzung 
des Waldes, des Bodens und der Fischbestände in Höhe von 10,5 % des Nettoinlandsprodukts. ADGER schätzte den Anteil der 
durch Bodenerosion und Entwaldung in Zimbabwe vorzunehmenden Abschreibungen auf 3 % des NIPs und 30 % des Nettoprodukts 
des Agrarsektors (vgl. VAN DIEREN 1995: 94).
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satz aber, wenn aus ihm gefolgert wird, daß das 
natürliche Vermögen, ebenso wie das produzierte 
Vermögen, in monetärer Form zu erfassen sei, um 
es in die Gesamtrechnung aufnehmen zu können. 
Unabhängig davon, ob die Artenvielfalt als Be­
standsgröße oder in Form der von ihr abgegebenen 
Leistungen in die VGR integriert werden sollte, 
müßten die Bestände hierfür zunächst einmal erfaßt 
und monetär bewertet werden. Zu Ansätzen und 
Problemen der Naturbewertung besteht bereits ein 
umfangreiches Schrifttum, das von der Literatur zur 
Bewertung externer Effekte in der Umweltökono­
mie über die Bestimmung der Werte ökologischer 
Aspekte in Kosten-Nutzen-Analysen und Konsu­
mentenbefragungen oder -beobachtungen zur Er­
mittlung des Wertes ökologisch bedeutsamer Ge­
biete oder einzelner Arten bis zu den speziell zu 
Zwecken des Rechnungswesens diskutierten Ansät­
zen reicht (vgl. z.B. KOPP & SMITH (Hg.) 1993, 
POMMEREHNE 1987, JOHANSSON 1991). Die­
se Diskussion soll hier nicht vertieft werden. Es 
wird jedoch kurz gezeigt, wie vielfältig die Bewer­
tungsgrundlagen sein können und angesprochen, 
mit welchen Problemen sie behaftet sind.

4.1.1 Bewertungsansätze

Die Möglichkeiten einer Bewertung gestalten sich 
in Abhängigkeit von den verschiedenen Funktionen 
der Biodiversität - vom Ressourcenbestand bis zu 
ihrem Beitrag zu komplexen ökosystemaren Funk­
tionen - unterschiedlich. Einige ökonomische Nut­
zungen der Artenvielfalt, nämlich Ressourcen, die 
über einen Marktpreis verfügen (z.B. Nutzholz oder 
Tierprodukte), werden bereits heute vom Rech­
nungswesen erfaßt.
Wenn die Natur Funktionen erfüllt, die sonst anders 
bereitgestellt werden müßten, können die Kosten 
des Ersatzes der Naturfunktion (.Ersatzkosten) zur 
Bewertung herangezogen werden. Zum Beispiel er­
gibt sich bei der Funktion des Waldes als Lawinen­
schutz eine Bewertung in Höhe der Kosten alterna­
tiver Schutzmaßnahmen.
Vor allem für den Teil der Biodiversität, der nicht 
vermarktbar ist und die Charakteristika öffentlicher 
Güter aufweist, lassen sich Analysen der Zahlungs­
bereitschaft der Bevölkerung für den Erhalt der 
Artenvielfalt (oder einzelner Arten) durchführen. 
Hierzu kann eine direkte Befragung nach der Zah­
lungsbereitschaft für den Artenerhalt (Contingent 
Valuation), oder indirekte Bewertungsverfahren

wie die Reisekostenmethode (Travel Cost Method) 
und die Hedonic Price Method dienen, die auf der 
Annahme beruhen, daß sich die Nachfrage nach 
nicht auf dem Markt gehandelten Gütern teilweise 
in der Nachfrage nach Marktgütem widerspiegelt 
(vgl. APPEL 1988: 147f).
• Bei der Reisekostenmethode wird davon ausge­

gangen, daß Aufwände die mit dem Besuch 
beispielsweise eines Nationalpark verbunden 
sind, als Mindestzahlungsbereitschaft für die 
Naturschönheit - die wiederum in Zusammen­
hang mit der dortigen Artenvielfalt stehen dürfte 
- interpretiert werden können.
In ähnlicher Weise faßt die Hedonic Price Me­
thod z.B. einen höheren Kaufpreis für ein Haus 
in schöner Umgebung und sauberer Luft zum 
Teil als Zahlung(sbereitschaft) für diese Um­
weltfaktoren auf (vgl. APPEL 1988: 149).* **
Von besonderer Bedeutung ist die Contingent 
Valuation als einzige direkte Ermittlungsmetho­
de der Zahlungsbereitschaft, weil hiermit - im 
Gegensatz zu den beiden obengenannten Ver­
fahren - auch die Nachfrage nach dem Existenz- 
wert von Arten abgefragt werden kann, für deren 
Erhalt der Befragte auch dann etwas ausgeben 
würde, wenn er nicht beabsichtigt, sie selbst zu 
sehen oder in ihrer Nähe zu wohnen.

Zahlungsbereitschaftsanalysen für Umweltgüter 
sind nicht unumstritten (vgl. z.B. APPEL 1988: 150 
u. RÖMER 1991: 418-423). Der Vergleich ver­
schiedener Untersuchungen zur Zahlungsbereit­
schaft für den Artenerhalt oder Naturschutz in einer 
von uns durchgeführten Studie zeigte jedoch, daß 
die Angaben in ganz unterschiedlichen Studien 
doch sehr nah beieinanderliegen, was darauf hin­
deutet, daß derartige Erhebungen zuverlässiger sind 
als häufig angenommen wird (vgl. GEISENDORF 
et al. 1996). Wenn man anstrebt, tatsächlich den 
kompletten ökonomischen Wert der Biodiversität 
auf eine solche Weise zu bestimmen und in eine 
UGR aufzunehmen, tauchen aber trotzdem einige 
Schwierigkeiten auf.

4.1.2 Probleme einer Integration der
Zahlungsbereitschaft für Artenviel­
falt in die UGR

Theoretisch wäre es denkbar, die Biodiversität (und 
andere Naturgüter) mit Hilfe von Zahlungsbereit­
schaftsanalysen bewerten zu lassen und ihre Bestän-

* Es ist allerdings fraglich, ob die Marktpreise den tatsächlichen Wert der ökologischen Leistung widerspiegeln. Ressourcenpreise 
bilden sich anhand von Extraktionskosten und Knappheitserwartungen und drücken insbesondere bei kurzsichtiger oder zu 
optimistischer Einschätzung nicht zwangsläufig den tatsächlichen Wert aus, den die Ressource in einem Produktionsprozeß hat 
(vgl. FAUCHEUX et al. 1994). Mit zunehmender Verknappung dürften die Preise der Ressourcen ansteigen, was bei einer alleinigen 
Betrachtung des monetären Betrags den Eindruck eines Zuwachses erwecken kann (wenn die Preissteigerung die Mengenreduktion 
überkompensiert), obwohl tatsächlich eine Bestandsreduktion stattgefunden hat (vgl. BEIRAT "UMWELTÖKONOMISCHE 
GESAMTRECHNUNG" 1995: 469).

** Den speziellen Anteil der Artenvielfalt an der Bereitstellung dieser Umweltqualität zu bestimmen, wäre sicherlich nicht ganz 
unproblematisch.
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de neben denen an produziertem Kapital in die 
volkswirtschaftliche Vermögensrechnung aufzu­
nehmen. Im Sinne einer Gleichstellung des natürli­
chen mit dem produzierten Vermögen wäre ein 
solches Vorgehen prinzipiell zu begrüßen. Das wür­
de allerdings voraussetzen, daß sich der Wert der 
Artenvielfalt tatsächlich vollständig ermitteln läßt 
und daß die so bestimmten Beträge mit den üblichen 
Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
kompatibel sind. Wie sich bei genauerer Betrach­
tung zeigt, tauchen hierbei aber in bezug auf beide 
genannten Punkte Schwierigkeiten auf.

Grenzen der Beweisbarkeit
Zahlungsbereitschaftsanalysen als Grundlage der 
Wertbestimmung eines Umweltgutes können dann 
zu sinnvollen Ergebnissen führen, wenn der indivi­
duelle Nutzen aus einem Naturgut zu beurteilen ist 
und wenn es sich um einen irgendwie ersetzbaren 
Nutzen handelt. In solchen Fällen - wie z.B. bei der 
Bewertung eines Waldspaziergangs - kann ein Aus­
druck des Genusses in Geldeinheiten zwar Schwie­
rigkeiten bereiten, aber er ist prinzipiell möglich. 
Bereits die "individuelle Nutzung" einer atembaren 
Atmosphäre aber läßt sich sinnvollerweise nicht 
mehr monetär bewerten, weil ein solcher Wert im­
plizieren würde, daß der Betreffende mit der ent­
sprechenden Summe genauso zufrieden wäre wie 
mit dem Sauerstoff zum Atmen.
Aus diesen Überlegungen folgt, daß sich das Natur­
vermögen bezüglich seiner Bewertbarkeit in zwei 
Kategorien einteilen läßt:

Elemente, deren Bewertung zwar teilweise müh­
sam, aber grundsätzlich möglich ist und
Elemente, die prinzipiell nicht zu bewerten sind.

Zur ersten Kategorie sind abgrenzbare Dinge, wie 
die Bedeutung einer Ressource im Produktionspro­
zeß oder der Erholungs wert eines Waldes zu zählen. 
Die Ermittlung ihres Wertes kann zwar schwierig 
sein, ist aber zumindest prinzipiell möglich und 
ethisch vertretbar. Unter diese Kategorie fallen Um­
weltaspekte, für die etwas Vergleichbares existiert. 
Der Wert eines Rohstoffs kann daran gemessen 
werden, was ein alternativer Produktionsfaktor ko­
sten würde, und ein Waldspaziergang läßt sich mit 
den Kosten einer anderen Freizeitaktivität verglei­
chen. Nicht zu bewerten sind dagegen Naturleistun­
gen, die für den Menschen lebensnotwendig sind 
und nicht substituiert werden können. Sie müßten 
an sich mit einem unendlich hohen Wert in die 
Rechnung eingehen. Im Bereich der Biodiversität 
zählen hierzu all die Beiträge, die eine ausreichend 
hohe Vielfalt oder auch eine bestimmte Zusammen­
setzung von Arten an der Aufrechterhaltung des 
geoökologischen Gleichgewichts hat.

Für die Integration von Naturvermögensbeständen 
in die UGR würde dies bedeuten, daß allenfalls 
diejenigen Aspekte erfaßt werden könnten, die einer 
Bewertung prinzipiell zugänglich sind, und auch 
dabei noch Abstriche zu machen wären, weil die 
Bewertung mancher Naturgüter zu aufwendig oder 
unzuverlässig wäre. Neben der daraus resultieren­
den Unvollständigkeit des erfaßten Biodiversitäts- 
Vermögens ist hierbei besonders problematisch, 
daß ausgerechnet die "wertvollsten" Naturfunktio­
nen nicht in der Rechnung erscheinen könnten, weil 
ihnen kein monetärer Wert zugeschrieben werden 
kann (vgl. hierzu auch LEIPERT 1986 o. COM­
MON & NORTON 1994). Wenn aber vorwiegend 
nur leicht zu monetarisierende "ökonomienahe" 
Ausschnitte der Artenvielfalt in das Volksvermögen 
aufgenommen würden, stellt sich die Frage, ob ein 
solches Vorgehen nicht mehr schadet als nützt.

Probleme der Vergleichbarkeit von Konsumenten­
renten und Preisen

Selbst wenn der Wert der Biodiversität sich voll­
ständig erfassen ließe, würden sich Schwierigkeiten 
der Integration so ermittelter Werte in die UGR 
ergeben. Dies liegt an dem prinzipiellen Unter­
schied zwischen Zahlungsbereitschaftsangaben und 
Marktpreisen. Die VGR erfaßt die Menge der ver­
kauften Güter (x*) zu ihrem Marktpreis (p*). Nicht 
erfaßt werden dagegen die Konsumentenrente (Flä­
che A) und der Gewinn des Unternehmers (Fläche 
B), also die Beträge, die Auskunft über den Vorteil 
beider Beteiligten an dem Kauf geben (vgl. Abb. 
1). In Zahlungsbereitschaftsanalysen wird dagegen 
die maximale Zahlungsbereitschaft für ein Gut (also

Abbildung 1

Angebots-/ Nachfrageschema

* Das Integral unter der Grenznutzenkurve gibt den Gesamtnutzen an. Will man den Nutzen aus dem Kauf einer bestimmten Menge 
x ermitteln, muß man die Kaufsumme (p* mal x*) von diesem Gesamtnutzen abziehen und erhält so die Konsumentenrente. Die 
Produzentenrente errechnet sich spiegelbildlich durch Abzug der Gesamtkosten (Integral unter der Grenzkostenkurve) vom  
Verkaufserlös.
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Abbildung 2

Variation der Konsumentenrente bei gleichem Preis- 
Mengen-V erhältnis

das Integral unter der Kurve GN) abgefragt. Diese 
liegt aber über dem Produkt aus Marktpreis mal 
verkaufter Menge (Integral unter der durch p* ge­
gebenen Gerade bis zu x*).
Aus der Kenntnis der Zahlungsbereitschaft kann 
nun aber nicht auf den Preis geschlossen werden, 
der sich auf dem Markt ergeben hätte, denn dieser 
bildet sich auf realen Märkten im Zusammenspiel 
von Zahlungsbereitschaften und Herstellungsko­
sten.
Umgekehrt kann aus den beobachtbaren Marktprei­
sen kein Rückschluß auf den Gesamtnutzen eines 
tatsächlich getätigten Kaufs gezogen werden.
So könnte sich hinter den gleichen Preis- und Men­
genangaben wie in Abbildung 1 statt der Konsu­
mentenrente A auch ein geringerer Nutzenüber­
schuß von z.B. Ai verbergen (vgl. Abb. 2). Die 
tatsächliche Wohlfahrtswirkung einer Markttrans­
aktion bleibt also verborgen.
Hierdurch ergeben sich Schwierigkeiten bei der In­
tegration der ermittelten individuellen Wertschät­
zung in die VGR. Eine Aufnahme der gesamten

Zahlungsbereitschaft für Aspekte der Biodiversität 
würde diese im Vergleich zu normalen Marktgütem 
überbewerten. Man kann sich zwar fragen, ob dies 
überhaupt so schlimm wäre, da doch nur ein Teil des 
Wertes der Biodiversität überhaupt ermittelbar ist 
und sie daher in der UGR ohnehin unterbewertet 
wäre. Es ist allerdings fraglich, ob ein Fehler in der 
einen Richtung damit entschuldigt werden sollte, 
daß vorher ein viel gravierenderer Fehler in der 
anderen Richtung gemacht wurde.

4.2 Kosten des Erhalts der Artenvielfalt 
in der UGR

Die geschilderten Schwierigkeiten einer korrekten 
Ermittlung des tatsächlichen Wertes von Naturgü- 
tem haben bei der Konzeption der bundesdeutschen 
UGR dazu geführt, daß nicht der Wert des Natur­
vermögens, sondern die hypothetischen Kosten sei­
nes Erhaltes in die UGR aufgenommen werden 
sollen. Der auf HUETING (1991) zurückgehende 
Erhaltungskostenansatz strebt eine Berechnung der 
Kosten an, die mit dem Erhalt bestimmter Um­
weltqualitäten verbunden wären, um diese dann po­
litisch zu definierenden Nachhaltigkeits-Standards 
gegenüberzustellen.
In einem ersten Schritt ist hierfür zu ermitteln, wie 
die Natur auf wirtschaftliche Eingriffe reagiert. Im 
zweiten Schritt sind dann Eingriffsgrenzen festzu­
legen (vgl. RADERMACHER 1995:9). Ein solcher 
"standard for sustainability" (S) soll die nicht be­
kannte - oder in bezug auf eine nachhaltige Entwick­
lung nicht für verläßlich gehaltene - Nachfragekur­
ve nach Umweltaspekten (N) ersetzen (vgl. Abb. 
3). In einem dritten Schritt ist zu ermitteln, mit 
welchen Maßnahmen und Instrumenten und zu wel­
chen Kosten verschiedene Umweltstandards einzu­
halten sind (vgl. RADERMACHER 1995: 9). Hier­
aus wird die Angebotskurve der Umweltleistungen 
(A) konstruiert (vgl. HUETING 1991: 204ff).** 
Der Erhaltungskostenansatz wird im Gegensatz zu 
der oben geschilderten nachfrageorientierten Be­
wertung von Umweltgütem auch damit begründet, 
daß Präferenzen für ein bestimmtes Niveau an Um­
weltqualität kein Entscheidungskriterium über den 
Erhalt oder den tatsächlichen Wert der Umwelt sein 
dürften, wenn es sich um Naturgüter handele, die für

* Die Entwicklung solcher Standards ist allerdings ebenfalls nicht unproblematisch. Es bestehen noch große Unsicherheiten über die 
genauen Auswirkungen von Eingriffen in Ökosysteme. Daher sind die Nachhaltigkeitsanforderungen in einem politischen 
Entscheidungsprozeß im Diskurs mit Naturwissenschaftlern zunächst nach bestem Wissen festzulegen und gegebenenfalls 
anzupassen. Zudem handelt es sich nicht nur um die Bestimmung naturwissenschaftlicher Grenzen, sondern auch um Verteilungs­
fragen. So ist zu klären, wieviel Anteil die einzelnen Länder an der Nutzung globaler Funktionen haben sollen - wieviel CO2 dann 
z.B. von Deutschland emittiert werden dürfte.

** Der Erhaltungskostenansatz verwickelt sich mit seiner Vorgehensweise in gewisse Widersprüche. Er strebt die Erfassung der Kosten 
an, die im Vorhinein aufzubringen wären, um eine Umweltschädigung zu vermeiden. In der UGR tauchen diese Beträge aber erst 
im Nachhinein - nämlich dann, wenn die Erhaltungsmaßnahmen nicht erfolgt sind - auf. Die dann erforderliche nachträgliche 
Reparatur ist aber u.U. wesentlich teurer als der Erhalt es gewesen wäre. Im Extremfall der Ausrottung von Arten wäre deren Erhalt 
mit gewissen, endlichen Kosten verbunden, während ihre nachträgliche "Wiederbeschaffung" gar nicht bezahlbar bzw. nicht zu 
leisten ist.
Für eine Darstellung der weiteren Verfahrensweise bei der Integration der Erhaltungskosten in die UGR sei auf HUETING 1991 
und RADERMACHER 1995 verwiesen. Für die hier verfolgten Zwecke genügt dieser kurze Überblick über das Erhaltungskosten­
konzept.
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die Allgemeinheit bis hin zu kommenden Genera­
tionen von Bedeutung sind (vgl. HUETING 1991: 
200).*

Ein konsequenter Erhaltungskostenansatz verlangt 
grundsätzlich, sämtliche, das heißt technische, 
strukturelle und ggf. sogar bevölkerungspolitische 
Maßnahmen für verschiedenste Arten von Nachhal­
tigkeits-Standards zu erfassen (vgl. RADERMA- 
CHER 1995: 7f.). Hierunter würden dann auch die 
Kosten des Erhalts der Biodiversität fallen. Das 
Konzept des Statistischen Bundesamtes sieht vom 
Ansatz her auch vor, die Kosten sämtlicher für eine 
nachhaltige Entwicklung erforderlichen Maßnah­
men in die UGR zu integrieren, zunächst ist jedoch 
nur die Erfassung der technischen Kosten der Emis­
sionsvermeidung geplant (RADERMACHER 
1996: mündl.).**
Die Einhaltung eines Nachhaltigkeits-Standards in 
bezug auf den Erhalt der Biodiversität in Deutsch­
land bestünde, wie oben ausgeführt, in einem 
Schutz der letzten natürlichen Biotope und dem 
Erhalt extensiv genutzter Agrarlandschaften. Die 
Kosten einer solchen Landschaftspflege wurden für 
verschiedene Gebiete bereits berechnet und ließen 
sich in weiteren Erhebungen vervollständigen. Es 
wäre wünschenswert, derartige Daten möglichst 
bald auf ihre Aufnahmefähigkeit in die UGR hin zu 
überprüfen.

4.2.1 Studien zu den Kosten des Erhalts 
der Biodiversität

In den letzten Jahren wurden von verschiedenen 
Instituten Erhebungen zu den Kosten einzelner 
Maßnahmen von Flächennutzungen, die zum Erhalt 
der Artenvielfalt in der Bundesrepublik beitragen 
würden, durchgeführt (vgl. u.a. ROTHENBUR­
GER 1993, MÄHRLEIN 1990, 1993, BERGER & 
ROTH 1994, FUNK et al. 1995). Auf dieser Grund­
lage wurden einige Untersuchungen über die Erhal­
tungskosten konkreter Flächennutzungsprojekte 
vorgenommen, die verschiedene jeweils notwendi­
ge Einzelmaßnahmen bis hin zur Unterstützung ent­
sprechender Betriebszweige (wie z.B. der Schafhal­
tung in einem Biosphärenreservat) beinhalten. Die 
Ergebnisse einiger dieser Studien sind in Tabelle 1 
zusammengestellt.
Die in zusammengestellten Kostenberechnungen 
ergeben sich im Wesentlichen aus den Fördermit­
teln, die der extensiven Landwirtschaft zukommen 
müßten, weil die entsprechenden Betriebe nicht ko­
stendeckend arbeiten können. Die Ergebnisse lassen 
den noch durch weitere Studien zu untermauernden 
Schluß zu, daß auf geeigneten Flächen, auf denen 
zudem keine intensiven Altemativnutzungen zu

Geldeinheit/

Abbildung 3

Bewertung ökologischer Aspekte nach dem Erhal­
tungskostenansatz (nach HUETING 1991: 205 und RA­
DERMACHER 1995: 9)

verdrängen sind - und demnach keine Opportuni­
tätskosten anfallen - im Mittel zwischen 600 und 
700 DM im Jahr pro Hektar für eine extensive 
Landbewirtschaftung aufzubringen wären. Ein Er­
halt der Biodiversität in Deutschland würde, nach 
Meinung verschiedener Autoren, die extensive Nut­
zung von ca. 10 bis 15% der landwirtschaftlichen 
Fläche, also von etwa 1,7 bis 2,5 Mio. Hektar, 
erfordern (vgl. BROGGI & SCHLEGEL 1989, 
HORLITZ1994, SRU 1996). Hochgerechnet ergibt 
sich daraus ein Betrag von 1,0 bis 1,75 Mrd. DM 
pro Jahr.

5. Praktische Bedeutung einer um
Erhaltungskosten für die Biodiversität 
erweiterten UGR

Wenn die UGR unter anderem auch die Kosten des 
Erhalts der Biodiversität beinhalten würde, wäre 
hiermit zunächst einmal nur am Ende jeder Betrach­
tungsperiode erkennbar, wieviel im vergangenen 
Zeitraum für den Arten- und Biotopschutz in der 
Bundesrepublik hätte ausgegeben werden müssen, 
aber nicht ausgegeben wurde. Neben der so mögli­
chen bedauernden Rückschau auf den notwendigen, 
aber nicht erfolgten, Artenschutz ermöglichen der­
artige Daten aber auch die vorausschauende Pla­
nung tatsächlicher Schutzmaßnahmen. Die für die 
UGR erhobenen und zusammengestellten Erhal­
tungskosten können quasi als "Kostenvoranschlag" 
der entsprechenden Schutz-Projekte interpretiert 
werden und somit als Grundlage ihrer Realisierung 
dienen.

* Zur Diskussion um das Für und Wider der Konsumentensouverenität bei der Entscheidung über den Naturerhalt, auf die hier nicht 
näher eingegangen werden soll, vgl. auch PESKIN 1991, NORGAARD 1989 und HAMPICKE 1995.

** Bisher konnte erst eine Vermeidungskostenkurve - für Stickstoffemissionen - konstruiert werden, wobei sich bereits zeigte, daß 
die Datenbeschaffung sehr aufwendig und langwierig ist (RADERMACHER 1996: mündl.).
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Tabelle 1

Kostenunterdeckung naturschutzgerechter Wirtschaftsweisen (GEISENDORF et al. 1996)

Autoren, Region und Nutzungstyp Aktivitäten DM/ha 
u. Jah r

1 ROTH et al. 1995, ROTH & BERGER 1996 
Ökologisch wertvolle Grünlandtypen

a) Beweidung von Kalkmagerrasen mit Schafen
b) Beweidung von Borstgrasrasen mit Mutterkühen
c) Zweischnittnutzung einer typischen Glatthafer­

wiese
d) Zweischnittnutzung einer nährstoffreichen Naß­

wiese

725
790
305

565

2 TAMPE & HAMPICKE 1995 
Entwicklungskonzeption für Wachholderheiden 
auf der Schwäbischen Alb

Schafweide auf Kalkmagerrasen, 
Modellkalkulation

808

240*}

3 TAMPE & HAMPICKE 1995 
Erhalt artenreicher Glatthaferwiesen

Mähnutzung und Heuverkauf 300

4 HAMPICKE & TAMPE 1995 
(wie 2, Modellregion)

Kombiniertes System aus Schafweide und 
extensiven Grünland- und Ackemutzungen im 
Raum Münsingen (Schwäbische Alb)

487
+
118 5

5 HAMPICKE & SCHÄFER 1994 
Extensivierung im Umfeld des geplanten 
Nationalparkes "Kellerwald"

Milchkuhhaltung in extensivierten 
Bachwiesentälern in Kombination mit extensiverer 
Grünland- und Ackemutzung

650

6 HAMPICKE & SCHÄFER 1996 
Teilextensivierung und Fortführung ökologisch 
angepaßter Grünlandwirtschaft in der Medebacher 
Bucht

Milchkuhhaltung in abgestufter Intensität und in 
Verbindung mit extensiverer Grünlandwirtschaft

580

7 GEISENDORF et al. 1996 
Sicherung der Schafhaltung im 
Biosphärenreservat Südost-Rügen

Schafweide auf Moränenrücken 700

8 HAMPICKE 1995a
(nach BÜCHELE & HOFFMANN 1993) 
Ackerbau

Extensiver Getreidebau auf schwachen Standorten 600

s|c\
Zusatzbetrag für die Herrichtung der Weiden ("Erstinstandsetzung")

In diesem Zusammenhang ist ein Rückblick auf die 
weiter oben geschilderten Zahlungsbereitschafts­
analysen interessant.

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich mit Un­
terzeichnung der Biodiversitätskonvention auf der 
Konferenz von Rio de Janeiro 1992 zum Schutz der 
Artenvielfalt verpflichtet. Obschon diese Zusage an 
sich eine ausreichende Begründung für ihre tatsäch­
liche Realisierung sein sollte, kann mit Hilfe der 
Erhebungen von Kosten und Zahlungsbereitschaf­
ten für den Artenerhalt eine zusätzliche politische 
Legitimation im Lande selbst geschaffen werden.

Zahlungsbereitschaftsanalysen für Naturschutz­
maßnahmen oder den Erhalt einzelner Arten können 
zwar aus den oben geschilderten Gründen nur unzu­
reichende Aussagen über den tatsächlichen Wert 
der Biodiversität machen, sie können aber im Ver­
gleich mit den ermittelten Kosten des Erhalts der 
Biodiversität Aufschluß darüber geben, ob die not­
wendigen Ausgaben von der Bevölkerung befür­

wortet werden. In diesem Sinne könnten die mittler­
weile in vielfältigen Studien ermittelten Angaben zu 
Zahlungsbereitschaften dort wo sie mindestens so 
hoch oder höher als die berechneten Kosten ausfal- 
len als politische Willensäußerung für den Artener­
halt interpretiert werden und so ein zusätzliches 
Argument für die Umsetzung der entsprechenden 
Projekte liefern (vgl. GEISENDORF et al. 1996: 
XXXIX).

Vorsichtige Hochrechnungen von Zahlungsbereit­
schaftsangaben für den Naturschutz ergaben für die 
alten Bundesländer eine aggregierte Zahlungsbe­
reitschaft von etwa 5,16 Mrd. DM (vgl. HOLM­
MÜLLER et al. 1991) bzw. 3 bis 7 Mrd. DM pro 
Jahr (vgl. HAMPICKE et al. 1991). Bei aller gebo­
tenen Vorsicht im Umgang mit solchen Hochrech­
nungen zeigt der Vergleich mit den errechneten 
Kosten doch, daß die Zahlungsbereitschaft für den 
Artenerhalt in Deutschland mindestens um das 2 bis 
3fache über den hierfür aufzubringenden Beträgen 
liegt.
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6. Zusammenfassung

Das Statistische Bundesamt ist derzeit mit der Ent­
wicklung einer Umweltökonomischen Gesamtrech­
nung befaßt, die ein umfassendes Datenwerk zum 
Umweltzustand, ihrer Belastung und zu Umwelt­
schutzmaßnahmen werden soll. Die Biodiversität 
ist Grundlage einer Vielzahl direkter und indirekter 
ökonomischer Nutzen. Ihr Erhalt ist integraler Be­
standteil einer verantwortungsvollen Nachhaltig­
keitspolitik und sollte daher in der Rechnung Be­
rücksichtigung finden.
Grundsätzlich wären zwei Wege einer ökonomi­
schen Beschreibung der Biodiversität und ihre dem­
entsprechende Aufnahme in die UGR vorstellbar. 
Der erste Weg, nämlich der Versuch einer Moneta­
risierung des Wertes der Biodiversität stößt auf 
Probleme von Bewertungsgrenzen und einer syste­
matischen Unvereinbarkeit von in Zahlungsbereit­
schaftsanalysen ermittelten Angaben mit den übli­
cherweise in der VGR verwendeten Marktpreisen. 
Anzuraten ist daher, sowie auch aus weiteren hier 
nicht näher ausgeführten Gründen, eine Berück­
sichtigung der Biodiversität in Form der Kosten 
ihres Erhalts. Ein solches Verfahren ließe sich in das 
vorliegende Konzept einer UGR eingliedem, für 
deren monetären Teil die Erfassung von Kosten der 
Einhaltung von Nachhaltigkeits-Standards vorgese­
hen ist (Erhaltungskosten). Geplant ist eine Aufnah­
me sämtlicher solcher Kosten. In einer ersten Phase 
werden jedoch zunächst nur die Kosten technischer 
Maßnahmen der Emissionsvermeidung ermittelt.
In der Bundesrepublik Deutschland wäre der Erhalt 
der Biodiversität nach Aussagen namhafter Autoren 
vermutlich vor allem durch die Unterstützung einer 
extensiven Landwirtschaft auf ca. 10-15% der land­
wirtschaftlichen Flächen und durch den Schutz der 
letzten weitgehend natürlichen Biotope zu gewähr­
leisten. Die in bisherigen Studien für den ersten 
Punkt veranschlagten jährlichen Kosten belaufen 
sich auf ca. 600-700 DM/h, was hochgerechnet 
1-1,75 Mrd. DM/J ergäbe. Es ist zu prüfen, ob sich 
diese Ergebnisse für eine Aufnahme in die UGR 
eignen. Gegebenenfalls sollten weitere Erhebungen 
durchgeführt werden. So zusammengestellte Daten 
könnten dann wiederum zur Planung konkreter 
Schutzprojekte herangezogen und quasi als "Ko­
stenvoranschläge" für deren Realisierung interpre­
tiert werden. Zahlungsbereitschaftsangaben für den 
Artenschutz könnten in diesem Zusammenhang so­
zusagen als Gegenrechnung dienen, an denen die 
Bereitschaft der Bevölkerung zur Finanzierung der 
entsprechenden Projekte abzulesen ist. Vergleiche 
bisheriger Untersuchungen zeigen, daß die Kosten 
des Artenerhalts bei weitem durch Zahlungsbereit­
schaften abgedeckt wären.
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1. Einführung

Das Konzept einer nachhaltigen Entwicklung wird, 
spätestens seit dem 1987 erschienenen Bericht "Our 
Common Future" (Brundtland-Bericht), weltweit 
diskutiert. Der unter dem Vorsitz der norwegischen 
Ministerpräsidentin Gro Harlem Brundtland von 
der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung 
(WCED) erarbeitete Bericht kann für sich in An­
spruch nehmen, den Begriff der nachhaltigen Ent­
wicklung (sustainable development) zu einem 
weltumfassenden Ziel erhoben zu haben, das sich 
inzwischen praktisch alle Nationen ...zu  eigen ge­
macht haben. " 1

Um zu vermeiden, daß dieses generelle Leitbild 
lediglich als Schlagwort benutzt wird, welches sich 
von seinem eigentlichen Inhalt löst und dann nahezu 
beliebig angewendet werden kann, ist es notwendig,

daraus bestimmte Handlungsprinzipien (Leitlini­
en), Ziele, Indikatoren u.ä. abzuleiten, wie dies z.B. 
der Rat der Sachverständigen für Umweltfragen in 
seinem Umweltgutachten von 1994 beschreibt.2 
Eine Konkretisierung des Begriffs bis hin zur ope­
rationalen Ebene ist die Voraussetzung, um eine 
"nachhaltige Entwicklung" mit Leben zu erfüllen 
und letztlich damit zur Lösung unserer Umweltpro­
bleme beizutragen.

Das Thema grenzt den Begriff der nachhaltigen 
Entwicklung auf den ökologisch/ökonomischen 
Aspekt hin ein, da die Umweltökonomische Gesamt­
rechnung (UGR), welche als Instrument zur Beur­
teilung eben dieser Entwicklung eingesetzt werden 
soll, sich ausschließlich auf die Zusammenhänge 
zwischen Ökologie und wirtschaftlichen Tätigkei­
ten bezieht. Natürlich ist es problematisch, Teil­
aspekte eines gerade auf Ganzheitlichkeit und" Ver­

1 Goodland, R.: Die Welt stößt an ihre Grenzen, in: Goodland, R. (Hrsg.) u.a., Nach dem Brundtland-Bericht: umweltverträgliche 
wirtschaftliche Entwicklung, Bonn, 1992, S. 15.

2 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen: Umweltgutachten 1994, Stuttgart, 1994, S. 101.
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netzung" bedachten Leitbildes zu betrachten. Dieser 
Einschränkung liegt aber die Einsicht zugrunde, daß 
ökonomische und ökologische sowie soziale und 
politische Entwicklung nicht voneinander getrennt 
gesehen werden dürfen. Generell geht es darum, die 
Einbindung des Zivilisationssystems in das es tra­
gende Netzwerk der Natur zu erreichen und damit 
die dauerhafte Ausrichtung der sich fortentwickeln­
den Ökonomie an der Tragefähigkeit des ökologi­
schen Systems zu orientieren.3 In einem späteren 
Kapitel (3.2.) wird, gerade im Zusammenhang mit 
einer inter- bzw. intragenerationellen Gerechtigkeit, 
gesondert auf diese Problematik eingegangen.

Ziel dieses Aufsatzes ist es aufzuzeigen, daß/ob die 
UGR sowohl ein sinnvolles als auch ein operationa­
les Instrument ist, eine nachhaltige Entwicklung zu 
beurteilen. Die UGR wird dabei in erster Linie als 
Umweltberichterstattungssystem gesehen, welches 
die Wechselbeziehungen zwischen Umwelt und 
Wirtschaft für ein Land (eine Region) abbildet; also 
sozusagen der Ermittlung des Ist-Zustandes dient. 
Dies ist notwendiger Ausgangspunkt, um - auch 
über den Zeitvergleich - feststellen zu können, in 
welchem Maße die Wirtschafts- und Lebensweise 
eines Landes (einer Region) dem Leitbild bzw. den 
abgeleiteten operationalen Größen der nachhaltigen 
Entwicklung entspricht.

Es ist aber keinesfalls Ziel der UGR, entsprechende 
Soll-Zustände einer nachhaltigen Entwicklung zu 
definieren. Das Setzen von Normen/Standards zur 
Nachhaltigkeit muß vielmehr an anderer Stelle in 
gesellschaftlichem Konsens geschehen. Ebenfalls 
ist es nicht Ziel der UGR und dieses Aufsatzes, 
Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen, mit deren Hil­
fe die (Nachhaltigkeits)-Lücke zwischen tatsächli­
chem Zustand und gewünschtem Standard ge­
schlossen bzw. verringert werden kann (es geht nur 
darum festzustellen, wie groß die Lücke i s t !). Hier­
zu sind andere Akteure gefragt, die diese Aufgabe 
mit Hilfe entsprechender umweltpolitischer Instru­
mente (z.B. Auflagen, Lizenzen, Steuern, Anreizsy­
steme usw.) oder anderer Lösungswege angehen 
müssen. Die UGR soll aber neben der Darstellung 
des Ist-Zustandes durchaus Hinweise geben, an wel­
chen signifikanten Stellen ein effektives und effizi­
entes Eingreifen seitens der Entscheidungsträger 
sinnvoll und notwendig ist.

Um es nochmals zu verdeutlichen und zu hohen 
Erwartungen vorzubeugen:
Die UGR dient lediglich als Meßinstrument, sozu­
sagen als Fieberthermometer, um den Zustand des 
Patienten kenntlich zu machen und signifikante 
Hinweise auf eine mögliche Diagnose zu geben. Die

Diagnose selbst und die daraus abzuleitenden Be­
handlungsmaßnahmen sind nicht Inhalt der UGR. 
Die späteren Auswirkungen der getroffenen Maß­
nahmen dagegen können wieder mit Hilfe dieses 
"Thermometers" gemessen werden.

Ausgehend vom Defizit der bisherigen Wachstums- 
bzw. Entwicklungsmessungen werden zuerst die 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) 
und deren wichtigster Indikator, das Bruttosozial­
produkt, betrachtet. Die sich dabei ergebenden Wi­
dersprüchlichkeiten in bezug auf wirtschaftliches 
Wachstum und Zustand der Umwelt bzw. Lebens­
qualität ("Wohlfahrt") führen zur Entwicklung von 
Lösungsmöglichkeiten, zu denen auch die Entste­
hung der UGR zu rechnen ist. Bevor die UGR 
ausführlich auf ihre Eignung als Instrument zur 
Beurteilung einer nachhaltigen Entwicklung unter­
sucht wird, soll das Konzept der nachhaltigen Ent­
wicklung, das als gesellschaftliche Antwort auf o.g. 
Widersprüche formuliert wurde, erläutert werden. 
Bei der Beurteilung der UGR wird in bezug auf die 
Nachhaltigkeit auch auf Berührungspunkte der 
Theorie der Ökologischen Ökonomie eingegangen. 
Den letzten Teil des Aufsatzes bildet eine Beschrei­
bung der derzeitigen konkreten Ausgestaltung der 
UGR, also eine Momentaufnahme des Zielerrei­
chungsprozesses. Eine kurze Zusammenfassung 
schließt sich an.

2. Entwicklungsgeschichte

2.1 Die Volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnungen - Aufgaben, Ziele, Kritik

Im Rahmen dieses Aufsatzes wird darauf verzichtet, 
das System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen in seinen Einzelheiten zu erläutern. Dies ist 
für die Thematik nicht erforderlich. Für die histori­
sche Betrachtung und die abgeleitete Kritik zu den 
VGR ist ein allgemeiner Überblick ausreichend.

Das gesamtwirtschaftliche Rechnungssystem der 
VGR hat generell die Aufgabe, den Wirtschaftspro­
zeß einer Volkswirtschaft abzubilden. Die ökono­
mischen Aktivitäten der verschiedenen Wirtschafts­
subjekte (Unternehmen, private Haushalte, Staat) 
werden ex post erfaßt und in verschiedenen Teil­
rechnungen dargestellt. Kernstück der VGR ist die 
Sozialproduktrechnung, wobei das Bruttosozialpro­
dukt4 die umfassendste Ziffer ist, die die Summe der 
in einer Volkswirtschaft in einem Jahr erstellten 
Güter und Dienstleistungen repräsentiert. Die zur 
Berechnung benötigten Daten der Wirtschaftspro­
zesse sind monetär bewertet, d.h. es existieren

3 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen: Dauerhaft-umweltgerechte Entwicklung - Leitbegriff für die Umweltpolitik der 
Zukunft-, in: Zeitschrift für angewandte Umweltforschung, Jg. 7, H. 2, 1994, S. 170.

4 Im folgenden werden die Begriffe Bruttosozialprodukt (BSP) und Sozialprodukt synonym verwendet. Das noch weniger bekannte 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) unterscheidet sich davon durch den Saldo der Erwerbs- und Vermögenseinkommen zwischen Inländern 
und der übrigen Welt.
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Marktpreise bzw. Herstellkosten für die ökonomi­
schen Transaktionen.5
Die Sozialproduktsberechnung ist im Grundsatz seit 
den ersten Anfängen der VGR in Deutschland in 
den 40er Jahren dieses Jahrhunderts unverändert 
geblieben, wenngleich im Laufe der Jahre viele 
detaillierte Definitionen und Beschreibungen dazu 
entwickelt wurden.6 Die Berechnung erfolgt als 
Drei-Seiten-Rechnung auf unterschiedlichen We­
gen, je nachdem, ob man die Entstehung, die Ver­
wendung oder die (Einkommens)Verteilung des 
Bruttosozialproduktes ermitteln möchte. Unter 
Wachstums-, insbesondere aber unter Umweltge­
sichtspunkten, ist die Entstehungsseite des Sozial­
produktes interessant, d.h. die Summe der Waren- 
und Dienstleistungswerte, die die einzelnen Wirt­
schaftssubjekte zum Sozialprodukt beitragen.7

Die VGR liefern Daten zur Erfolgskontrolle ökono­
mischer Tätigkeiten bzw. zu wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen der Vergangenheit. Sie dienen vor al­
lem der kurz- und mittelfristigen Konjunkturbeob­
achtung und stellen Daten für die Analyse der Wirt­
schaftstätigkeit wie z.B. der Arbeitsmarktentwick­
lung und vielen anderen wirtschafts- und tarifpoli­
tischen Fragestellungen zur Verfügung. Die VGR 
werden auch für Steuerschätzungen und andere Pro­
gnosen der künftigen Entwicklung verwendet.8 Die 
Berechnungsmethodik richtet sich nach den Emp­
fehlungen der Vereinten Nationen (System of Na­
tional Accounts, SNA) bzw. nach dem "Europäi­
schen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrech­
nungen (ESVG)"

Kritik an den VGR bzw. an der Art der Berechnung 
des Sozialproduktes gab es seit den ersten Tagen 
ihrer Entstehung. Vorschläge, das Sozialprodukt 
aufgrund neu auftretender wirtschaftlicher Tatbe­
stände oder wissenschaftlicher Erkenntnisse zu 
überarbeiten, sind ein Hinweis auf die gedankliche 
Offenheit in den Wirtschaftswissenschaften und 
keine Ketzerei. Selbst anerkannte und gebräuchlich­
ste Methoden lassen Modifikationen zu, wenn neue­
re Umstände dies notwendig erscheinen lassen.9 
Nicht zuletzt die vorerst letzte Revision des SNA 
aus dem Jahre 1993 beweist dies.

Im Rahmen dieses Aufsatzes ist speziell die Kritik 
an den VGR aus ökologischer Sicht von Bedeutung. 
Als die VGR etwa ab 1940 systematisiert wurden, 
spielten Umweltaspekte, wenn überhaupt, nur eine 
nebensächliche Rolle und wurden für eine Sozial­

produktsberechnung nicht problematisiert. Heute, 
nachdem die Umweltthematik lebenswichtig für die 
Menschheit geworden ist, und wie auf der UN-Kon- 
ferenz "Umwelt und Entwicklung" 1992 in Rio de 
Janeiro herausgearbeitet wurde10, sehr eng mit wirt­
schaftlichem Handeln verbunden ist, kann man die 
fehlende Berücksichtigung der Umweltproblematik 
in den VGR nicht mehr vertreten. Neue Umstände 
und Leitbilder sind also aufgetreten, deren Nichtbe­
rücksichtigung nicht nur fehlerhaft ist, sondern auch 
falsche Signale für wirtschaftspolitisches Handeln 
gibt.
Der erste und mehr generelle Kritikpunkt an den 
heutigen VGR ergibt sich aus ihren Konzepten und 
der Art der Verwendung ihrer Indikatoren. Die 
VGR entwickelten sich unter starkem keynesiani- 
schen Einfluß und tragen immer noch eine ausge­
prägte keynesianische Orientierung. Bedingt durch 
die Massenarbeitslosigkeit der 30er Jahre dieses 
Jahrhunderts wurden sie dahingehend ausgerichtet, 
analytische Grundlagen für wirtschaftspolitische 
Eingriffe zur Verbesserung der Beschäftigungssi­
tuation zu liefern. Mehrbeschäftigung war in der 
damaligen Situation aber auch gleichbedeutend mit 
einer Steigerung der gesellschaftlichen Wohlfahrt 
und konnte durch Produktionserhöhung erreicht 
werden. Eine Produktionserhöhung zog immer ei­
nen Beschäftigungszuwachs nach sich.

"Der Produktionszuwachs wurde geadelt mit Wohl­
fahrtsbedeutung, weil er der unmittelbare Auslöser 
des Beschäftigungsanstiegs, der eigentlichen Wohl­
fahrtsgröße, war". 11
Der keynesianische Ansatz widerspricht aber einem 
umfassenden Produktionsbegriff, in dem z.B. auch 
die Produktionsleistungen der Natur enthalten sind. 
Obwohl die statistischen Daten der Jetztzeit den 
Zusammenhang zwischen Produktionszuwachs und 
Beschäftigung schon längst relativiert haben, und 
obwohl der Wohlfahrtsbegriff längst einen qualita­
tiven Aspekt mit beinhaltet, geht die Berechnungs­
methodik des Sozialprodukts in den VGR nicht 
darauf ein. Ja, sie führt durch dieses Nichteingehen 
weg vom Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung 
und hin zu den "Grenzen des Wachstums".
Auf die Kritik, das Bruttosozialprodukt als Wohl­
fahrtsindikator zu verwenden, haben Ökonomen 
und Statistiker zwar immer reagiert und darauf auf­
merksam gemacht, daß das Sozialprodukt von sei­
nen Konstrukteuren überhaupt nicht als Wohl­

5 Briimmerhoff, D.: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 4. Aufl., München-Wien, 1992, S. 9 ff.
6 Leipert, Ch.: Die heimlichen Kosten des Fortschritts, Frankfurt a. Main, 1989, S. 44.
7 Wicke, L.: Umweltökonomie, 4. Aufl., München, 1993, S. 537.
8 Struck, B.: Umweltrelevante Darstellungen in den regionalen deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, in: Statistische 

Monatshefte Schleswig-Holstein, 46. Jg., H. 11, Kiel, 1994, S. 214.
9 van Dieren, Wouter (Hrsg): Mit der Natur rechnen: Der neue Club of Rome-Bericht: vom Bruttosozialprodukt zum Ökosozialpro­

dukt, Basel, Boston, Berlin, 1995, S. 80 f.
10 Vereinte Nationen: Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen, in: Bundesminister für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.): Beschluß der Bundesregierung vom 29. September 1994 zur Verminderung der 
C02-Emissionen und anderer Treibhausgasemissionen, Anlage 1.6, Bonn, 1994, S. 435 f.

11 Leipert, Chr., a.a.O., S. 46.
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standsmaß angelegt sei. Es sei vielmehr ein Indika­
tor der Produktionsaktivität einer Volkswirtschaft 
und spiele bei der Beurteilung der kurzfristigen 
Konjunktur-, Fiskal-, Steuer-, Verteilungs- und So­
zialpolitik eine Rolle.12 Qualitative Bewertungen 
würden dabei nicht vorgenommen. Trotz aller Hin­
weise, daß die Nutzung des Bruttosozialprodukts als 
Wohlfahrtsindikator nicht sachgerecht sei, müssen 
die Gesamtrechner aber endlich zur Kenntnis neh­
men, daß die von ihnen ermittelten Größen (insbe­
sondere die Rate des jährlichen Wirtschaftswach­
stums) in der Gesellschaft, in Politik und Öffentlich­
keit zu zentralen und charakteristischen Wohl­
stands-, Ziel- und Erfolgsindikatoren geworden 
sind.13
Neben dem o.g. generellen Kritikpunkt an Konzept 
und Verwendung des Sozialproduktes sind aus öko­
logischer Sicht speziell vor allem zwei Aspekte zu 
kritisieren, die das Bruttosozialprodukt als Indika­
tor in Richtung einer nachhaltigen Entwicklung als 
untauglich ausweisen.14

1. Die Nutzung nichtregnerativer Ressourcen, wie 
z.B. Erdöl, Kohle, Erze usw., also Rohstoffe, die 
sich zumindest in menschlich überschaubaren 
Zeiträumen nicht neu bilden, wird falsch erfaßt. 
Hier wird das Wohlstandspotential künfiger Ge­
nerationen abgebaut, ohne daß dies in irgendei­
ner Form, sei es durch Abschreibungen o.ä. in 
den Berechnungen berücksichtigt wird. Im Ge­
genteil, wenn möglichst schnell und intensiv 
abgebaut wird, also Raubbau an den Ressourcen 
- der existenziellen Basis unseres Lebens - ge­
trieben wird, führt dies zu Steigerungsraten und 
zur Erhöhung des Bruttosozialproduktes und ge­
mäß realpolitischer Interpretation damit auch 
zur Erhöhung unseres Wohlstandes.

2. Die permanente Verschlechterung unserer Um­
welt durch Emissionen u.ä., also die Umweltbe­
einträchtigung an sich, die sowohl zu materiel­
len als auch zu immateriellen Wohlfahrtsverlu- 
sten führt, wird nicht erfaßt. Lediglich Repara­
turmaßnahmen (defensive Ausgaben, Sanie­
rungskosten etc.) erscheinen im Bruttosozial­
produkt, d.h. ein der Umwelt zugefügter Scha­
den wird nur und erst dann erfaßt, wenn er 
behoben wird oder annäherungsweise versucht 
wird, ihn zu beheben. Auch diese Maßnahmen 
wirken sich auf das Bruttosozialprodukt wohl- 
fahrtssteigemd aus, selbst wenn nur derselbe

Zustand wie vor der Schädigung (wenn dies 
überhaupt möglicht ist) erreicht werden kann. 
Der Zustand der Umwelt wäre zwar ohne diese 
Reparaturen vergleichsweise schlechter, aber 
ohne eine vorhergehende Schädigung hätte der 
erforderliche Reparaturaufwand substitutiv für 
andere Zwecke verwendet werden können.

Die wohlfahrtsorientierte Kritik an den VGR wur­
de, wie bereits erwähnt, von den Ökonomen stets 
mit dem Hinweis zurückgewiesen, daß die VGR nie 
auf diesen Zweck hin ausgerichtet gewesen seien. 
Die Kritik in den beiden explizit genannten Punkten 
aus ökologischer Sicht richtet sich aber auch gegen 
den Einkommensbegriff und kann so einfach nicht 
von der Hand gewiesen werden. Analog zu HICKS 
(1939)15 16 17 kann nämlich argumentiert werden, daß 
Einkommen als diejenige Größe anzusehen ist, die 
eine Gesellschaft während einer Abrechnungsperi­
ode konsumieren kann, unter der Bedingung, den 
Bestand ihres Kapitalstocks zu erhalten. Die Inkon­
sistenz der konventionellen VGR besteht unter die­
sem Blickpunkt darin, daß sie zwar den Wertverlust 
mancher Kapitalformen (Gebäude, Maschinen 
usw.) berücksichtigt, andere Kapitalformen wie Na­
turressourcen bzw. Umweltkapital aber außer Be­
tracht läßt. Zu letzteren zählen z.B. saubere Luft, 
Wasser, Boden, unerschlossene Landschaften, nicht 
emeuerbare Ressourcen usw. Die fehlende Berück­
sichtigung der Umweltwertminderungen führt aber 
dazu, daß das Nettoeinkommen zu hoch einge­
schätzt wird und daß die Notwendigkeit korrigie­
render Impulse für wirtschaftspolitische Entschei­
dungen nicht offenbar wird. Zwar gibt es gegen 
diese Argumentation auch widersprüchliche Mei­
nungen1 , die Mehrzahl vor allem der ökologisch 
orientierten Ökonomen denkt aber durchaus dar­
über nach, wie die VGR im Hinblick auf die Berück­
sichtigung der Umwelt erweitert werden könnten. 
Dies hat in den letzten Jahren zu verschiedentlichen 
Ergebnissen geführt, über die im nächsten Kapitel 
berichtet wird.

2.2 Der Weg zur umweltökonomischen 
Berichterstattung

Seit Beginn der 70er Jahre dieses Jahrhunderts, auch 
vor dem Hintergrund einer vehementen Umweltdis­
kussion und mit ausgelöst durch Veröffentlichun- 
gen wie "Die Grenzen des Wachstums" , gehen 
verstärkt Bestrebungen in die Richtung einer ver-

12 Klaus, J. u.a.: Umweltökonomische Berichterstattung, in: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Schriftenreihe Spektrum der Bundes­
statistik, Band 5, Wiesbaden, 1994, S. 15.

13 Leipert, Chr., a.a.O., S. 48 f.
14 Dickertmann, D.: Umweltökonomische Gesamtrechnung - Eine Standortbestimmung -, in: Stellungnahme des Beirats "Umwelt­

ökonomische Gesamtrechnung" beim Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zur Umweltökonomischen 
Gesamtrechnung, Wiesbaden, 1991, S. 26.

15 Hicks, J.R.: Value and Capital, Oxford, 1939, zitiert aus Klaus, J., a.a.O., S. 15 ff.
16 Reich, U.-P.: Der falsche Glanz am Ökosozialprodukt, in: Zeitschrift für Umweltpolitik und Umweltrecht, 17 Jg., Heft 1, Frankfurt 

a.M„ 1994, S. 25-41.
17 Meadows, D. u.a.: Die Grenzen des Wachstums. Bericht des Club of Rome zur Lage der Menschheit, Stuttgart, 1972.
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besserten Wohlfahrtsmessung, die jenseits des 
Wachstumsindikators Bruttosozialprodukt liegt. 
Die Palette der Ansätze ist mittlerweilen recht um­
fangreich geworden, auch ein Hinweis darauf, daß 
bisher noch kein Königsweg gefunden wurde, son­
dern je nach Fragestellung gesonderte Erhebungs­
methoden benötigt werden, die sich aber durchaus 

18sinnvoll ergänzen können.

Zu unterscheiden sind zwei Richtungen. Zum einen 
ist dies der breite Ansatz "sozialer Indikatoren", der, 
sicher auch als Reaktion auf die Schwächen des 
Bruttosozialprodukts als Wohlfahrtsindikator, sei­
nen Ursprung schon in den 60er Jahren dieses Jahr­
hunderts hatte18 19 Dabei wird Wohlstandsmessung 
sehr weit formuliert und beinhaltet wesentlich mehr 
als Qualität und Quantität der Umwelt. Ohne einen 
Anspruch auf Vollzähligkeit zu erheben seien hier­
zu beispielhaft einige frühere und auch neuere An­
sätze genannt, die in verschiedenen Ländern (USA, 
Japan usw.) entwickelt wurden.

Net National Welfare (NNW),
Physical Quality of Life Index (PQLI),
Measure of Economic Welfare (MEW),
Human Development Index (HDI),
Index of Sustainable Economic Welfare 
(ISEW),
Country Future‘s Indicator (CFI).

Die vorstehenden Ansätze orientieren sich größten­
teils am traditionellen Wohlstand bzw. dem Wohl­
befinden und weniger am Konzept einer nachhalti­
gen ökologischen Entwicklung. Nicht zuletzt des­
halb hat sich eine zweite Richtung von der älteren 
Wohlfahrtsdebatte abgekoppelt und versucht Indi­
katorensysteme zu entwickeln, die, unter dem Ge­
sichtspunkt der nachhaltigen Entwicklung, ein voll­
ständiges Bild über den wahren Zustand der Um­
welt sowie deren qualitativen und quantitativen 
Veränderung durch das Einwirken ökonomischer 
Tätigkeiten zu geben. Also nicht mehr allein das 
Messen einer Größe, sondern auch die Vorgabe 
eines Ziels (sustainable development) und die Über­
prüfung der Zielerreichung wird angestrebt. Diesen 
sog. SDFs (Sustainable Development Indicators) 
wurde insbesondere auf der UNCED-Konferenz in 
Rio de Janeiro 1992 eine Schlüsselrolle zur Mes­
sung von Nachhaltigkeit eingeräumt, wie es im Ak­
tionsplan der "Agenda 21" heißt:

"Die üblicherweise verwendeten Indikatoren geben 
keine hinreichende Auskunft über die nachhaltige 
Entwicklung. Es ist daher erforderlich, SDI‘s zu 
entwickeln, die eine solide Basis für politische Ent­
scheidungen auf allen Ebenen bieten und die somit 
zu einer sich selbst regulierenden Nachhaltigkeit

integrierter Umwelt- und Entwicklungssysteme 
beitragen. "20
Auch in dieser zweiten Richtung hat es in den 
letzten Jahren gesellschaftliche und wissenschaftli­
che Anstrengungen gegeben, die sich in einer Viel­
zahl von Konzepten niedergeschlagen haben.
Eine gute Zusammenfassung dieser Ansätze gibt 
KLAUS u.a. (1994)21. Beispielhaft seien genannt:

a) Systeme, die der reinen Umweltberichterstat­
tung dienen
Coordination de 1‘Information sur 1‘Environ- 
ment (CORINE) [Europäische Union]

b) Systeme, die einen starken Bezug zu den VGR 
beinhalten
Generell greifen diese Systeme die o.g. Defizite 
der VGR auf und versuchen die Informations­
lücken durch zusätzliche Angaben zu füllen. 
Ökologische VGR [Österreich]
Umweltmodule zur VGR [Niederlande]
Les Comptes Satellites de 1‘Environment 
[Frankreich]
System for Integrated Environmental and Eco­
nomic Accounting (SEEA) [Vereinte Nationen] 

Das SEEA ist das Satellitensystem des SNA für eine 
integrierte Volkswirtschaftliche und Umweltge­
samtrechnung. Auf dieses System wird im Rahmen 
der Beschreibung der UGR in Teil II dieses Aufsat­
zes nochmals eingegangen.

c) Systeme, die die Verflechtung und gegenseitige 
Beeinflussung von Ökonomie und Umwelt als 
Grundlage haben und als eigenständige umwelt­
ökonomische Berichterstattung entwickelt wur­
den
Europäisches System für die Sammlung um­
weltbezogener Wirtschaftsdaten (SERIEE) [Eu­
ropäische Union]
Les Comptes du Patrimoine Naturei (CPN) 
[Frankreich]
Stress-Approach [Kanada]
System of Resource Accounts (SRA) [Norwe­
gen]
Natural Resource Accounting (NRA) [Finn­
land]
"Pressure-State-Response"-Ansatz (PSR) [Ka­
nada]

Zu letzterem, auch in der OECD verfolgtem Ansatz, 
werden empirische Daten (soziale, ökonomische 
und ökologische) unter dem theoretischen Leitbild 
der Nachhaltigkeit organisiert. So lassen sich zum 
einen Beziehungen zwischen Mensch und Umwelt 
adäquat abbilden und zum anderen die Veränderung 
des Unweltzustandes durch menschliche Tätigkei­
ten anzeigen. Der PSR-Ansatz ist auch Grundlage

18 Seifert, E.K.: Jenseits des Bruttosozialprodukts, in: Informationsdienst Soziale Indikatoren, Nr. 13, Januar 1995, S. 2 ff.
19 van Dieren, Wouter (Hrsg.), a.a.O., S. 168.
20 van Dieren, Wouter (Hrsg.), a.a.O., S. 176.
21 Klaus, J. a.a.O.
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der deutschen umweltökonomischen Berichterstat­
tung, der Umweltökonomischen Gesamtrechnung 
(UGR).
Bevor detailliert auf die UGR eingegangen wird, 
soll im folgenden das Konzept der nachhaltigen 
Entwicklung genauer erläutert bzw. die für diese 
Arbeit eingeschränkte ökologische/ökonomische 
Nachhaltigkeit betrachtet werden. Dies ist zum bes­
seren Verständnis für den Bezug auf die in der UGR 
dargestellten Elemente der nachhaltigen Entwick­
lung notwendig.

3. Das Leitbild der "nachhaltigen Entwickung" 
(sustainable development)

3.1 Definition

Die Autoren des in der Einleitung zitierten Brundt- 
land-Berichtes verstehen unter dem Begriff "su­
stainable development" eine "... Entwicklung, die 
die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne daß 
sie die Chancen künftiger Generationen, ihre eige­
nen Bedürfnisse befriedigen zu können, aufs Spiel 

, „ „ 22 setzt.

Der Begriff "sustainable development" wird im All­
gemeinen mit "nachhaltige Entwicklung" übersetzt. 
Andere Vorschläge sind "tragfähige", "zukunftsfä­
hige" oder "dauerhafte" Entwicklung. Der Begriff 
setzt sich aus zwei spezifischen Elementen zusam­
men, der Nachhaltigkeit und der Entwicklung. 
Charakteristisch für die Definition ist zum einen die 
Betonung des Entwicklungs- anstelle des Wachs­
tumsbegriffes. Darin spiegelt sich das Ergebnis der 
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Wachs­
tumsdiskussion wider, deren Aussagen festhalten, 
daß
• Wachstum, gemessen an Indikatoren wie dem 

Bruttosozialprodukt, keinen Maßstab für die 
Wohlfahrt einer Gesellschaft und damit für die 
eigentliche gesellschaftliche Zielgröße darstellt. 
Es muß vielmehr durch Indikatoren, die die 
zahlreichen Einflußfaktoren der Lebensqualität 
adäquater abbilden können, ersetzt werden22 23 
Entwicklung ist der weitaus breiter angelegte 
Begriff. Während unter Wachstum die Ände­
rung einer Größe durch Assimilieren oder Zu­
führen verstanden wird, bedeutet Entwickeln 
das Expandieren von Potentialen, das Vervoll­
kommnen, Vergrößern oder Verbessern eines 
Zustandes. Vereinfacht ausgedrückt: Wenn et­
was wächst, wird es quantitativ größer, wenn 
sich etwas entwickelt, wird es qualitativ besser 
oder zumindest anders. Entwicklung ist positi­
ver gesellschaftlicher Wandel.

industrielles Wachstum, wie es in der Vergan­
genheit stattgefunden hat und noch in der Ge­
genwart stattfindet, zu einer Übernutzung der 
ökologischen Ressourcen führt.

Das zweite spezifische Element des Leitbildes ist 
der Begriff der Nachhaltigkeit. Im deutschen Sprach­
gebrauch hat dieser Begriff schon eine längere Tra­
dition. Er stammt aus der Forstwirtschaft, in der er 
bereits Anfang des 19. Jahrhunderts als Leitprinzip 
des damals eingeführten Waldbaus verkündet wur­
de. Die Notwendigkeit dieses Prinzips war erst er­
kannt worden, als die Wälder durch die Nutzung 
stark degradiert und ihr Bestand in Gefahr geraten 
war. Nachhaltigkeit in diesem Sinne kennzeichnet 
danach eine Art der Waldbewirtschaftung, bei 
der die Produktionskraft des Waldes oder des Wald­
standortes und die jeweilige Holzemte so in Ein­
klangmiteinandergebrachtwerden, daß langfristig 
ein möglichst hoher Holzertrag gewährleistet ist, 
Boden und Standort jedoch nicht beeinträchtigt 
werden." 24
Eine Umsetzung dieser Definition auf das gesamte 
ökonomische Spektrum würde bedeuten, daß wirt­
schaftliches Handeln -insbesondere Wirtschafts­
wachstum- wie es bisher verstanden und gemessen 
wird, nicht mehr zum Ziel einer Politik der wirt­
schaftlich nachhaltigen Entwicklung erklärt werden 
kann. Das Konzept des "Durchflußwachstums", 
welches von einem stetig erhöhten Durchfluß und 
Verbrauch von Energie und anderen natürlichen 
Ressourcen ausgeht, kann nicht mehr aufrechterhal­
ten werden.

3.2 Nachhaltige Entwicklung in der 
ökonomischen Theorie

Das hier definierte Prinzip der nachhaltigen Ent­
wicklung stellt somit eine normative, politische Ori- 
entierungs- und Zielgröße dar, deren inhaltliche Be­
deutung im einzelnen diskutiert und festgelegt wer­
den muß. Dabei gilt es zunächst, das Verhältnis 
zwischen dem Leitbild und den theoretischen Erklä­
rungsansätzen in der ökonomischen Theorie heraus­
zuarbeiten. Beispielhaft soll dies durch einen Ver­
gleich der traditionellen Umweltökonomie mit ei­
nem Ansatz zur Neuorientierung der Ökonomie, der 
Ökologischen Ökonomie, dargestellt werden.

Die Aussagen der Umweltökonomie gründen sich 
vor allem auf der Logik der neoklassischen Theorie. 
Sie versucht, die Umwelt als Kapital oder Gut be­
sonderer Art in das neoklassische Modell zu inte­
grieren. Nach wie vor wird in Deutschland mehr­
heitlich diese Position vertreten. Die Umweltöko­
nomie gelangt in der Regel zur Aussage, daß das 
Fehlen eines Marktes für Umweltgüter die eigent­

22 El Serafy, S.: Ökologische Tragfähigkeit, Eigentumsmessung und Wachstum, in: Goodland, R. (Hrsg.), a.a.O., S. 59.
23 Brenck, A .: Moderne umweltpolitische Konzepte: Sustainable Development und ökologisch-soziale Marktwirtschaft, in: Zeitschrift 

für Umweltpolitik und Umweltrecht, 15. Jg., Heft 4, Frankfurt a.M., 1992, S. 382.
24 Haber, W.: Nachhaltige Entwicklung - aus ökologischer Sicht, in: Zeitschrift für Umweltforschung, 7. Jg., Heft 1, 1994, S. 10.
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liehe Ursache aller Umweltprobleme ist. Deren 
Knappheit wird also nicht über die Preise signali­
siert, externe Effekte treten auf. Angestrebt wird 
dann in erster Linie die Internalisierung dieser Ef­
fekte durch marktwirtschaftlich orientierte Instru- 
mente. Diesem Ansatz liegt die Vorstellung zu­
grunde, daß das Zusammenspiel der individuellen 
Nutzen- und Gewinnmaximierungskalküle der 
Wirtschaftssubjekte automatisch zu einem gesamt­
gesellschaftlich effizienten Ergebnis führt, wenn 
auch erst, was die Umweltnutzung betrifft, nach 
entsprechender Marktkorrektur. Die Theorie der 
Umweltökonomie geht bei dieser Annahme von 
einem Weltbild aus, welches

die Existenz eines optimalen Gleichgewichtszu­
standes postuliert,
eine nahezu vollständige Substitution von Natur 
durch Kapital und Arbeit zugrundelegt und 
die Reversibilität aller stofflichen und energeti­
schen Prozesse der Wirtschaft voraussetzt.

Damit einher geht die Annahme, daß die Grenzen 
des Wachstums technologisch und nicht ökologisch 
bedingt sind. Ist dies so, so sind diese Grenzen im 
Rahmen der Marktwirtschaft durch Substitutions­
prozesse bzw. technologische Innovationen aufheb­
bar. Die Anreize dazu sind durch die bei Verknap­
pungen auftretenden Preissteigerungen gegeben.

Die weltweiten Diskussionen um ein "sustainable 
development" haben aber mittlerweile verdeutlicht, 
daß die traditionelle Sichtweise Schwachstellen 
aufweist, wenn es darum geht, eine nachhaltige 
Entwicklung als Leitbild zu integrieren. Vor dem 
Hintergrund dieser Kritik an der traditionellen Um­
weltökonomie haben zahlreiche Vertreter des su- 
stainibility-Gedankens die Forderung nach einer 
Neuorientierung der ökonomischen Theorie auf die 
Erfordernisse einer nachhaltigen Entwicklung hin 
erhoben. Dies ist insoweit geschehen, als sich die 
ökonomische Theorie der Umwelt in den letzten 
Jahren geradezu stürmisch entwickelt hat. Kaum 
mehr überschaubare wissenschaftliche Veröffentli­
chungen, Tagungen und auch Zeitschriftenneugrün­
dungen legen davon Zeugnis ab. Einen recht guten 
Überblick über die neuere Entwicklung gibt GA- 
WEL (1994)25 26, der u.a. auch solche Neukonzeptio­
nen wie die "Ecological Economics" anführt. Dieser 
eher lose Verbund verschiedentlicher Wirtschafts­
wissenschaftler wendet sich gegen o.g. zentrale An­
nahmen der traditionellen Umweltökonomie und 
versucht eigene, von neoklassischen Restriktionen 
freie Lösungen zu finden. Die recht heterogenen 
Ansätze27 lassen sich nicht immer problemlos mit­
einander verbinden, der Methodenpluralismus ist

aber sicherlich eher der Thematik der nachhaltigen 
Entwicklung zuträglich, als die zwar insgesamt ein­
heitliche, aber doch eher dogmatische (ceteris pari- 
bus-Annahmen usw.) Neoklassik.

Das Konzept der Ökologischen Ökonomie kann 
als Teilbereich der "Ecological Economics" angese­
hen werden und gibt, aufsetzend auf der Kritik der 
Neoklassik, Aufschluß über eine mögliche Integra­
tion des Gedankens der Nachhaltigkeit in die öko­
nomische Theorie. Die Ökologische Ökonomie 
wird zum ersten charakterisiert durch eine hohe 
Kontaktbereitschaft zu wissenschaftlichen Nach­
bardisziplinen, natürlich auch bedingt durch die real 
auftretenden globalen und übergreifenden Umwelt­
probleme. Sie ist geprägt durch eine Skepsis gegen­
über der Marktregulation und unterstellt gerade 
nicht eine universelle Substitutionalität, sondern 
geht von der Komplementarität von Natur und Öko­
nomie aus. Daraus zieht sie, auch als politische 
Konsequenz, die zentrale Forderung nach Aufstel­
lung von Grenzen, innerhalb deren sich "Wirtschaf­
ten" abspielen soll. Diese Grenzen, die mit dem 
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung definiert 
sind, müssen kollektiv und nicht wie in der traditio­
nellen Umweltökonomie marktmäßig festgelegt 
werden. Mittelpunkt des Konzepts ist der Naturer­
halt in seinen Teilzielen

Erhalt der Elemente (Tier- und Pflanzenarten
usw.),
Selbstregulierungsfähigkeit (d.h. Kreisläufe
müssen im Gleichgewicht gehalten werden),
Homöostase (gleichbleibender Zustand, z.B. des
Klimas).

Die Kritik der Ökologischen Ökonomie als Vertre­
terin einer nachhaltigen Entwicklung setzt an fol­
genden Postulaten der traditionellen Umweltökono­
mie an.
1. Das in der traditionellen Umweltökonomie ange­
strebte optimale Niveau der Umweltverschmutzung 
orientiert sich nicht an ökologischen Gegebenhei­
ten. So wird z.B. der Verschmutzungsgrad eines 
Flußes nicht, wie aus Gründen der Nachhaltigkeit 
gefordert, an dessen natürlicher Regenerationsfä­
higkeit, sondern an rein ökonomischen Daten 
(Grenznutzen u.ä.) festgemacht.
2. Die traditionelle Umweltökonomie vermischt im 
Kapitalbegriff den Naturbegriff im Sinne von mate­
riellen und energetischen Grundlagen wirtschaftli­
cher Prozesse einerseits mit gesellschaftlichen Pro­
dukten wie Maschinen, Gebäuden usw. und sieht 
diesen Begriff dann, zusammen mit dem Produkti­
onsfaktor Arbeit, als grenzenlos substituierbar an. 
Diese neoklassische Annahme unbegrenzter Substi­

25 Brösse, U. und Lohmann, D.: Nachhaltige Entwicklung und Umweltökonomie, in: Zeitschrift für angewandte Umweltforschung, 
7. Jg., H. 4, 1994, S. 459.

26 Gawel, E.: Ökonomie der Umwelt - ein Überblick über neuere Entwicklungen, in: Zeitschrift für angewandte Umweltforschung, 
Jg. 7, H. 1, 1994, S. 37-84.

27 Söllner, F.: Neoklassik und Umweltökonomie, in: Zeitschrift für Umweltpolitik und Umweltrecht, 16. Jg., H. 4, Frankfurt a.M., 
1993, S. 455 f.
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tuierbarkeit zwischen natürlichen Ressourcen und 
menschengemachtem Kapital ist aber eine grobe 
Verzerrung der Realität.
"Wenn anthropogenes Kapital tatsächlich ein per­

fektes Substitut natürlicher Ressourcen wäre, wären 
auch natürliche Ressourcen ein perfektes Substitut 
für anthropogenes Kapital. Wenn dies so wäre, 
hätten wir keinerlei Grund zur Anhäufung men­
schengemachten Kapitals, da wir ja  von Natur aus
mit einem perfekten Substitut ausgestattet worden 

„ 28waren.
Das Konzept der Ökonomischen Ökologie dagegen 
unterscheidet Naturkapital (natural Capital) und 
menschengemachtes Kapital (manmade Capital) 
bzw. läßt nur die Substituierbarkeit innerhalb letz­
teren zu. Naturkapital und menschengemachtes Ka­
pital sind komplementär und nicht substituiv zu 
betrachten. Aus dieser Grundlage ergibt sich auch 
die Schlüsselidee der Ökologischen Ökonomie. Da 
Naturkapital nicht substituierbar ist, ist das Kon­
stanthalten des gesamten natürlichen Kapitals unab­
dingbar.28 29

3. Die in der Neoklassik postulierte Umkehrbarkeit 
von wirtschaftlichen Prozessen vernachlässigt phy­
sikalische Erkenntnisse (erster und zweiter Haupt­
satz der Thermodynamik)30. Das daraus abgeleitete 
Entropiegesetz besagt, daß Stoffe und Energie in 
einem geschlossenen System nicht beliebig von ei­
nem Zustand in einen anderen überführt werden 
können, sondern daß Umwandlungen immer mit 
einem Verlust an verfügbarer Energie und einer 
Zunahme der Unordnung (Entropie) verbunden 
sind. Diese Gesetzmäßigkeit steht also in genauem 
Gegensatz zur Reversibilitätsannahme der Neoklas­
sik. Die Ökologische Ökonomie leitet aus o.g. Tat­
sache, die absoluten biophysikalischen Grenzen für 
eine Ausweitung der Wirtschaftstätigkeit ab. Die 
Ökonomie muß in stofflich-energetischer Hinsicht 
als abhängiges Subsystem des größeren Systems der 
Biosphäre verstanden werden. Sie ist somit abhän­
gig vom ökologischen System, ergo muß der Erhalt 
dieses Systems (der Natur) gewährleistet werden.31 
Das Postulat des Naturerhalts ist bisher ausschließ­
lich unter ökonomisch-anthropogenen Gesichts­
punkten betrachtet worden. Dies darf aber nicht 
soweit führen, außermenschliches Leben zu bloßem 
Material für den Menschen zu degradieren. Da es 
aber nach den o.g. Annahmen der Ökologischen 
Ökonomie per se ein konfliktfreies Verhältnis zwi­
schen Ökonomie und Ökologie nicht geben kann, 
kommt es darauf an, wie der anthropozentrische 
Ansatz tatsächlich gehandhabt wird. Hierbei wird

das Prinzip der "Retinität" (Gesamtvemetzung) als 
Schlüsselprinzip der Umweltethik angesehen, unter 
dem auch nachhaltige Entwicklung betrachtet wer­
den muß.
“Will der Mensch seine personale Würde als Ver­
nunftwesen im Umgang mit sich selbst und mit 
anderen wahren, so kann er der darin implizierten 
Verantwortung fü r die Natur nur gerecht werden, 
wenn er die Gesamtvernetzung all seiner zivilisato­
rischen Tätigkeiten und Erzeugnisse mit dieser ihn 
tragenden Natur zum Prinzip seines Handelns 
macht. ” 32

In der Einführung wurde darauf hingewiesen, daß 
im Rahmen dieses Aufsatzes nachhaltige Entwick­
lung speziell unter dem ökologisch/ökonomischen 
Aspekt betrachtet wird. An dieser Stelle muß, zum 
besseren Verständnis und um den Ganzheitsansatz 
einer nachhaltigen Entwicklung nochmals hervor­
zuheben, auch kurz auf soziale und politische Kri­
terien eingegangen werden, die so auch im Rahmen 
der Ökologischen Ökonomie problematisiert wer­
den.

So ist die Forderung nach intra- und intergeneratio­
nelle Gerechtigkeit unter umweltethischen Ge­
sichtspunkten ein wichtiges Anliegen innerhalb des 
Konzepts der Ökologischen Ökonomie und inner­
halb einer nachhaltigen Entwicklung.
Gerechtigkeit innerhalb einer Generation (intrage­
nerationelle Gerechtigkeit) bedeutet dabei die 
weltweite Befriedigung der Grundbedürfnisse aller 
Menschen. Hier kommen die Probleme verschie­
dentlich weit entwickelter Volkswirtschaften zum 
tragen. In dem anfangs erwähnten Brundtland-Be- 
richt wird zur Erreichung des Ziels einer intragene­
rationellen Gerechtigkeit die Strategie einer nach­
haltigen Entwicklung, verbunden mit einem not­
wendigen konventionellen Wirtschaftswachstum 
gefordert. Das Konzept der Ökologischen Ökono­
mie lehnt dies aus den oben erwähnten Gründen ab, 
hat aber außer bevölkerungspolitischen Maßnah­
men keine alternative Lösungsmöglichkeit zu bie­
ten.
Bei der Frage nach Gerechtigkeit für zukünftige 
Generationen (intergenerationelle Gerechtigkeit) 
ist der Bestand bzw. die Beibehaltung des Naturka­
pitals der entscheidende Punkt. Unterschiedliche 
Richtungen der Ökonomischen Ökologie sprechen 
sich einmal für die sog. "strong sustainability" aus, 
wobei mit der Beibehaltung des Naturkapitals ein 
konstanter physischer Kapitalstock ohne jegliche 
Substituierbarkeit gemeint ist. "Weak sustainabi­
lity" dagegen sieht es als ausreichend an, einen

28 Daly, H.E.: Vom Wirtschaften in einer leeren Welt zum Wirtschaften in einer vollen Welt, in: Goodland, R. a.a.O., S. 32.
29 Hampicke, U.: Ökologische Ökonomie. Individuum und Natur in der Neoklassik-Natur in der ökonomischen Theorie: Teil 4, 

Opladen, 1992, S. 305 ff.
30 Brenck, A., a.a.O., S. 385 f.
31 Hentschel, R.: Ökologische Ökonomie, in: Studienmaterial zum Weiterbildungsstudiengang Umweltrecht und Umweltökonomie, 

Kurs 94-96, 1. Aufl., SS 1995, S. 27 ff.
32 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen: Umweltgutachten 1994, a.a.O., S. 54.
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adäquaten Bestand weiterzugeben (z.B. größtmög­
liche Effizienz des Naturkapitals, Weitergabe des 
ökonomischen Wertes usw.). Das Postulat der 
"strong sustainability" stellt also eine höhere Anfor­
derung als die Forderung, daß zumindest die Ge­
samtgröße von produziertem und natürlichem Ver­
mögen nicht sinkt.
Die Nachhaltigkeitsforderungen sozialer bzw. poli­
tischer Art, wie sie am Beispiel intra- bzw. interge­
nerationeller Gerechtigkeit angeführt wurden, sind, 
soviel sei vorweggenommen, im Rahmen der UGR 
nicht zu lösen. Die sich ergebenden Probleme wie 
Einkommensumverteilung, Bevölkerungswachs­
tum, Nachholbedarf von Entwicklungsländern usw. 
benötigen weitere Indikatoren, die dann mit dem 
Instrument der UGR nicht mehr beurteilt werden 
können.

3.3 Konzepte zur Umsetzung des Leitbilds

Parallel zur Einbettung des Leitbilds der nachhalti­
gen Entwicklung in die ökonomische Theorie steht 
dessen konkrete Realisierung an. Hierzu haben sich 
bereits einige Handlungsregeln herauskristallisiert, 
die den Rahmen für eine Umsetzung der Nachhal­
tigkeitsforderung durch einzelne Instrumente und 
Maßnahmen geben sollen. Zunächst einmal stellt 
das Konstanthalten des (derzeitigen) Naturvermö­
gens die Mindestforderung der unteren Grenzen der 
zu erhaltenden Natur dar. Dahinter steht die Annah­
me, daß unter den Bedingungen der Unsicherheit 
auf keinen Fall eine Verringerung der Ressourcen 
stattfinden darf. Ob damit schon eine ökologische 
Tragfähigkeit im Sinne einer nachhaltigen Entwick­
lung erreicht ist, ist zu bezweifeln und bleibt dahin­
gestellt. Was diese Grundforderung konkret bedeu­
tet, läßt sich sinnvoll am Beispiel der verschiedenen 
Funktionen der Natur für unsere Wirtschafts- und 
Konsumaktivitäten erläutern:
1. Die Natur stellt neben Luft, Wasser und Boden 
auch mineralische und biologische Rohstoffe zur 
Verfügung. Bei emeuerbaren Rohstoffen gilt als 
Leitlinie, daß die Abbaurate ihre Regenerationsrate 
nicht übersteigen darf, d.h. es darf nur soviel für die 
menschlichen Bedürfnisse entnommen werden, wie 
sich wieder neu bildet. Schwieriger gestaltet sich die 
Formulierung für nichtemeuerbare Ressourcen. 
Unter dem Gesichtspunkt der intergenerationellen 
Gerechtigkeit kann man die Nutzung dieser Res­
sourcen nur rechtfertigen, wenn sie keinen unver­
zichtbaren Beitrag zum Lebensstandard späterer 
Generationen leisten. Die Annahme einer abneh­
menden Bedeutung wird meist mit gestiegener Pro­
duktivität begründet, d.h. es wird von einer Ent­
kopplung Wachstum/Naturverbrauch ausgegangen.

Die wichtigste Quelle dabei stellt der technische 
Fortschritt dar. Es ist wohl eher eine Glaubensfrage, 
ob wir heute Ressourcenverbrauch betreiben dür­
fen, im Vertrauen darauf, daß dieser Schaden durch 
neue, heute noch unbekannte Techniken in Ordnung 
gebracht werden kann.33 Da viele nichtemeuerbare 
Ressourcen aber durch Multifunktionalität gekenn­
zeichnet sind, d.h. sie stellen gleichzeitig Input-Fak- 
toren für die Wirtschaft dar, dienen als Aufnahme­
medium und erfüllen innerhalb des ökologischen 
Systems wichtige Funktionen (z.B. Feuchtgebiete), 
wird die Möglichkeit der Substitution durch techni­
schen Fortschritt von den Vertretern des sustainabi- 
lity-Ansatzes nicht allzu optimistisch gesehen.34 
Die Möglichkeit dagegen, nichtemeuerbare Res­
sourcen durch emeuerbare Ressourcen zu ersetzen 
(z.B. fossile Brennstoffe gegen nachwachsende), 
wird aufgrund ähnlicher ökologischer Funktionen 
positiver eingeschätzt.

2. Im Falle der Flächennutzung dürfen Siedlungs­
und Verkehrsflächen nur in dem Maße ausgedehnt 
werden, in dem dafür an anderer Stelle wieder die 
Voraussetzungen für natürliche Landschaften ge­
schaffen werden. Dabei sind Zersiedelungs- bzw. 
Vemetzungsstrukturen zu beachten.

3. Die Abgabe von Rest- und Schadstoffen darf die 
Assimilationskapazität nicht überschreiten. Wich­
tig hierbei ist es, sowohl längerfristige als auch 
grenzüberschreitende Wirkungsketten zu berück­
sichtigen. Dies erschwert eine Festlegung von 
Höchstgrenzen für die Rückgabe von Stoffen an die 
Natur. Auf jeden Fall ist dem Sicherheitsziel des 
"sustainable development" (Konstanthalten des der­
zeitigen Naturvermögens) zu entsprechen, d.h. eine 
risikoaversive Strategie ist zu entwickeln.

Die Ergebnisse dieser Diskussion könnte man sei­
tens der sustainability-Vertreter wie folgt zusam­
menfassen: Gefordert wird nicht mehr die Aufrecht­
erhaltung des physischen Kapitalstocks. Ziel ist 
vielmehr die Aufrechterhaltung der Funktionen die­
ses Kapitalstocks, die für die langfristige Reprodu­
zierbarkeit der gegenwärtigen Umweltnutzung not­
wendig sind.35

Die vorstehenden Handlungsregeln werfen in einem 
nächsten Schritt das Problem ihrer konkreten Meß­
barkeit und damit auch ihrer Realisierbarkeit auf. In 
der wissenschaftlichen Diskussion lassen sich dazu 
zum einen Ansätze unterscheiden, die die Umset­
zung der Regeln ausschließlich mit physischen In­
dikatoren befürworten. Nachteil der Messung in 
physischen Einheiten ist, daß zwar die quantitative 
Komponente erfaßt wird, qualitative Aspekte aber

33 Brenck, A., a.a.O., S. 390.
34 Pearce, D. und Turner, R.K.: Economies of Natural Resources and the Environment, New York, 1990, zit. aus Breck, A., a.a.O., 

S. 413.
35 Opschoor, H. und Reijnders, L.: Towards Sustainable Development Indicators, in: Kuik, O. & Verbruggen, H. (Hrsg.): In Search 

of Indicators of Sustainable Development, 1991, Dordrecht, S. 7-27, zit. aus Brenck, A., a.a.O., S. 413.
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nicht zum Tragen kommen. Beispiele: So kann ein 
konstanter Fischbestand in einem ökologisch intak­
tem Naturraum, aber auch in einem ökologisch un­
verträglichen Zuchtteich gehalten werden. Auch die 
Holzmenge eines Waldes kann entweder in natur­
gemäßem und ökologisch verträglichem Waldbau 
oder in einer monokulturellen Holzplantage kon­
stant gehalten werden.

Zum anderen kann die Messung von Naturkapital 
auch aufgrund ökonomischer Bewertungen durch­
geführt werden. Abgesehen von der Bewertungs­
problematik (wie bewerte ich was ?) schließt sich 
dieser Ansatz im Rahmen der "strong sustainabi- 
lity" der Ökologischen Ökonomie aufgrund des 
Substitutionsverbotes eigentlich aus. Sobald ich der 
Natur einen monetären Wert zuweise, menschenge­
machtes und Naturkapital also auf einen Nenner 
bringe, ist die Substitution vorprogrammiert. Im 
weiteren werden wir sehen, daß die Umweltökono­
mische Gesamtrechnung sowohl den Ansatz der 
physischen Indikatoren als auch den der monetären 
Bewertung (allerdings nicht von Naturelementen 
sondern über Vermeidungskosten) beinhaltet.

Unabhängig von der Art der Messung nachhaltiger 
Entwicklung stellt sich die Frage wie die Bedingun­
gen der Nachhaltigkeit formuliert werden und wer 
sie festlegt. Eine wissenschaftlich exakte Abgren­
zung der Bedingungen der Nachhaltigkeit allein 
aufgrund ökologischer oder ökonomischer Kenn­
werte ist, auch aufgrund heutiger Wissenslücken, 
nicht möglich. Dies bedeutet, daß es letztlich von 
gesellschaftlichen und politischen Vorgaben abhän- 
gen wird, was im Einzelfall als nachhaltig gilt (z.B. 
Fangquoten, Nutzungsbeschränkungen usw.). Auf 
das Setzen dieser gesamtgesellschaftlichen Stand­
ards kann aber im Rahmen dieses Aufsatzes, wie 
schon in der Einleitung abgegrenzt wurde, nicht 
eingegangen werden. Auch im UGR-Konzept liegt 
diese Problematik außerhalb des Erfassungsberei­
ches.

Bisher wurden inhaltliche Aussagen über das Kon­
zept der nachhaltigen Entwicklung und deren 
Kemaussage des Konstanthaltens des Naturvermö­
gens getroffen. Zur Durchsetzung dieses Konzeptes 
muß jetzt in einem weiteren Schritt gewährleistet 
werden, daß die abgeleiteten Handlungsregeln, 
bzw. die extern gesetzten Standards der Nachhaltig­
keit, die für sich ja bereits operationalisierbare öko­
logische Ziele darstellen, eingehalten werden. Ein 
absolut notwendiger Schritt in diese Richtung ist 
dabei der Aufbau eines ökologisch-ökonomischen 
Informationssystems, welches Auskunft darüber 
gibt, in welchem Maße die Wirtschafts- und Le­
bensweise eines Landes bzw. einer Region dem

Postulat der nachhaltigen Entwicklung entspricht.36 
Aufgabe dieses Systems muß es sein

Quantität und Qualität der ökologischen Subsy­
steme bzw. ihrer Recycling-, Reinigungs- und 
Reparaturkapazität in geeigneter Weise darzu­
stellen,
die Interdependenzen zwischen ökologischem 
und ökonomischem System aufzuzeigen und 
das Verhältnis von tatsächlicher (Ist-Zustand) 
und zulässiger (Soll-Zustand [der nachhaltigen 
Entwicklung]) Nutzung des ökologischen Sy­
stems

anzugeben. Mit Hilfe dieses Informationssystems 
sollen die Handlungsregeln auch weiter spezifiziert 
und vor allem, im Sinne eines outputorientierten 
Controllings, überwacht werden. Diese Aufgabe ei­
ner umweltökonomischen Berichterstattung, so­
wohl auf nationaler, aber auch auf regionaler Ebene, 
kann durch eine Umweltökonomische Gesamtrech­
nung wahrgenommen werden.

4. Die Umweltökonomische Gesamtrechnung 
(UGR)

4.1 Der Grundgedanke - vom Sammeln der 
Informationen zum Ökosozialprodukt

Ein Informationssystem zur Nachhaltigkeit, wie es 
die UGR sein könnte, steht vor der schwierigen 
Situation, daß eine generelle theoretische Überein­
kunft bezüglich des abzubildenden Problems nicht 
existiert. Wie am Beispiel der traditionellen Um­
weltökonomie bzw. den Ansätzen der Ökologi­
schen Ökonomie besprochen wurde, klaffen die 
skizzierten Lösungsmöglichkeiten noch weit aus­
einander. Ungeachtet dessen soll aber dennoch ver­
sucht werden, die UGR als Instrument einer Beur­
teilung zur nachhaltigen Entwicklung näher zu un­
tersuchen. Ausgehend von der Notwendigkeit, auch 
schon vor einer endgültigen Klärung der metho­
disch-theoretischen Diskussion entscheidungsrele­
vante Informationen zusammenzutragen, sollen da­
bei zumindest die Determinanten des Entschei­
dungsproblems herausgearbeitet werden, so daß der 
eigentliche Unsicherheitsbereich sichtbar wird.

Ein Ansatz, der hauptsächlich von HUETING 
(1991)37 formalisiert wurde und der auf einem ite­
rativen Entscheidungsprozeß mit Standardwerten 
ausgerichtet ist, bildet die gedankliche Grundlage 
der UGR. Danach können fünf Arten von Daten als 
Determinanten angesehen werden:

- Entwicklung des Umweltzustandes nach 
Umweltmedien und -themen,

36 Stahmer, C.: Berichterstattung zur Unterstützung einer umweltverträglichen Wirtschaftsweise in einem Land (einer Region), 
unveröff. Manuskript, Wiesbaden 1994.

37 Hueting, R., Bosch, P. und de Boer, B.: Methodology for the calculation of Sustainable National Income, Voburg, 1991, zit. aus: 
Radermacher, W.: Nachhaltiges Einkommen, in: Wirtschaft und Statistik, Heft 5/1993, Wiesbaden, S. 337.
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- Entwicklung der Umweltbelastungen nach 
verursachenden Wirtschaftssektoren,

- tatsächlich gezahlte Ausgaben für Vermeidung 
bzw. Sanierung,

- Höhe der Vermeidungskosten in Abhängigkeit 
von den Umweltbelastungen und

38- belastungsbezogene Sollstandards."

Die ersten vier Bereiche sind, wie wir anschließend 
sehen werden, im Konzept der UGR enthalten. Ihre 
Erfassung ist, abgesehen von Schwierigkeiten, die 
in den empirischen Verfahren, im Aufwand der 
Datensammlung u.ä. liegen, im Rahmen der UGR 
möglich. Das Setzen von belastungsbezogenen 
Standards (unter dem Gesichtspunkt einer nachhal­
tigen Entwicklung) ist, wie bereits mehrfach er­
wähnt, nicht Aufgabe der Statistik. Vielmehr sind 
die Standards Zielgrößen, für deren Festlegung im 
Wege internationaler und nationaler Verhandlun­
gen die UGR aber durchaus adäquate Informationen 
bereitstellen kann. Sind die Standards erst einmal 
vollständig festgelegt, ist theoretisch auch die Be­
rechnung einer Ökomarge möglich, die für die Er­
mittlung einer "Nachhaltigkeitslücke" genutzt wer­
den könnte. Dazu müßte noch die Höhe der zusätz­
lichen Vermeidungskosten kalkuliert werden. Auf 
das Konzept der Vermeidungskosten und die daraus 
ableitbare Berechnung der Abschreibungen auf Na­
turvermögen wird im nachfolgenden Kapitel einge­
gangen.

4.2 Das Konzept der Umwelt­
ökonomischen Gesamtrechnuhg

4.2.1 Motive und Anfänge der bundes­
deutschen Umweltökonomischen 
Gesamtrechnung

Die Arbeiten zur Umweltökonomischen Gesamt­
rechnung werden in Deutschland federführend im 
Statistischen Bundesamt und in den Statistischen 
Landesämtem durchgeführt. Auf den internationa­
len Ansatz wird in einem späteren Abschnitt (4.3.) 
eingegangen. Daneben sind, in Zusammenarbeit mit 
den Statistischen Ämtern, viele externe Institutio­
nen mit dieser Thematik befaßt. In einem der fol­
genden Kapitel (5.2.) werden die wichtigsten Ko­
operationen erläutert.

Während in den Anfangskapiteln dieses Aufsatzes 
die allgemeine Entwicklung hin zu einer umweltö­
konomischen Berichterstattung beschrieben wurde, 
wird dieser Weg im folgenden explizit für die UGR 
geschildert.

Das statistische Programm in einem Staat ist ausge­
richtet auf die Grundversorgung der Gesellschaft

mit Informationen. Es reflektiert aber auch manches 
Thema des politischen Diskurses. Insofern unter­
liegt es selbstverständlich dem Wandel der Zeiten. 
So wird man etwa Daten zu Merkmalen, die wir 
heute unter "Umweltproblematik" subsumieren, in 
den älteren Statistikquellen vergeblich suchen. Erst 
Mitte der 70er Jahre, zeitlich einhergehend mit den 
sogenannten "Ölkrisen" und dem Erkenntnis­
schock, daß alle natürlichen Ressourcen endlich 
sind, gab es die ersten gesetzlich angeordneten Um­
weltstatistiken, damals -  dem Stand der öffentlichen 
Diskussion entsprechend -  ausgerichtet auf die kon­
kret faßbaren Politikbereiche Abfallbeseitigung, 
Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung und Inve­
stitionen für den Umweltschutz. Diese Statistiken 
sind heute, nachdem erhebliche Zweifel an der Er­
hebbarkeit solcher Daten ausgeräumt worden sind, 
fester Bestandteil des statistischen Programms.

Ende der 80er Jahre ging die gesellschaftliche Dis­
kussion sehr stark einher auch mit einer Kritik an 
einer -  wie bereits in Kapitel 2.1 dieses Aufsatzes 
grundsätzlich diskutiert wurde -  fetischhaften 
Überbetonung des Wirtschaftswachstums als Grad­
messer ökonomischen und gesellschaftlichen Fort­
schritts. Damit geriet die traditionelle statistische 
Messung wirtschaftlicher Aktivität in Gestalt der 
VGR in die Kritik. Es wurden Altemativrechnun- 
gen gefordert, die im Kem darauf hinausliefen, aus 
dem Sozialprodukt all das herauszurechnen, was 
nicht unmittelbar der Bedürfnisbefriedigung diene, 
sondern nur Reparaturaufwand infolge ökonomi­
schen Mißbrauchs an den natürlichen Ressourcen 
darstelle. In Abzug solle man -  so wurde gefordert 
-  auch das bringen, was man als Reparatur- und 
Vermeidungsaufwand eigentlich hätte betreiben 
müssen, aber unterlassen hat (negative externe Ef­
fekte).

Auch der Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bun­
destages nahm das Thema auf. In einer öffentlichen 
Anhörung von Experten wurde die These, die Fol­
gekosten des Wirtschaftens würden systematisch 
falsch eingeschätzt und wirtschafts- und umweltpo­
litische Entscheidungen fußten auf falschen Grund­
lagen, auf den Prüfstand gestellt.38 39 Ein kleiner Aus­
zug aus dem Katalog der Fragen an die Experten soll 
das Erkenntnisziel verdeutlichen: Wie lassen sich 
die bisher nicht erfaßten ökologischen und sozialen 
Folgen des Wirtschaftens erfassen, bewerten und 
dem Sozialprodukt zurechnen? Lassen sie sich 
durch spezielle Indikatoren darstellen? Lassen sich 
ökologische Folgekosten ihren Verursachern oder 
ihren Verursachungsbereichen zuordnen? Könnte 
man ggf. auch ohne zusätzliche statistische Erhe­
bungen auf zuverlässiger empirischer Basis eine

38 Radermacher, W.: Nachhaltiges Einkommen, in: Wirtschaft und Statistik, Heft 5, Wiesbaden, 1993, S. 337.
39 Ökologie und Wachstum: Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft des Deutschen Bundestages am 10. Mai 1989, in: 

Zur Sache, Band 11, Bonn, 1990.
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jährliche Berichterstattung zur Entwicklung der 
ökologischen und sozialen Folgen einführen?

Das Statistische Bundesamt hatte damals schon seit 
einigen Jahren daran gearbeitet, die traditionellen 
VGR um sogenannte Satellitensysteme -  u.a. zum 
Thema Umwelt -  zu erweitern. Im Jahre 1989 kam 
es zu der Auffassung, daß es eines ganzheitlichen, 
über die Ansätze des Satellitensystems hinausge­
henden, von der VGR unabhängigen, aber mit ihr 
vielfach verbindbaren Rechenwerks bedürfe. Für 
dieses erst noch zu entwickelnde Konzept hatte man 
schon einen Namen parat: Umweltökonomische 
Gesamtrechnung. Sie sollte ohne eigens dafür ange­
ordnete Erhebungen die bereits verfügbaren Daten 
in einem ganzheitlichen Konzept neu assemblieren 
und auf diese Weise ähnliche analytische Syner­
gieeffekte erzeugen, wie es sie seit langem bei der 
Transformation von Wirtschaftsdaten in die Ag­
gregate der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun­
gen gibt. Dahinter stand und steht das Erkenntnis­
ziel, den Wirkungszusammenhang zwischen Öko­
nomie und Ökologie zu quantifizieren.

In Presseberichten tauchte damals das Schlagwort 
vom "Ökosozialprodukt" auf, dessen Berechnung 
man probieren wolle. Dieser Begriff weckte hohes 
Interesse, aber wohl auch manche übertriebene Er­
wartung. Wenn man ihn überhaupt benutzen will, 
paßt er eher zum Satellitensystem-Ansatz. Die UGR 
verwendet zwar die Ergebnisse der Satelliten­
system-Rechnungen, geht aber thematisch weit dar­
über hinaus, indem außer monetär dimensionierten 
auch naturwissenschaftlich basierte Indikatoren in­
tendiert sind.

Der Erkenntnis wert der UGR ist -  anders als in den 
VGR -  nicht davon abhängig, ob es gelingt, alle 
Komponenten des Rechenwerks paßfähig und plau­
sibel zusammenzufügen. Analytischen Ertrag lie­
fern auch schon Zahlen zu den Einzelkomponenten.

Die Diskussion um die Folgekosten des Wirtschaf- 
tens und um den Begriff Ökosozialprodukt orien­
tiert sich derzeit stark an dem von den Vereinten 
Nationen vorgelegten Konzept einer Satellitensy­
stem-Rechnung. In Kapitel 2.2. dieses Aufsatzes 
wurde das sog. SEEA bereits erwähnt. In Kap. 4.3. 
wird abschließend darauf eingegangen. Mittlerwei­
len gibt es auch den Begriff "Ökoinlandsprodukt", 
der sich vom Ökosozialprodukt so unterscheidet 
wie das Bruttoinlands- vom Bruttosozialprodukt, 
nämlich dadurch, daß er auf die wirtschaftliche Tä­
tigkeit innerhalb der Region und nicht auf die -  wo 
auch immer ausgeübte -  Tätigkeit der inländischen 
Wirtschaftssubjekte abzielt.

Auch die Europäische Gemeinschaft hat sich, vor­
nehmlich in den letzten fünf Jahren, intensiver mit 
der hier behandelten Thematik beschäftigt. In einer 
Entscheidung des Rates über das Rahmenprogramm 
für prioritäre Maßnahmen im Bereich der statisti­
schen Information (1993 - 1997) wird auf das 5. 
Aktionsprogramm der Gemeinschaft für den Um­
weltschutz mit dem Titel "Towards sustainability" 
Bezug genommen, in dem die Grundprinzipien ei­
ner umweltgerechten Entwicklung näher erläutert 
werden. Die Mitteilung der Kommission an den Rat 
und das Europäische Parlament über "Leitlinien der 
EU über Umweltindikatoren und ein "grünes" 
Rechnungssystem" beschreiben den Weg hin zu 
einer Erstellung von Umweltindikatoren und einer 
Umweltökonomischen Gesamtrechnung für die EU 
genauer.

4.2.2 Regionale Ansätze der 
Berichterstattung

Nicht nur auf nationaler und internationaler, auch 
auf regionaler Ebene ist die gerade hier notwendige 
Einführung eines Informationssystems zur nachhal­
tigen Entwicklung erkannt worden. Beispielhaft 
wird dies am Land Schleswig-Holstein darge­
stellt.40 41
Entgegen dem allgemeinen politischen Trend, die 
Aufgaben des Staates und damit auch die Statistik 
auf Möglichkeiten der Einschränkung und der Ein­
sparung zu überprüfen, hat der Landtag des Landes 
Schleswig-Holstein eine Initiative zur Gestaltung 
des statistischen Programmes entwickelt und sich 
dafür eingesetzt, daß das Statische Landesamt als 
neue Aufgabe regional nachvollziehen möge, was 
damals das Statistische Bundesamt angefangen hat­
te, auf den Weg zu bringen: Eine Umweltökono­
mische Gesamtrechnung (UGR).

Die Vorgaben der Länderpolitik für das statistische 
Programm artikulieren sich üblicherweise nicht 
über die Länderparlamente, sondern über die Bun­
desratsmitwirkung an den die Statistik anordnenden 
Bundesgesetzen, denn amtliche Statistik ist in 
Deutschland in aller Regel Bundesstatistik. Für den 
Einstieg in die Umweltökonomische Gesamtrech­
nung bedurfte es zwar keiner gesonderten Rechts­
grundlage, weil -  wie gesagt -  damit keine neuen 
Erhebungen einhergingen. Trotzdem war die Initia­
tive des Landtages insofern bemerkenswert, als es 
nicht etwa um das Nachziehen, sondern bewußt um 
eine Vorbildfunktion des Landes Schleswig-Hol­
stein ging und im Ergebnis dazu führte, daß Schles­
wig-Holstein bis heute das einzige Bundesland ist, 
in dessen Statistikbehörde die regionale UGR ein 
fester Aufgabenbestandteil ist. Im November 1995 
konstituierte sich dann ein Arbeitsgremium beim

40 Stahmer, C.: Integrierte Volkswirtschaftliche und Umweltgesamtrechnung, in: Wirtschaft und Statistik, Heft 9, 1992.
41 Kapitel 4.2.2 d.A. gibt eine Zusammenfassung zur Entwicklung der UGR in Schleswig-Holstein wieder, wie sie in ähnlicher Form 

in den Statistischen Monatsheften Schleswig-Holstein vom Autor dieser Arbeit beschrieben wurde (siehe 47. Jg., Heft 11, 1995).
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Statistischen Bundesamt, welches die regionale 
UGR -  was stets ein Anliegen des Statistischen 
Landesamtes Schleswig-Holstein gewesen ist -  auf 
eine breitere, arbeitsteilige Basis stellen will. Es 
haben sich mittlerweile auch andere Länder interes­
siert gezeigt, in die Berechnungen einzusteigen. 
Den neuesten und bislang letzten Ausdruck politi­
schen Wollens in Bezug auf eine regionale UGR 
gibt der schleswig-holsteinische Koalitionsvertrag 
zwischen SPD und GRÜNEN vom Frühjahr 1996 
wieder. Darin weist die Landesregierung die Erstel­
lung einer Umweltökonomischen Gesamtrechnung 
ausdrücklich als Aufgabe des Statistischen Landes­
amtes aus.

Wie bereits erwähnt, kam in Schleswig-Holstein die 
Initiative zur Beschäftigung mit den ökologischen 
Folgekosten des Wirtschaftens aus dem Parlament. 
Die SPD-Fraktion beantragte im Landtag, die Lan­
desregierung solle dem Statistischen Landesamt 
den Auftrag zur Entwicklung einer UGR für Schles­
wig-Holstein erteilen. Bevor dann der Landtag Ende 
1991 einstimmig einen entsprechenden Beschluß 
faßte, hatte auch hier sein Wirtschaftsausschuß eine 
Expertenanhörung veranstaltet.

Die Landtagsinitiative hatte zur Folge, daß im Stati­
stischen Landesamt zwei Stellen und somit die 
haushaltstechnischen Voraussetzungen geschaffen 
wurden, mit den Arbeiten an einer regionalen UGR 
zu beginnen. Das Statistische Landesamt hatte in 
der parlamentarischen Anhörung darauf hingewie­
sen, daß es den Ansatz einer UGR, der damals 
durchaus auch national noch voll in der Fachdiskus­
sion stand, nur im Windschatten des Statistischen 
Bundesamtes regional nachvollziehen kann.

Natürlich wies die nationale UGR mit ihren weitaus 
größeren Ressourcen konzeptionell und methodisch 
die Richtung. Angesichts des Entwicklungsvor­
sprungs des Bundes konnte die schleswig-holsteini­
sche UGR zunächst diejenigen nationalen Projekte 
auswählen, die für den Einstieg in die regionalen 
Berechnungen am sinnvollsten erschienen.

Es galt aber auch, für die regionale UGR Mitstreiter 
zu gewinnen. Zum einen kann man dann arbeitstei­
lig und einheitlich die Methoden entwickeln und die 
Zahlen berechnen. Zum anderen: Wenn es gelingt, 
Rechnungen zu etablieren, bringt erst der Ergebnis­
vergleich in der Zeitreihe und zwischen den Regio­
nen den vollen analytischen Ertrag.

Aber mit dem regionalen Approach stand Schles­
wig-Holstein zunächst sehr allein da, auch wenn die 
anderen Länder höflich ihr Interesse bekundeten. 
Die Zeit für den Einstieg in eine regionale UGR war 
allerdings auch ungünstig, denn die amtliche Stati­
stik war vollauf damit beschäftigt, die neuen Bun­
desländer in das statistische System zu integrieren. 
Deshalb gingen die Versuche dahin, den Arbeits­
kreis VGR der Länder dafür zu gewinnen, daß er auf 
der Ebene der Bundesländer arbeitsteilig berechnet, 
was es in den Satellitensystemen auf Bundesebene

schon länger gab, nämlich umweltbezogene mone­
täre Größen, die aus Sonder- und Weiterrechnungen 
der traditionellen VGR stammen. Dieser Ansatz ist 
mittlerweile etabliert. Für das laufende Programm 
der regionalen VGR sind als fester Bestandteil vor­
gesehen: die Ausgaben des Staates für den Umwelt­
schutz, das Anlagevermögen der Wirtschaftsberei­
che für den Umweltschutz und die laufenden Aus­
gaben des Produzierenden Gewerbes für den Um­
weltschutz.
Mit den Rechnungen des Arbeitskreises VGR der 
Länder ist also vorgezeichnet, daß auch die Statisti­
schen Landesämter für den Ausbau der regionalen 
Umweltberichterstattung ebenso wie das Statisti­
sche Bundesamt zweigleisig Vorgehen: hier die 
Rechnungen am Satellitensystem, dort die UGR. 
Die Datenlage dafür wird sich absehbar verbessern, 
denn die eingangs bereits erwähnten Umweltstati­
stiken wurden mittlerweile auf eine erweiterte 
Rechtsgrundlage gestellt und werden ab 1997 wei­
tere wichtige Merkmale in der nötigen räumlichen 
Tiefe bereitstellen.
Vor dem dargestellten Hintergrund gestaltete sich 
der Aufbau der UGR auf regionaler Ebene in den 
Anfangsjahren nicht immer einfach. Das vorläufige 
Grundkonzept wurde vom Statistischen Bundesamt 
weiterentwickelt, bzw. nach dem Vorliegen von 
Ergebnissen aus Forschungsprojekten, Studien usw. 
mehrfach, zum Teil auch gravierend, modifiziert. 
Heute scheinen Zielsetzung und Konzept der natio­
nalen UGR in ihrer Grundstruktur weitgehend fest­
gelegt. Methodische Änderungen aufgrund neuerer 
wissenschaftlicher Untersuchungen bzw. abschlie­
ßender Projektergebnisse beschränken sich auf die 
Inhalte einzelner Themenbereiche der UGR.

4.2.3 Die Zielsetzung der Umwelt­
ökonomischen Gesamtrechnung

Generelles Leitziel der UGR ist die statistische Er­
fassung von Veränderungen im "Naturvermögen", 
ausgelöst durch wirtschaftliche und konsumtive Tä­
tigkeiten. Dabei wird davon ausgegangen, daß die 
Natur dem Menschen die vielfältigsten Leistungen 
zur Verfügung stellt. So liefert sie Energie und 
Rohstoffe, stellt den Wirtschaftsstandort bereit und 
dient als Aufnahmebecken für Schadstoffe, Abfälle 
usw. Daß dieses Leistungspotential endlich ist, do­
kumentieren eindringlich die immer gravierender 
werdenden Umweltprobleme der letzten Jahre und 
Jahrzehnte, wie z.B. der zunehmende Treibhausef­
fekt und seine Auswirkungen.

Wie auf produzierte Vermögensgegenstände (Ma­
schinen, Anlagen usw.) sollen deshalb auch auf die 
Natur Abschreibungen kalkuliert werden. Nach­
haltige Entwicklung (sustainable development) 
dient als generelles Leitbild: Erfüllung der Bedürf­
nisse in der Gegenwart, ohne die Möglichkeiten der 
Bedürfniserfüllung in der Zukunft einzuschränken. 
Im einzelnen bedeutet dies eine Verbesserung der 
Material-, Energie- und Flächeneffizienz ökonomi-

39



scher Aktivitäten, letztlich fordert Nachhaltigkeit 
aber den langfristigen Erhalt von Funktionen der 
Natur. Die UGR soll dabei statistisch aufzeigen, 
welche natürlichen Ressourcen durch die Aktivitä­
ten einer Rechnungsperiode (i.a. ein Jahr) bean­
sprucht, verbraucht, entwertet oder zerstört wer­
den42

Ausgehend vom Streben nach dem oben erwähnten 
generellen Leitziel, lassen sich folgende Teilziele 
der UGR ableiten:

1. Die UGR soll den durch menschliche Tätigkeiten 
ausgelösten "Naturverbrauch" berechnen. Damit 
soll auch die Wohlstandsinterpretation des Indika­
tors Bruttosozialprodukt relativiert werden. Am 
Ende, so sehen es zumindest internationale Ansätze 
vor, steht ein um den Naturverbrauch bereinigtes 
Bruttoinlandsprodukt ("Ökoinlandsprodukt"). Um 
dieses Teilziel zu erreichen, werden zuerst einmal 
Daten überwiegend in physikalischen Einheiten ge­
wonnen und berechnet. Einer nachfolgenden mone­
tären Bewertung der Daten bzw. der Berechnung 
von Folgekosten stehen zur Zeit noch enorme Pro­
bleme gegenüber, die einen hohen Forschungsauf­
wand erkennen lassen. Es ist deshalb davor zu war­
nen, die Erwartungen an eine Kalkulation von Ab­
schreibungen auf das Naturvermögen zu überzie­
hen. Ob sich daraus zweifelsfrei und objektiv eine 
einzige Abschreibungsgröße in DM ergibt, aus der 
sich ein gesundes, nachhaltiges Wachsen des volks­
wirtschaftlichen Einkommens ableiten ließe, ist 
noch sehr unsicher. Realistisch, zumindest zum jet­
zigen Zeitpunkt, ist es vielmehr, daß in einem 
schrittweisen Aufbauprozeß zuerst die tatsächlich 
gemessenen, erhobenen oder beobachteten Daten in 
geeigneter Form aufbereitet werden, um sie an­
schließend über standardisierte Bewertungsverfah­
ren noch weiter zu verdichten. Wieweit diese Ver­
dichtung sinnvoll ist und ob eine Monetarisierung 
vollständig gelingt, ist heute noch nicht abzuse­
hen.43 Andererseits müssen auch die reellen Mög­
lichkeiten gesehen werden, bisheriges "Wirtschaf­
ten" in Richtung ökologische Modernisierung zu 
optimieren. Die hierzu notwendigen Veränderun­
gen setzen, wenn sie nicht auf evolutionär lange 
Zeiträume verschoben werden sollen, immer auch 
an den finanziellen Möglichkeiten an. Jede Politik, 
jede Maßnahme -  auch die für den Umweltschutz -  
kostet Geld. Das Aufzeigen dieser Kosten dient der 
Rechenbarkeit der Politik und diese wiederum ihrer 
effizienten Umsetzung. Nur wenn Entscheidungs­
trägem vor Augen gehalten wird, wie hoch die 
(Folge-)Kosten einer Naturbeeinträchtigung sind, 
geht dies mit ins Kalkül ein. Ein Waldschadens­
oder Emissionsbericht an sich zeigt eine geringe 
Wirkung, wenn nicht gleichzeitig kundgetan wird,

wie die Volkswirtschaft durch Wald- bzw. Emis­
sionsschäden kostenmäßig belastet wird.

2. Die UGR soll helfen, die konkreten Auswirkun­
gen von Programmen und Maßnahmen zur ökolo­
gischen Umstrukturierung zu beurteilen und die 
Nachhaltigkeit menschlicher Aktivitäten in Wirt­
schaft und Konsum zu überprüfen. Man könnte die 
UGR auch als eine Art Steuerungsinstrument anse- 
hen, bei dem, im Sinne einer outputorientierten 
Steuerung, das "Konstanthalten des Naturvermö­
gens" (nach dem Prinzip des sustainable deve­
lopment) sozusagen als festes Budget vorgegeben 
wird. Die UGR würde dann, ähnlich einem kosten- 
transparenten Berichts wesen in einem Unterneh­
men, die Grundlage für ein politisches Controlling 
darstellen.

Um dieses Ziel zu erreichen, will die Umwelt­
ökonomische Gesamtrechnung auch den Zustand 
der Umwelt mittels Indikatoren abbilden. Die Indi­
katoren sollen z.B. kritische Konzentrationen und 
Eintragsraten von Schadstoffen oder kritische struk­
turelle Veränderungen anzeigen. Es sind Größen, 
die die Abweichung der Umweltsituation (Ist) von 
Umweltqualitätsstandards (Soll) ausdrücken. Die­
ser Soll-Ist-Vergleich gibt Hinweise auf die den 
Veränderungen zugrunde liegenden ökonomischen 
Tätigkeiten bzw. gibt Auskunft, ob bestimmte (Um- 
weltschutz-)Maßnahmen greifen oder auch nicht.

Schwierig hierbei ist das Setzen der Standards, die 
letztlich eine Konstanz des Naturkapitals bestim­
men. Da das Niveau der wirtschaftlichen Tätigkeit, 
das die Grenzen der ökologischen Tragfähigkeit 
berücksichtigt, zumindest derzeit nicht berechenbar 
ist, ist es daher vernünftig, unter der Bedingung der 
Unsicherheit das gegenwärtig vorhandene "Natur- 
kapital" nicht zu verringern, sondern zumindest 
konstant zu halten. Im Begründungszusammenhang 
für die Konstanz des natürlichen Kapitalstocks ist 
daher des öfteren die Rede von einer "risikovermei­
denden Strategie" oder vom "Sicherheitsziel" nach­
haltiger Entwicklung.

Ob mit einem konstanten natürlichen Kaptialstock 
in derzeitiger Größe aber der Forderung nach öko­
logischer Tragfähigkeit (im Sinne des sustainable 
development) entsprochen wird, muß dahingestellt 
bleiben. Die Konstanz des natürlichen Kapital­
stocks ist daher eher als pragmatische Zieldefinition 
zu formulieren. Sie wird als "Mindestanforderung" 
begriffen, als Definition der unteren Grenze der zu 
erhaltenden Natur. Über diese Problematik wurde 
bereits in Kap. 3.2. dieses Aufsatzes ausführlich 
diskutiert. Das Problem des Setzens von Standards 
ist also keines der UGR, also nicht konzeptimma­
nent. Dies bedeutet, daß die UGR als Instrument der

42 Statistisches Bundesamt: Umweltökonomische Gesamtrechnungen - Basisdaten und ausgewählte Ergebnisse, Fachserie 19, Reihe 
4, 1994, S. 16 f.

43 Statistisches Bundesamt, a.a.O., S. 17.
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Beurteilung der Standards durchaus einsetzbar 
wäre.

3. Schließlich könnte die UGR auch zur Internalisie­
rung negativer externer Effekte beitragen. Negative 
externe Effekte treten dann auf, wenn ein Verursa­
cher eines Schadens diesen nicht in seine Kostenkal­
kulation einbeziehen muß und die Kosten von der 
Allgemeinheit zu tragen sind. Die UGR könnte 
durch die Verdeutlichung von Verursachern bzw. 
von Schäden im Sinne einer Folgekostenrechnung 
den Anstoß geben, bisher nicht beachtete ökologi­
sche Schäden mit in die Kalkulation einer Volks­
wirtschaft bzw. auch von einzelwirtschaftlichen 
Unternehmen mit einzubeziehen. Mit welchen In­
strumenten und ob überhaupt eine Internalisierung 
durchgeführt werden soll, wird derzeit noch rege 
diskutiert. Das Spektrum geht dabei von rein ord­
nungspolitischen Instrumenten wie Abgaben oder 
"Ökosteuem" bis hin zu Anreizsystemen verschie­
denster Art. In der Theorie sollen die Kosten der 
negativen externen Effekte mit Hilfe dieser Instru­
mente mit in die Preise einfließen. Letztere würden 
erst dann ihre "ökologische Wahrheit" sagen und 
könnten, unter Beachtung marktwirtschaftlicher 
Regeln, eine Umstrukturierung der Industriegesell­
schaft in Richtung Ökologie anstoßen.

4.2.4 Das inhaltliche Konzept der Umwelt­
ökonomischen Gesamtrechnung

Die Ziele der UGR können nur auf der Grundlage 
eines in sich geschlossenen Konzepts erreicht wer­
den. Diesem Konzept liegen Ursachen- bzw. Wir­
kungszusammenhänge zugrunde, die durch nach­
stehendes Schaubild (Abb. 1) verdeutlicht werden 
können.

Ausgehend von menschlichen Aktivitäten werden 
Emissionen erzeugt, Rohstoffe verbraucht sowie 
Flächen und Raum in Anspruch genommen. Diese 
Inanspruchnahme führt in den einzelnen Medien

(Luft, Wasser, Boden) zu Veränderungen, und auch 
die Verfügbarkeit von Flächen und Raum bzw. von 
Rohstoffen wird beeinflußt. Zudem lassen die im 
Verlauf der menschlichen Aktivitäten getroffenen 
Umweltschutzausgaben ihrerseits wiederum Ko­
sten entstehen.

Die oben beschriebenen Veränderungen haben Aus­
wirkungen. Sie können Ökosysteme zerstören oder 
verändern, zu Krankheiten von Menschen, Tieren 
und Pflanzen führen, Materialien zerstören, die Pro­
duktionsfaktoren vermindern und Hunger, Armut 
und soziale Konflikte zur Folge haben.

Der Doppelstrich im Schaubild soll aussagen, daß 
direkte kausale Zusammenhänge zwischen Verän­
derung und Auswirkung in vielen Fällen noch nicht 
geknüpft werden können. Dies erschwert die Arbeit 
der UGR, gibt aber gleichzeitig Hinweise auf An­
knüpfungspunkte zwischen Naturwissenschaft und 
Ökonomie. Das Aufzeigen von Symptomen und 
Ursachen ist an dieser Stelle gefragt.

Wie das Schaubild weiter zeigt, lassen die für die 
Begrenzung der Auswirkungen aufgewendeten Sa­
nierungsmaßnahmen wiederum Kosten entstehen. 
Diese sind zusätzlich zu den indirekt ableitbaren 
finanziellen Auswirkungen wie z.B. Einkommens­
verluste im Fremdenverkehrsbereich oder der Fi­
scherei bzw. sinkenden oder steigenden Rohstoff­
preisen usw. zu beachten.

Wie sieht nun das methodische Konzept aus, das 
inhaltlich die anfangs beschriebene Zielsetzung - 
kalkulierte Abschreibungen auf Naturvermögen mit 
dem Ziel, eine nachhaltige Entwicklung in Gang zu 
bringen - erfüllen soll? Auch aufgrund der noch 
offenen Problematik der monetären Bewertung und 
kausalen Zusammenhänge ist es so aufgebaut, daß 
die Zwischenschritte bereits Antworten auf wirt- 
schafts- und umweltpolitische Fragen geben.

Abbildung 1

Flußdiagramm Mensch - Umwelt - Mensch (Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 19, Reihe 4, 1994, S. 17)
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Die inhaltliche Struktur des Konzeptes orientiert 
sich am "pressure-state-response"-Ansatz, der vor­
sieht, Entstehung der Umweltbelastung (pressure), 
Umweltzustand (state) und Umweltschutzmaßnah­
men (response) zu unterscheiden und in speziellen 
Themenbereichen darzustellen. Das nachstehende 
Schaubild (Abb. 2) zeigt diesen Ansatz und weist 
zusätzlich auf eine Saldenrechnung hin.

Im Themenbereich 1 (Belastungssektor) soll dar­
gestellt werden, wie sich der Einsatz von Rohstoffen 
und Energie in den einzelnen Wirtschaftszweigen 
zeitlich verändert und welche stofflichen Abgaben 
an die Umwelt dem gegenüberstehen. Diese Daten 
sind für die Beurteilung der Effizienz im Umgang 
mit natürlichen Ressourcen im Rahmen von Struk­
tur- und Umweltpolitik von grundlegender Bedeu­
tung. Im einzelnen ist dabei zum ersten eine Mate­
rial- und Energieflußrechnung aufzubauen. Entste­
hung von Umweltbelastungen beruhen ganz we­
sentlich darauf, daß Materialien aus ihrer natürli­
chen Umgebung entnommen werden, daß sie an­
schließend in den wirtschaftlichen Prozessen (Pro­
duktion und Konsum) umgeformt und am Ende in 
Form von Abfällen, Abwässern und Abgasen wie­
der an die Natur zurückgegeben werden. Dieser 
Fluß von Material und Energie ist für unsere Gesell­
schaft lebensnotwendig. Gleichzeitig sind damit je­
doch vielfältige Auswirkungen auf die Umwelt ver­
bunden (Toxizität der Emissionen, knappe Vorräte 
usw.). Wichtig in diesem Zusammenhang ist es

auch, die Verbindung zwischen Rohstoffentnahme 
und Stoffemission zu analysieren. Welcher Roh­
stoff geht in welcher Menge wo ein und verursacht 
welche Emissionen in welcher Menge?

Letztlich soll die Frage, ob wirtschaftliches Wachs­
tum unbedingt mit einem Wachstum an Material­
einsatz bzw. Emissionsausstoß verbunden sein 
muß, hier beantwortet werden, bzw. ob es gelingt, 
die Wachstumsraten zu entkoppeln und z.B. durch 
eine höhere Ressourcenproduktivität Neubelastun­
gen der Umwelt zu vermindern.

Die Berechnung des Rohstoffverbrauchs ist als eine 
Art Bilanzierung zu sehen und bildet die Grundlage 
für die Abschreibungsraten des Naturvermögens in 
diesem Bereich.

Die Emittentenstruktur schließlich soll die Struktur 
und das Niveau der von den Emittenten abgegebe­
nen Emissionen darstellen. Die Fragen lauten:

Wer produziert was und in welcher Menge 
(Emissionen)?
Wie werden Rohstoffverbrauch und Emissionen 
den Wirtschaftszweigen zugeordnet?

Sie zielen stark auf die Verursacher der Naturbeein­
trächtigungen ab.

Themenbereich 2 behandelt die Nutzung von Flä­
che und Raum. Ein wichtiger Einflußfaktor für die 
Entstehung von Umweltbelastungen, der neben den 
Material- und Energieströmen von der ökonomi-

Um wel tökonom ische Gesamt rechnung  UGR

□ Gesam trechnungsmethoden □ Geographisches Informationssystem Indikatoren

Abbildung 2

Das Konzept der Umweltökonomischen Gesamtrechnung (Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 19, Reihe 4, 
1994, S .18)
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sehen Entwicklung stark beeinflußt wird, ist die Art 
und Intensität der Bodennutzung. Die Bodenfläche 
eines Landes ist eine feststehende Größe, jede Nut­
zung hat in dichtbesiedelten Regionen wie Mittel­
europa mehr oder weniger den Ausschluß anderer 
Nutzungsarten zur Folge. Eigentlich können Flä­
chen nicht "verbraucht" werden. Dennoch ist das 
Bild des Verbrauchs dann zutreffend, wenn durch 
die Art einer Nutzung alle anderen Nutzungen dau­
erhaft, vielleicht sogar irreversibel ausgeschlossen 
sind.

Vor allem kommt es also auf die Veränderungen der 
Nutzungen an. Mit Hilfe von STABIS (Statistisches 
Bodeninformationssystem) und CORINE land co- 
ver (EU-System zur Erfassung der Bodenbe­
deckung) sollen dazu Aussagen getroffen werden. 
Auf Länderebene könnte möglicherweise das Sy­
stem ATKIS (Amtliches Topographisches Karten 
Informationssystem) genutzt werden, das z.Zt. vom 
Landesvermessungsamt Schleswig-Holstein aufge­
baut wird und die gesamte Fläche Schleswig-Hol­
steins in digitalisierter Form erfassen soll.

Themenbereich 3 beschäftigt sich mit dem Zustand 
der Umwelt an sich. Die UGR will kein reines 
Bilanzierungsinstrument sein, welches nach Soll 
und Haben die Belange der Umwelt ermittelt. Auch 
der aktuelle Umweltzustand soll aufzeigt werden, 
und zwar mit Hilfe hochaggregierter Indizes, die vor 
allem die qualitativen Veränderungen der Umwelt 
in einer standardisierten Form anzeigen.
Jede ökonomische Entscheidung hat Einfluß auf die 
Ökologie. Dieser Einfluß ist, spricht man dem Men­
schen nicht jedes Einwirkungsrecht auf seine Um­
welt ab, bis zu einem gewissen Ausmaß tolerierbar. 
Generelles Leitziel dieser Tolerierbarkeit ist die be­
reits erwähnte nachhaltige Entwicklung. Über­
schreitet der Einfluß des Menschen die Grenzen 
dieser Zielvorstellung, muß gegengesteuert werden. 
Dieses Überschreiten soll durch obengenannte "Na­
turindikatoren" angezeigt werden, die im weiteren 
auch auf die Wirkung bzw. den Nutzen der getrof­
fenen Gegenmaßnahmen hinweisen.
In diesem Themenkreis wird am ehesten die Verbin­
dung zwischen Ökonomie und Ökologie deutlich. 
Nicht zuletzt deshalb ist hier ein gemeinsames Pro­
jekt des Statistischen Landesamtes Schleswig-Hol­
stein und des Projektzentrums Ökosystemfor­
schung der Universität Kiel angesiedelt.
In dem Projekt soll es u.a. darum gehen, räumlich 
und inhaltlich isolierte Meß- und Beobachtungsda­
ten aus den unterschiedlichsten Medien zu geeigne­
ten Indikatoren zu verdichten, die den realen Natur­
zustand repräsentativ anzeigen können, bzw. im 
Zeitverlauf Veränderungen dokumentieren, die 
letztlich wiederum die Wirkung ökonomischer

Maßnahmen aufzeigen. Bei der Bearbeitung soll 
auch versucht werden, evtl, mit Hilfe von Szenarien 
(was wäre, wenn...?) Hilfestellung zum Finden von 
Standards zulässig tolerierbarer Umweltbelastun­
gen zu geben. Die Standards selbst sind ab­
schließend aber gesamtgesellschaftlich zu setzen. 
Auf die Probleme beim Setzen dieser Standards 
wurde bereits weiter oben eingegangen. In diesem 
Zusammenhang sei auch auf das Konzept der "kri­
tischen ökologischen Belastungsgrenzen" (critical 
Loads/critical Levels/critical Structural Changes)
. . . 44
hmgewiesen.
Die Ermittlung tatsächlicher Schadstoffkonzentra­
tionen, Stoffeinträge und struktureller Eingriffe, 
wie es im UGR-Konzept - dargestellt durch entspre­
chende Indikatoren - vorgesehen ist, gibt, vor allem 
im Zeitablauf, Aufschluß über den Ist-Zustand der 
Natur bzw. dessen Veränderung. Ein Vergleich mit 
den kritischen Konzentrationen, kritischen Ein­
tragsraten bzw. kritischen strukturellen Verände­
rungen der Natur und Landschaft nach o.g. Konzept 
der kritischen ökologischen Belastungsgrenzen 
kann zur Bildung entsprechender Umweltindikato­
ren einer dauerhaften umweltgerechten Entwick­
lung genutzt werden, wie sie auch vom Rat der 
Sachverständigen für Umweltfragen gefordert wer­
den (siehe Abb. 3).

Der Sektor Umweltschutz wird in den Themenbe­
reichen 4 und 5 behandelt. Ressourcenverbrauch 
und Emissionen von Staat und Unternehmen hän­
gen ja nicht nur von Produktionsniveau und Produk­
tionstechnik ab, sondern auch davon, in welchem 
Umfang Staat und Wirtschaft Umweltbelastungen 
durch Umweltschutzmaßnahmen vermeiden, ver­
ringern oder beseitigen.

Themenbereich 4 hält dabei die Kosten und die 
aktuellen Belastungen von Wirtschaft und Staat für 
die tatsächlich durchgeführten Umweltschutzmaß­
nahmen fest.

In Themenbereich 5 sollen zusätzliche, präventive 
Maßnahmen berechnet werden, die notwendig wä­
ren, um einen bestimmten (gesellschaftlich gesetz­
ten) Standard an Umwelt zu erreichen. Die berech­
neten Maßnahmen sollen auch die Abwägung und 
die Entscheidung zwischen unterschiedlichen 
Standards für die einzelnen Belastungsfaktoren un­
terstützen.
Die UGR orientiert sich dabei am Vermeidungsko­
stenansatz.44 45 Es geht dann nicht mehr um eine wohl­
fahrtsoptimale Internalisierung externer Kosten, 
wie dies im Schadenskostenansatz vorgesehen war, 
sondern darum, ein bestimmtes (extern gesetztes) 
Umweltziel mit möglichst geringen volkswirt­
schaftlichen Kosten zu erreichen.

44 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen: Umweltgutachten 1994, a.a.O., S. 102 f.
45 Deutscher Bundestag: Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Abgeordneten M. Müller u.a., "Stand der 

Umweltökonomischen Gesamtrechnung", Drucksache 13/4435 vom 23.4.1996.
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Abbildung 3

Leitbildorientierte Entwicklung von Umweltindikatoren (Quelle: Der Rat der Sachverständigen für Umweltfragen: 
Umweltgutachten 1994, S. 101)

Der Vermeidungskostenansatz geht davon aus, daß 
die materiellen Normen für Umweltfunktionen auf 
der Basis ihrer tragfähigen, nachhaltigen Entwick­
lung definierbar sind. Diese Standards ersetzen die 
(unbekannten) Nachfragekurven. Danach sind die 
Maßnahmen zur Erfüllung dieser Normen zu for­
mulieren und die für die Durchführung der Maßnah­
men benötigten Geldwerte zu schätzen.46

Prinzipiell können zwei Arten von Maßnahmen un­
terschieden werden: technische und strukturelle. 
Die technischen Maßnahmen reichen von end-of- 
the-pipe-Maßnahmen bis zu prozeßintegrierten 
Technologien. Strukturelle Maßnahmen äußern 
sich in der Verlagerung von umweltbelastenden zu

umweltfreundlichen Produktions- und Konsumak­
tivitäten und in der Reduktion von umweltintensi­
vem Wirtschafts- und Konsum verhalten (Verzicht).

Zur Schätzung und Berechnung der Kosten müssen 
Vermeidungskostenkurven erstellt werden, mit de­
ren Hilfe dann die durchschnittliche Effizienz jeder 
technischen oder strukturellen Maßnahme (gemes­
sen in DM z.B. je vermiedene Tonne Emission) 
abgelesen werden kann. Die Praxis muß erweisen, 
wo und in welchem Umfang verläßliche Kurven 
darstellbar sind.

Es wird also hypothetisch ermittelt, wieviel es die 
Verursacher von Umweltbelastungen gekostet hät­
te, wenn sie die übermäßigen Umweltbelastungen

46 Hueting, R. u. Tinbergen, J.: Bruttosozialprodukt und Marktpreise, in: Goodland, R. (Hrsg.), a.a.O., S. 55.
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vermieden und damit bestimmte, quantifizierte Um­
weltstandards (Normen der nachhaltigen Entwick­
lung) eingehalten hätten.
Die Umsetzung des Vermeidungskostenansatzes ist 
mit Problemen behaftet. Da die Marktpreise, die in 
dem fiktiven neuen Öko-Gleichgewicht herrschen, 
ebenso wie die dann verfügbaren Technologien un­
bekannt sind, kann nur von heutigen Preisen und 
Technologien ausgegangen werden. Dadurch wer­
den die gewonnen Schätzwerte tendenziell zu hoch 
sein, da die Folgewirkungen von Maßnahmen auf 
Preise und Mengen, die Wirtschaftsstruktur und die 
Entwicklung neuer Technologien nicht berücksich­
tigt werden. Es ist also im Grunde ein partialanaly­
tischer Ansatz, bei dem die Vermeidungskosten für 
einen Problembereich unter der Voraussetzung der 
ceteris-paribus-Klausel, also unter Konstanthalten 
aller anderen Umstände, ermittelt werden.47

Zum Abschluß noch ein Wort zur Saldierung in der 
UGR. Der Saldo zwischen Themenbereich 4 und 5 
soll die Netto-Veränderung des Naturvermögens 
wiederspiegeln. Hier sollen Fragen beantwortet 
werden wie:

Was haben wir getan?
Was hätten wir eigentlich tun müssen?
Um wieviel haben wir in dieser Abrechnungs­
periode die Natur geschädigt?

In dieser Saldierung zeigt sich der Bezug zur sog. 
"Ökomarge", die eine Relativierung des Indikators 
Bruttosozialprodukt (um das verbrauchte Naturver­
mögen) ausdrücken soll. Diese Ökomarge könnte 
nun für die Ermittlung eines Ökosozialprodukts, 
wie es ähnlich auch im SEEA vorgesehen ist, ver­
wendet werden. Die Ökomarge würde dabei den 
Abschreibungen auf das Naturvermögen entspre­
chen.48

Bruttoinlandsprodukt (BIP)

- Abschreibungen auf das menschengemachte Kapital 
(reproduzierbares Produktionsvermögen)

- Abschreibungen auf das Naturvermögen 
(Abschreibungen auf den Verbrauch von natürlichen 
Ressourcen und auf die Degradierung der Umwelt)

= Ökoinlandsprodukt

Allerdings ist bei der Interpretation folgendes zu 
beachten:

1. Die dem Vermeidungskostenkonzept zugrunde 
liegende Umweltqualität hängt nicht von der Höhe 
der externen Kosten (Schadenskosten) ab, sondern 
wird gesellschaftlich bestimmt. Deswegen kann 
zwar eine gewünschte Umweltqualität zu volkswirt­
schaftlich minimalen Kosten erreicht werden, aber 
diese Umweltqualität muß nicht optimal im Sinne 
einer nachhaltigen Entwicklung sein. Dies trifft nur 
zu, wenn die gesellschaftlich bestimmten Standards 
sich an dem Leitbild der nachhaltigen Entwicklung 
orientieren.

2. Die hypothetischen Vermeidungskosten sind in 
der Regel nicht auf eine Rechnungsperiode abzu­
grenzen. Ihr Anpassungszeitraum hin zur nachhal­
tigen Entwicklung wird sicher eher mehrere Jahre 
betragen. Ein Vergleich mit den jährlich vorgenom­
menen tatsächlichen Umweltschutzausgaben ist da­
her nur eingeschränkt möglich.

4.3 Internationale Ansätze einer Umwelt­
ökonomischen Gesamtrechnung

Das vorstehende Konzept der Umweltökonomi­
schen Gesamtrechnung wurde vom Statistischen 
Bundesamt im wesentlichen für Deutschland bzw. 
in tieferer regionaler Untergliederung auch für die 
Bundesländer entwickelt. Wie bereits in Kapitel 2.2. 
dieses Aufsatzes diskutiert wurde, existieren auf 
internationaler Ebene sehr breit gestreute Ansätze 
zur umweltökonomischen Berichterstattung, aus 
denen hier explitzit der Ansatz des SEEA (System 
for Integrated Environmental and Economic Ac- 
counting)49 herausgegriffen werden soll. Dieses 
Beispiel wurde u.a. auch deshalb gewählt, weil die 
Arbeiten zum SEEA mittlerweilen im Statistischen 
Bundesamt als integraler Bestandteil der dort ent­
wickelten Umweltökonomischen Gesamtrechnung 
angesehen werden.50

Die UGR deckt über diesen Ansatz also zwei Berei­
che ab. Zum einen dient sie als nationales (regiona­
les) Konzept zur Ermittlung und Darstellung des 
Naturverbrauchs durch wirtschaftliche und kon­
sumtive Aktivitäten. Zum anderen ist sie über den 
SEEA-Ansatz als Gesamtrechnung auch für inter­
nationale Vergleichsrechnungen einsetzbar. Letzte­
res soll im Rahmen dieses Aufsatzes aber nicht 
abgehandelt werden, dies würde den Rahmen spren­
gen. Im folgenden wird deshalb nur auf das Konzept 
des SEEA eingegangen bzw. die Verzahnung mit 
der globaleren UGR dargestellt.

47 Leipert, Ch..: Auf dem Wege zum Ökosozialprodukt?, in: IÖW/VÖW-Informationsdienst, 2/1995, Berlin, S. 19.
48 Stahmer, C.: Integrierte Volkswirtschaftliche und Umweltgesamtrechnung, a.a.O., S. 590.
49 United Nations (Department for Economic and Social Information and Policy Analysis): Handbook for Integrated Environmental 

and Economic Accounting, in: Studies in Methods, Series F, No. 61, New York, 1993.
50 Die internationalen Überlegungen zu einem integrierten System der Wirtschafts- und Umweltberichterstattung wurden vor allem 

von C. STAHMER (Statistisches Bundesamt) mit der Erarbeitung des o.g. Handbuches der Vereinten Nationen konkretisiert. Das 
Handbuch, welches in enger Zusammenarbeit mit P. BARTELMUS, G. HAMER und J. VAN TONGEREN u.a. Experten erstellt 
wurde, wurde auf der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro vorgestellt und soll 
die Grundlage für internationale Empfehlungen auf dem Gebiet der integrierten Wirtschafts- und Umweltberichterstattung liefern.
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Das SEEA gilt als spezielles Umweltsatellitensy­
stem des SNA (System of National Accounts) der 
Vereinten Nationen. Die Konzepte von Satelliten­
systemen sind im allgemeinen so gestaltet, daß ei­
nerseits eine enge Verflechtung mit dem Kemsy- 
stem (hier VGR) möglich ist, andererseits alternati­
ve Konzeptionen Verwendung finden können, die 
auf einen spezifischen Themenbereich, in diesem 
Fall umweltökonomische Fragestellungen, zuge­
schnitten sind.

Charakteristisch für das SEEA ist der stufenförmige 
Aufbau:

Stufe A beschränkt sich auf eine umweltbezo­
gene Disaggregation der im SNA bereits vor­
handenen Informationen. Dazu gehört die Iden­
tifikation von defensiven monetären Ausgaben, 
z.B. Umweltschutzausgaben bzw. Ausgaben die 
durch externe Effekte der Umweltnutzung ent­
stehen. Zusätzlich wird auch das produzierte 
und nicht-produzierte Naturvermögen im Rah­
men von gesamtwirtschaftlichen Sachvermö­
gensbilanzen dargestellt.
In Ausbaustufe A + B werden die monetären 
Angaben aus den traditionellen VGR, die teil­
weise im Hinblick auf die Analyse der Wechsel­
beziehungen zwischen Umwelt und Wirtschaft 
disaggregiert wurden (Stufe A) mit physischen 
Informationen über die ökonomische Umwelt­
nutzung und den Zustand der natürlichen Um­
welt (Stufe B) verknüpft.
In Stufe C werden zusätzliche monetäre Bewer­
tungen der ökonomischen Umweltnutzung und 
-belastung (z.B. Bewertung verbrauchter Res­
sourcen) mit einbezogen. Daraus ergibt sich 
Ausbaustufe A+B+C, die bereits ein recht um­
fassendes Bild der ökologisch-ökonomischen 
Wechselbeziehungen vermitteln kann.

Das SEEA ist so konzipiert, daß auch weitere Bau­
steine (z.B. Stufe D = Analyse der Umweltaktivitä­
ten privater Haushalte) mit integriert werden kön­
nen.
Sind alle Ausbaustufen erfüllt, so ist auch die Be­
rechnung eines Ökosozialprodukts (hier: Ökoin­
landsprodukt) nach dem Muster in Kapitel 4.2.4. 
dieses Aufsatzes vorgesehen.

Nimmt man sich Abb. 2 (Das Konzept der UGR) 
zur Hand, so wird deutlich, wie die verschiedenen 
Stufen des SEEA in das Gesamtrechnungssystem 
der UGR integriert sind:

Angaben zu Umweltschutzausgaben und Inve­
stitionen, die durch Disaggregation in den tradi­
tionellen VGR gewonnen wurden, werden The­
menkreis 4 der UGR zugeordnet.

Der Themenkreis 1 der UGR enthält Daten, die 
auch im Rahmen der Stufe B des SEEA vorge­
sehen sind.
Die Themenbereiche 2 und 3 der UGR werden 
mit speziellen, problemgerechten Methoden 
entwickelt (GIS usw.), aber soweit möglich, in 
einem zweiten Schritt mit dem SEEA verknüpft. 
Themenbereich 5 der UGR steht in Zusammen­
hang mit einem der Vorschläge zur Bewertung 
der ökonomischen Umweltnutzung in Aus­
baustufe A+B+C des SEEA.

Zusammenfassend kann gesagt werden: Die UGR 
verkörpert einerseits die nationale Umsetzung des 
SEEA-Konzepts, geht aber in ihren Spezifikationen 
wesentlich weiter bis hinunter zur regionalen (Bun- 
desländer)-Ebene. Andererseits dient die UGR auch 
dem Ausbau des SEEA, indem die empirische Be­
reitstellung der Datengrundlagen, ihre Aggregation 
und Verknüpfung mit dem dafür notwendigen Me­
thodenpluralismus geliefert wird.51

5. Der Prozeß der Zielerreichung

5.1 Bisherige Ergebnisse der Umwelt­
ökonomischen Gesamtrechnung

Erste Ergebnisse zur Umweltökonomischen Ge­
samtrechnung in Deutschland liegen sowohl auf 
Bundes- als auch auf Länderebene vor. Dabei han­
delt es sich noch nicht um Gesamtrechnungsergeb­
nisse im engeren Sinne, also etwa um Zahlenmate­
rial zur Berechnung eines Ökoinlandproduktes o.ä., 
sondern um Einzelergebnisse zu den verschiedenen 
Themenbereichen des vorgestellten Konzeptes.

Zur Durchführung der UGR ist ein gestaffeltes Auf­
bauprogramm vorgesehen, welches in einer ersten 
Stufe die Sammlung und Systematisierung der not­
wendigen Basisdaten und erst in den Folgestufen 
eine Verknüpfung und Verdichtung vorsieht. Ob 
diese Verdichtung letztlich bis hin zu einer (mone­
tären) Gesamtrechnung in Anleitung an die VGR 
(Bruttoinlandsprodukt) führen wird, ist, wie bereits 
in Kapitel 4.2.3. dieses Aufsatzes diskutiert, heute 
noch nicht überschaubar. Von entscheidender Be­
deutung aber ist es, daß, unabhängig von der Pro­
blematik der Gesamtrechnung, bereits die Zwi­
schenergebnisse einzelner Teilbereiche und deren 
Verknüpfung einen hohen, auch politischen Aussa­
gewert haben und durchaus sinnvoll genutzt werden 
können:

Sie zeigen auf, wie bestimmte "Umweltberei­
che" zur Zeit beschaffen sind. Die Beobachtung 
dieser Tatbestände in einer Zeitreihe kann zur 
Kontrolle der Zielerreichung genutzt werden. 
Letzlich wird hier die Frage beantwortet, ob 
bzw. zu welchem Grad nachhaltige Entwicklung

51 Radermacher, W. u. C. Stahmer: Vom Umwelt-Satellitensystem zur Umweltökonomischen Gesamtrechnung: Umweltbezogene 
Gesamtrechnung in Deutschland, in: Zeitschrift für angewandte Umweltforschung, 7. Jg., Heft 4, S. 534 f.
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oder auch nur politisch festgelegte Umweltziele 
erreicht worden sind.
(Wie groß ist die Nachhaltigkeitslücke noch? 
Wird sie größer oder schließt sie sich ?)
Die differenzierten Zahlen auf nationaler oder 
regionaler Ebene geben Hinweise auf Ort und 
Art des Handlungsbedarfes. Hier werden durch 
die UGR Hinweise gegeben, wo angesetzt wer­
den muß, um dem Ziel einer nachhaltigen Ent­
wicklung nahezukommen.
Regionale Vergleiche zeigen die Auswirkungen 
von wirtschafts- und umweltpolitischen Maß­
nahmen und die regional unterschiedlichen Be­
lastungen an.

Beispielhaft seien auf Bundesebene -D- folgende 
Zwischenergebnisse aus den unterschiedlichen

52Teilbereichen der UGR genannt:

Themenbereich 1 (D)
M aterial- und Energieflüsse, Rohstoffver­
brauch, Emittentenstruktur

Das Statistische Bundesamt hat eine erste Datenba­
sis für eine umfassende Material- und Energie­
flußrechnung entwickelt. Im wesentlichen wurde 
auf vorhandene Informationen zurückgegriffen, um 
zusätzliche Erhebungen zu vermeiden. Es wurden 
möglichst lange Zeitreihen (z.B. Rohstoffbilanzen 
ab 1978) für gebietsbezogene Materialflüsse (Im­
porte und Exporte bzw. Zu- und Abflüsse von Roh­
stoffen, Halb- und Fertigwaren, Wasser, Luft) und 
wirtschaftsbezogene Materialflüsse (Entnahmen 
aus der Natur und Abgaben an die Natur; Feststoffe, 
Wasser, Luft, Energie) gebildet. Bei der aktivitäts­
bezogenen Material- und Energieflußrechnung er­
folgte der Nachweis von Energieaufkommen und 
-Verwendung im Rahmen von Input-Output-Tabel- 
len. Hierbei wurden physische und monetäre Daten 
kombiniert. Die intermediäre Verwendung der 
Energieträger wurde nach Produktionsbereichen 
aufgeteilt. So konnte nicht nur der direkte Einsatz 
von Energieträgern bei der Produktion bestimmter 
Güter erfaßt werden, sondern auch der Energiever­
brauch auf vorgelagerten Produktionsstufen ange­
zeigt werden. Über Emissionsfaktoren erfolgte des­
weiteren eine Berechnung einzelner Luftemissio­
nen (CO2, NOx, SO2 u.a.). Zusammen mit den An­
gaben über Energieaufkommen und -Verwendung 
erlaubten sie eine direkte und indirekte Zuordnung 
von Energieverbrauch und Luftemissionen zu den

einzelnen Gütergruppen. Abschließend ist eine 
Mengenbilanz der Bundesrepublik Deutschland er­
stellt worden, die Material- und Energieflüsse, wel­
che durch menschliche Aktivitäten verursacht wer­
den, im Überblick darstellt. Einzelheiten und das 
zugrunde liegende methodische Konzept hat das 
Statistische Bundesamt in seiner Fachserie 19 (Um­
welt)52 53 veröffentlicht.
In den in unregelmäßigen Abständen erscheinenden 
"UGR-Materialien" wurden zudem spezielle De­
tailbereiche behandelt (Wasser- und Stickstoffbi­
lanz, Sekundärrohstoffe).54

Themenbereich 2 (D)
Nutzung von Fläche und Raum

Im Themenbereich 2 stellt das Geoinformationssy- 
stem STABIS wichtige Daten über Veränderung 
von Bodennutzung und Bodenbedeckung zur Ver­
fügung. Es wird auf zwei unterschiedlichen Maß­
stabsebenen (1:100.000 und 1 :25.000) kartiert. Bei 
STABIS 100 handelt es sich um die nationale Rea­
lisierung des Projektes Land cover aus dem EIO- 
NET-(vormals CORINE)-Programm (siehe auch 
Kap. 2.2. und 5.2. dieses Aufsatzes) der Europäi­
schen Umweltagentur. Hier liegen mittlerweile flä­
chendeckende Ergebnisse zu Bodenbedeckung für 
die neuen Bundesländer vor. Das Konzept der Be­
rechnungen ist in den UGR-Materialien, Heft 4 
erschienen.55

Themenbereich 3 (D)
Umweltzustand

Das Statistische Bundesamt hat in Zusammenarbeit 
mit verschiedenen externen Institutionen (siehe 
Kap. 5.2.) begonnen, das Konzept für ein Indikato­
rensystem des Umweltzustandes zu entwickeln. 
Zwar gab es bisher ausführliche Datensammlungen 
über lokale und regionale Veränderungen in den 
einzelnen Umweltmedien. Eine systematische Ag­
gregation zu einem Set von Naturindikatoren lag 
aber noch nicht vor. Ziel ist es, eine überschaubare 
Anzahl der wichtigsten, für die periodische Be­
schreibung der Umweltqualität geeignete Umwelt­
indikatoren zur Verfügung zu stellen.
Hierzu wurden bisher eine "Vorstudie Umweltindi­
katorensysteme"56 sowie "Raumbezogene Indika­
toren zum Konfliktfeld Naturhaushalt/Erholung"57 
entwickelt. Der bisher letzte Beitrag stellt ein Kon­
zept zur Erfassung und Bewertung von Landschaft

52 Kuhn, M., Radermacher, W. u. C. Stahmer: Umweltökonomische Trends 1960 bis 1990, in Wirtschaft und Statistik, Heft 8/1994, 
Wiesbaden.

53 Statistisches Bundesamt: Fachserie 19 (Umwelt), Reihe 5: Umweltökonomische Gesamtrechnung - Material- und Energie­
flußrechnungen, 1995.

54 Statistisches Bundesamt: UGR-Materialien, Heft 5 (Sekundärrohstoffe), Dezember 1995 und Heft 7 (Wasser- und Stickstoffbilanz), 
August 1996.

55 Statistisches Bundesamt: UGR-Materialien, Heft 4: Konzept einer Gesamtrechnung für Bodennutzung und Bodenbedeckung, 
Oktober 1995.

56 Statistisches Bundesamt: UGR-Materialien, Heft 1, Vorstudie Umweltindikatorensysteme, Dezember 1993, Wiesbaden.
57 Statistisches Bundesamt: UGR-Materialien, Heft 2, Raumbezogene Indikatoren zum Konfliktfeld Naturhaushalt/Erholung, Februar 

1994, Wiesbaden.
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und Natur im Rahmen einer "Ökologischen Flä­
chenstichprobe"58 vor.

Themenbereich 4 (D)
Umweltschutzmaßnahmen

Ein umfassendes Datensystem über monetäre Strom- 
und Bestandsgrößen in Zusammenhang mit Um­
weltschutzmaßnahmen wurde während der achziger 
Jahre im Rahmen des Satellitensystems zu den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen aufge- 
baut. Das System enthält, rückwirkend bis 1975 
(alte Bundesländer), folgende Angaben:
• aus laufenden statistischen Erhebungen

Investitionen für Umweltschutz im Produ­
zierenden Gewerbe,
Investitionen und laufende Ausgaben des 
Staates für den Umweltschutz.

aus sekundärstatistischen Auswertungen gemäß 
den Konzepten der VGR für das Produzierende 
Gewerbe und den Staat

Investitionen und laufende Ausgaben, 
Anlagevermögen für den Umweltschutz, 
Abschreibungen auf dieses Anlagevermö­
gen und
gesamtwirtschaftliche Ausgaben und Auf­
wendungen für den Umweltschutz.

Die Daten liegen jeweils für die Umweltbereiche 
Abfallbeseitigung, Gewässerschutz, Luftreinhal­
tung und Lärmschutz vor. Für die Berichtsjahre 
1980 und 1985 wurden ferner die Ausgaben bzw. 
Aufwendungen für den Umweltschutz gütermäßig 
aufgegliedert und im Rahmen von Input-Output- 
Tabellen dargestellt. Mit dieser Verknüpfung wird 
es möglich, anhand von Input-Output-Modellen die 
direkten und indirekten Folgen von Umwelt­
schutzaktivitäten zu analysieren. Neben der jährli­
chen Berichterstattung59 wurde zuletzt auch eine 
Studie zu den Umweltschutzaktivitäten der privaten 
Haushalte durchgeführt.60

Themenbereich 5 (D)
V ermeidungskosten
Zu den unterstellten Vermeidungskosten des The­
menbereiches 5 liegen bisher noch keine konkreten 
Ergebnisse sondern lediglich grundlegende, kon­
zeptionelle Arbeiten vor. Hier sind Forschungspro­
jekte angelaufen (siehe auch Kapitel 5.2), die die 
Problematik des Vermeidungskostenkonzepts (Ka­
pitel 4.2.4) weiter untersuchen. Die Ergebnisse die­
ser Untersuchung und die weitere Diskussion im 
Rahmen der Projekte werden eine maßgebliche Rol­
le bei der Entscheidung spielen, ob es das Statisti­

sche Bundesamt verantworten kann, ein Ökosozial­
produkt zu berechnen und zu veröffentlichen.

Auch auf regionaler Ebene -SH- sollen, am Bei­
spiel Schleswig-Holsteins, einige Ergebnisse ge­
nannt werden:

Themenbereich 1 (SH)

Verbrauch von Rohstoffen (Tabelle 1-3)
Der Rohstoffverbrauch in Schleswig-Holstein wird 
in erster Näherung über den Inlandsverbleib ermit­
telt. Sowohl die Gewinnung im Lande als auch Ein- 
und Ausfuhren gehen in die Berechnung ein. Zur 
Zeit werden Rohstoffe der 1. Stufe (also ohne Wei­
terverarbeitung) jährlich (rückwirkend bis 1988) 
erfaßt. Im Rahmen eines Pilotprojektes wurden für 
das Jahr 1993 auch Halb- und Fertigerzeugnisse mit 
einbezogen.
Die Berechnungen lassen Aussagen über die jähr­
lich verbrauchten Rohstoffmengen (in Gewichts­
einheiten und DM) zu. Auch die Frage, ob wirt­
schaftliches Wachstum unbedingt mit einem Wachs­
tum an Materialeinsatz verbunden sein muß, soll 
beantwortet werden. Eine (längere) Zeitreihe wird 
zeigen, ob es gelungen ist, die Wachstumsraten zu 
entkoppeln und z.B. durch eine höhere Ressourcen­
produktivität die Neubelastungen der Umwelt zu 
vermindern.

Emissionen (Tabelle 4)
Die wichtigsten Luftschadstoffe werden, rückwir­
kend bis 1987, jährlich berechnet. Die Aufteilung 
nach Sektoren (Haushalte, Verkehr, Industrie usw.) 
liefert Hinweise auf mögliche Schwerpunkte zur 
Emissionsverminderung. Die Berechnung kann 
auch zur Kontrolle bestimmter Vermeidungsmaß­
nahmen dienen bzw. den Zielerreichungsgrad be­
stimmter Vorhaben (z.B. Minderung der CO2- 
Emissionen bis zum Jahr 2005 um ca. 25-30 %) 
dokumentieren.

Themenbereich 4 (SH)

Umweltschutzausgaben des Staates (Tabelle 5) 
Die Umweltschutzausgaben der öffentlichen Hand 
werden jährlich (rückwirkend bis 1990) erfaßt. Die 
Berechnungen geben Antworten in bezug auf die 
Aufteilung der Ausgaben in den verschiedenen Um­
weltbereichen (Luftreinhaltung, Abwasser, Abfall 
usw.) und Sektoren der öffentlichen Hand (Land, 
Gemeinden, Zweckverbände usw.). Neben dem 
Hinweis auf die aktuelle finanzielle Belastung des 
Staates lassen sie auch den Vergleich mit den Um­
weltschutzausgaben der Industrie zu bzw. geben

58 Statistisches Bundesamt. UGR-Materialien, Heft 6, Konzepte zur Erfassung und Bewertung von Landschaft und Natur im Rahmen 
einer "Ökologischen Flächenstichprobe", März 1996, Wiesbaden.

59 Statistisches Bundesamt: Fachserie 19, Reihe 6, Umweltökonomische Gesamtrechnungen - Ausgaben und Anlagevermögen für 
Umweltschutz, 1996, Wiesbaden.

60 Statistisches Bundesamt: UGR-Materialien, Heft 3, Umweltschutzmaßnahmen der privaten Haushalte, September 1994, Wiesba­
den.

48



Tabelle 1

Rohstoffverbrauch in Schleswig-Holstein 1993:
Menge des Inlandsverbleibs abiotischer und biotischer Rohstoffe in 1.0001

Rohstoff Gewinnung Einfuhr 
und Bezug1

Ausfuhr 
und Lieferung2 Inlandsverbleib

Abiotische Rohstoffe 12199,7 8 456,6 1 215,3 19 440,7

Bergbauliche Erzeugnisse 435,3 6 310,7 360,5 6 385,3
davon
Steinkohle 1 586,8 309,6 1 277,2
Braunkohle - 38,0 0,7 37,3
Erd(öl)gas 2,3 195,1 - 197,4
Erdöl 371,1 4 047,8 4,6 4 414,2
Torf 61,9 28,5 17,3 73,1
Eisenerz - 47,3 16,8 30,5
NE-Metallerze, Edelmetalle - 141,4 0,1 141,3
Schwefel- und Magnetkies - - 1,4 - 1,4
Kalirohsalze - 43,3 2,8 40,4
Stein- und Siedesalze, Sole - 179,9 5,9 174,0
Flußspat, Graphit, Schwerspat - 2,1a 1,3a 0,8
sonstige bergbauliche Erzeugnisse - 0,5 - 0,5

Steine und Erden 11 764,4 2 145,9 854,8 13 055,4
davon
unbearbeitete Natursteine und Erden 1 672,7 29,0 1 643,7
Schiefer - 0,1 - 0,1
Kalk- und Dolomitstein - 127,0 181,2 -54,1
Rohgips und Kreide 269,9 8,7 91,1 187,5
Sand und Kies 11 494,5b 162,9 487,8 11 169,5
Tonerdhaltige Rohstoffe - 98,7 5,8 92,9
Quarzit und Feldspat - 12,6a 0a 12,6
sonstige Steine und Erden - 63,2 59,9 3,2

Biotische Rohstoffe 625,2 173,5 453,1 345,6

Fischereierzeugnisse 36,2C 65,7 54,5 47,3
Forstwirtschaftliche Erzeugnisse 589,0 107,8 398,6 298,3

Insgesamt 12 824,9 8 629,8 1 668,5 19 786,2

a Die Angaben beziehen sich ausschließlich auf die Ein- bzw. Ausfuhren aus und in das Ausland. Die entsprechenden Werte aus den 
Verkehrsstatistiken (Binnenhandel) sind unter „Sonstige Steine und Erden“ subsumiert. 

b einschließlich der Kleinbetriebe mit weniger als 10 Beschäftigten 
e ohne Binnenfischerei

Unter Einfuhr wird der Empfang aus dem Ausland, unter Bezug der Empfang aus anderen Bundesländern verstanden.
2 Unter Ausfuhr wird der Versand in das Ausland, unter Lieferung der Versand in andere Bundesländer verstanden.
Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen entstehen durch unabhängige Rundungen.

den Anteil der Umweltschutzausgaben an den Ge­
samtausgaben des Staates an.

Für die Themenbereiche 2, 3 und 5 liegen auf 
regionaler Ebene noch keine Ergebnisse vor. Hier 
wird auf konzeptionelle Vorarbeiten in Zusammen­
arbeit mit externen Institutionen (siehe Kap. 5.2) 
verwiesen.
Im Rahmen der Implementierung der UGR in 
Schleswig-Holstein geht der Landtagsbeschluß 
auch auf die Berechnung von Folgenkosten des 
Wirtschaftens ein. Hierzu hat das Statistische Lan­
desamt Schleswig-Holstein den Bereich Straßen­
verkehr näher untersucht.

Als Querschnittsansatz wurde eine Bestandsaufnah­
me der amtlichen, teilweise auch der nichtamtlichen

Quellen zum Thema Straßenverkehr durchgeführt. 
Neben Informationen über die Quelle der Daten 
werden zum Teil auch Zeitvergleiche der Daten 
selbst geboten. Aspekte des Verkehrsträgers Straße, 
die von Relevanz sind, wenn über seine wirt­
schaftlichen Fakten oder seine Belastung der Um­
welt eine quantitative Aussage getroffen werden 
soll, werden angesprochen (z.B. Bruttowertschöp- 
fung, Umsätze im Kfz-Handel, Straßendienste, Jah­
resfahrleistung, Emissionen u.v.a.). Eine qualitative 
Aussage, die eine Bewertung bestimmter externer 
Effekte beinhaltet, steht noch aus.

Die bisherigen Ergebnisse der UGR werden bereits 
in verschiedenster Art und Weise genutzt. Für das 
Land Schleswig-Holstein ist dies in folgenden Be­
reichen der Fall:
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Tabelle 2

Rohstoffverbrauch in Schleswig-Holstein 1993:
Wert des Inlandsverbleibs abiotischer und biotischer Rohstoffe in Mill. DM

Rohstoff Gewinnung Einfuhr 
und Bezug1

Ausfuhr 
und Lieferung2 Inlandsverbleib

Abiotische Rohstoffe 253,1 1 251,7 117,5 1 387,2

Bergbauliche Erzeugnisse 91,9 1 146,2 86,1 1 151,9
davon
Steinkohle _ 212,2 75,2 137,0
Braunkohle - 1,4 0 1,4
Erd(öl)gas 0,8 36,9 - 37,6
Erdöl 78,7 860,2 3,7 935,2
Torf 12,4 5,8 3.7 14,4
Eisenerz - 2,0 0,7 1,3
NE-Metallerze, Edelmetalle - 9,6 0 9,6
Schwefel- und Magnetkies - 0,1 -0,1
Kalirohsalze - 7,9 0,5 7,4
Stein- und Siedesalze, Sole - 8,7 0,3 8,4
Flußspat, Graphit, Schwerspat - 1,4a 1,9a -0 ,4
sonstige bergbauliche Erzeugnisse 0,1 - 0,1

Steine und Erden 161,2 105,5 31,4 235,3
davon
unbearbeitete Natursteine und Erden _ 79,3 10,6 68,7
Schiefer - 0a - 0
Kalk- und Dolomitstein - 1,7 1,2 0,5
Rohgips und Kreide 20,6 0,6 6,3 15,0
Sand und Kies 140,6b 6,0 8,1 138,5
Tonerdhaltige Rohstoffe - 7,4 0,4 7,0
Quarzit und Feldspat - 2,0a 0a 1.9

sonstige Steine und Erden - 8,5 4,8 3,7

Biotische R ohstoffe 92,6 205,9 201,0 97,7

Fischereierzeugnisse 55,3C 193,4 165,7 83,1
Forstwirtschaftliche Erzeugnisse 37,3 12,5 35,3 14,6

Insgesam t 345,8 1 457,5 318,5 1 484,8

3 Die Angaben beziehen sich ausschließlich auf die Ein- bzw. Ausfuhren aus und in das Ausland. Die entsprechenden Werte aus den 
Verkehrsstatistiken (Binnenhandel) sind unter „Sonstige Steine und Erden“ subsumiert. 

b einschließlich der Kleinbetriebe mit weniger als 10 Beschäftigten 
ohne Binnenfischerei
Unter Einfuhr wird der Empfang aus dem Ausland, unter Bezug der Empfang aus anderen Bundesländern verstanden.

2 Unter Ausfuhr wird der Versand in das Ausland, unter Lieferung der Versand in andere Bundesländer verstanden.
Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen entstehen durch unabhängige Rundungen.

Tabelle 3

Rohstoffkoeffizient abiotischer und biotischer Rohstoffe in Schleswig-Holstein 1988 bis 1993

Jahr
Inlandsverbleib Bruttoinlandsprodukt1 Rohstoffkoeffizient

in 1000 DM O’eweillge Preise) in %

1988 1.312.257 75.051.000 1,75
1989 1.545.930 77.406.000 2,00
1990 1.815.277 83.585.000 2,17
1991 1.610.364 91.190.000 1,77
1992 1.508.685 97.071.000 1,55
1993 1.484.765 99.980.000 1,49

1) Berechnungsstand des Statistischen Bundesamtes, Frühjahr 1996 

Quelle: Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein
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Tabelle 4

Stoffliche Emissionen in die Luft in Schleswig-Holstein 1990 und 1994

Sektor1

Schwefel­
dioxid

Stickstoff­
dioxid

Kohlen­
monoxid

Flüchtige
organische

Verbindungen

Kohlen­
dioxid Methan4 Distickstoff­

oxid Staub

S 0 2 n o 2 CO VOC CM
Oo

c h 4 n 2o

t 1 000 t t

1990
Umwandlungsbereich2 11 870 7 085 1 057 288 4816 221 179
Verarbeitendes Gewerbe 

und übriger Bergbau 22 841 10 627 2 243 3 161 5 092 377 53 1 505
Verkehr 2 669 75 995 232 731 29 138 6513 1 218 0a -
Haushalte 4019 3 708 12 063 1 311 4 900 506 113 -

Kleinverbraucher3 2 580 2 321 6 311 644 2 830 258 64
Militärische Dienststellen 497 3 267 6 304 1 003 603 28 2 -

Insgesam t 44 477 103 002 260 709 35 547 24 754 2 608 410 1 505

1994

Umwandlungsbereich2 13 742 8 136 1 218 318 5 641 266 214 -
Verarbeitendes Gewerbe 

und übriger Bergbau 23 325 11 336 2 988 3 285 5 505 324 59 1 354
Verkehr 2 925 71 311 177 122 24 726 5 828 972 0a -
Haushalte 3 624 3 666 11 292 1 289 4 784 495 112 -
Kleinverbraucher3 2 054 2 196 6 348 650 2 719 250 63 -
Militärische Dienststellen 244 1 550 3 783 508 328 49 1 -

Insgesam t 45 916 98 195 202 750 30 775 24 805 2 356 448 1 354

1 Gliederung gemäß Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen
2 Energie- und Heizkraftwerke, Hochöfen/Kokereien, Ortsgaswerke, Kernkraftwerke, Wasserkraftwerke und sonstige Energieerzeuger
3 Handwerksbetriebe und Gewerbebetriebe mit weniger als 20 Beschäftigten, soweit nicht im Verarbeitenden Gewerbe erfaßt, Bauhaupt­

gewerbe, Handelsunternehmen, Landwirtschaft u. a..
4 Die Methanemissionen der Landwirtschaft durch Tierhaltung und Wirtschaftsdünger sowie die der Abfalldeponien sind nicht erfaßt. 
a Die N;0-Emissionen des Verkehrs können zur Zeit nicht erfaßt werden, da entsprechende Emissionsfaktoren noch nicht vorliegen. 
Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen entstehen durch unabhängige Rundung

Tabelle 5

Unmittelbare Umweltschutzausgaben des öffentlichen Bereichs1 in Schleswig-Holstein 1994

Abfall
Naturschutz,
Landschafts­

pflege

Reinhaltung 
von Umwelt­

medien
Ausgabearten Abwasser

insgesamt
darunter

Wertstoff­
wirtschaft

Straßen­
reinigung

Ins­
gesamt

Laufende Ausgaben
davon
Personalausgaben 97 120 71 004 1 809 25 952 644 1 097 195 817
Sächlicher Verwaltungs­

und Betriebsaufwand 205 388 133 740 9 029 15 008 1 803 8 569 364 508

Zusammen 302 508 204 744 10 838 40 960 2 447 9 666 560 325

Investitionen
davon
Sachinvestitionen 398 877 77 428 469 3 095 2 711 11 433 493 544

darunter
Baumaßnahmen 374 161 32 876 195 2 710 8 394 418 335

Finanzinvestitionen 661 10 400 - - - 233 11 294

Zusammen 399 538 87 828 469 3 095 2 711 11 666 504 838

Zahlungen an den nicht­
öffentlichen Bereich2 13 233 149 976 - 1 587 15 289 9 100 189 185

Insgesamt 715 279 442 548 11 307 45 642 20 447 30 432 1 254 348

1 Land, Gemeinden und Gemeindeverbände, Zweckverbände, Eigenbetriebe und öffentliche Wirtschaftsunternehmen, aber ohne 
Bundeshaushalt

2 Die Zahlungen beinhalten die aus der Finanzstatistik übernommenen „Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen und andere Maß­
nahmen für den nichtöffentlichen Bereich“. Zusammen mit den darüberstehenden direkten Investitionen und den laufenden Ausgaben
bilden sie den Insgesamtwert der Tabelle.
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Jährliche Berichterstattung im Jahreswirtschafts­
bericht der Landesregierung.
Hier geben die UGR-Zahlen einen Hinweis auf 
die Beeinträchtigung der Umwelt und damit der 
Produktions- und Einkommensgrundlagen der 
Zukunft, die so in der herkömmlichen Volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht abgebil­
det werden.
Klimaschutzberichterstattung 
Der im Oktober 1995 erschienene Klima­
schutzbericht der Landesregierung sowie die 
Arbeitsgruppe zur Umsetzung des Klimaschutz­
programmes nutzen die Emissionsberechnung 
zur Ist-Aufnahme, zur Analyse und als Kontroll- 
instrument, speziell was die Situation der Koh­
lendioxidemissionen angeht.
Rohstoffverbrauchszahlen 
Der Rohstoffbericht der Landesregierung sowie 
der Umweltbericht des Landes verwenden die 
Zahlen der UGR zum Rohstoffverbrauch.
Gutachten
Auch für verschiedene Gutachten (z.B. des Öko- 
Instituts über "Umweltauswirkungen des demo­
graphischen, sozialen und kulturellen Wandels 
in Schleswig-Holstein") werden die Ergebnisse 
der UGR-Berechnungen herangezogen.

5.2 Die weitere Ausgestaltung der Umwelt- 
ökonomischen Gesamtrechnung

Im Rahmen dieses Aufsatzes wird, schon aus Grün­
den der Überschaubarkeit, in erster Linie auf die 
weitere Entwicklung der Umweltökonomischen 
Gesamtrechnung eingegangen. Davor soll in aller 
Kürze bezug auf die notwendige Weiterentwick­
lung hin zum "sustainable development" genom­
men werden.
Die mittlerweile weltweit verbreiteten Forschungs­
bemühungen auf dem Gebiet einer nachhaltigen 
Entwicklung können den Anstoß zur Lösung vieler 
Umweltprobleme geben. Neben der theoretischen 
Einordnung in die ökonomische Theorie (oder der 
Bildung einer neuen Theorie) sowie der Ausgestal­
tung von Operationalisierungsmöglichkeiten zur 
Nachhaltigkeit werden vor allem die Entwicklung 
von Instrumenten zur Umsetzung einer nachhalti­
gen Entwicklung Themen der Forschung sein müs­
sen. Auf struktureller Ebene müssen dabei sowohl 
ordnungsrechtliche Lösungen als auch ökonomi­
sche Anreizinstrumente weiterentwickelt werden. 
Exemplarisch sei hier ein Lösungsvorschlag des 
Wuppertal-Institutes genannt, der von einer "Null- 
Option", also dem Verzicht des Einzelnen über die 
Einführung von Energie-Steuern bis hin zur inter­
nationalen Ökologisierung des freien Welthandels

reicht (Stichwort: ökologische Rucksäcke, es gibt 
keine nationale Ökosphäre).61 62 
Auf personeller Ebene muß, parallel hierzu, die 
Diskrepanz zwischen Umweltbewußtsein und Um­
weltverhalten überwunden werden. Es wird zuneh­
mend deutlich, daß alle umweltpolitischen Maßnah­
men erfolglos bleiben, wenn sie nicht zugleich mit 
einem Bewußtseinswandel des einzelnen Menschen
verbunden sind. Die Ausbildung eines Verantwor-

62tungsbewußtseins, eines "Sustainability-Ethos" 
muß gefördert werden und ein neuer "homo öcono- 
micus"63 ist gefordert, der in seinen Kalkülen eine 
Einschätzung des Naturkapitals mitberücksichtigt, 
die an der langfristigen Kapazität, Leben und Wohl­
stand zu fördern, orientiert ist. Dies zu fördern und 
zu wecken ist auch zentrale Herausforderung der 
Bildungspolitik, sowohl im Bereich schulischer und 
beruflicher Bildung, als auch für Hochschule und 
Weiterbildung.
Die weitere Realisierung der nationalen und re­
gionalen UGR ist wegen methodisch noch ungelö­
ster Fragen auf den Folgestufen der Verknüpfung 
und Verdichtung unterschiedlich weit gediehen. 
Zudem muß sie einerseits aufgrund begrenzter Ka­
pazitäten (Personal- und Finanzressourcen), ande­
rerseits auch aus der Diskussion und Interpretation 
von nachhaltiger Entwicklung heraus Prioritäten 
setzen. Dabei gilt, daß auf regionaler Ebene konzep­
tionelle Entwicklungen bzw. das "Nachvollziehen" 
der Bundesansätze in einem sehr viel bescheidene­
rem Umfang stattfinden wird. Grund ist die nun 
schon seit Jahren prekäre Haushaltssituation der 
Länder, die es den Statistischen Landesämtem nicht 
erlaubt, Haushaltsmittel für den Aufbau bzw. die 
Weiterentwicklung einer regionalen UGR zur Ver­
fügung zu stellen. Für die nächsten Jahre sieht die 
Planung in etwa wie folgt aus:

Themenbereich 1
Material- und Energieflüsse, Rohstoffverbrauch, 
Emittentenstruktur
Im Bereich der Material- und Energieflußrech­
nungen sollen die einzelnen Elemente, Aggregate 
und Flüsse der aufgestellten Mengenbilanzen unter­
gliedert dargestellt werden, womit den ökologi­
schen Wirkungen der verschiedenen Stoffe diffe­
renzierter Rechnung getragen werden kann. Es ist 
allerdings nicht geplant, vollständige detaillierte 
Materialbilanzen für jede Art von Materialien auf­
zustellen. Ebenso ist es nicht vorgesehen, detaillier­
te Bilanzen für alle Arten von Rest- und Schadstof­
fen zu berechnen. Auch hier gilt es Prioritäten zu 
setzen.

Die aktuellen Arbeiten zu den Emissionen konzen­
trieren sich auf den weiteren Aufbau einer Emitten­

61 Schmidt-Bleek, F.: Wieviel Umwelt braucht der Mensch?, Berlin, 1994, S. 229 ff.
62 Der Rat von Sachverständigen für Umwelt: Dauerhaft-umweltgerechte Entwicklung - Leitbegriff für die Umweltpolitik der 

Zukunft, a.a.O., S. 179.
63 Hentschel, R., a.a.O., S. 43.
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tenstruktur sowie einer Datenbank, die einen leich­
teren und nutzerorientierten Zugang zu vorhande­
nen Daten ermöglicht. In Zusammenarbeit mit dem 
Kemforschungsinstitut Karlsruhe (Abt. für Ange­
wandte Systemanalyse) sollen weitere energiebe­
dingte Schadstoffe wie Kohlenmonoxid, Staub und 
flüchtige organische Verbindungen berechnet und 
mit den Daten der Input-Output-Tabelle verknüpft 
werden.
Allgemein besteht die zukünftige Aufgabe in die­
sem Themenbereich vor allem darin, die bereits 
vorliegenden methodischen Elemente und Ergeb­
nisse, wie die Energie- und Rohstoffbilanzen oder 
die Emittentenstruktur, in einem integrativen Kon­
zept miteinander zu verbinden, um dadurch eine 
Analyse der Schnittstellen zwischen Ökonomie und 
Natur sowie der relevanten Strukturen innerhalb der 
Wirtschaft zu ermöglichen.64 Dabei soll, in noch 
stärkerem Maße als bisher, eine Kooperation mit 
benachbarten Institutionen (Umweltbundesamt, 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstof­
fe, Europäisches Statistisches Amt) gesucht wer­
den.

Für Schleswig-Holstein sind konkret folgende Ar­
beiten vorgesehen:

Einbeziehen der Halb- und Fertigerzeugnisse in 
die Rohstoffberechnung (Pilotprojekt für das 
Jahr 1993)
Einbeziehen der landwirtschaftlichen Produkte 
in die biotische Rohstoffberechnung 
Erstellen eines Materialkontos für Schleswig- 
Holstein
Erstellen einer Stickstoffbilanz 
Konzeptionelle Mitarbeit im Rahmen von 
ConAccount (Wuppertal-Institut)
Ausweitung der Schadstoffberechnung über die 
wichtigsten Luftschadstoffe hinaus 
Berechnung der Schadstoffe auf Kreisebene

Themenbereich 2
Nutzung von Fläche und Raum 
Der weitere Ausbau des GIS soll in der ersten Stufe 
mit der Realisierung von EIONET (vormals CORI- 
NE) Land cover abgeschlossen werden, indem Bo­
dennutzung und Bodenbedeckung durch Interpreta­
tion von Satelliten- und Luftbildern und digitale 
Umsetzung für das gesamte Gebiet der Bundesrepu­
blik Deutschland im Maßstab 1:100.000 dargestellt 
werden. Anschließend sollen bei einer höheren 
räumlichen Auflösung (STABIS 25) dann auch 
funktionelle Elemente der Bodennutzung in den 
Siedlungs- und Verkehrsflächen berücksichtigt 
werden.
Ein methodischer Ansatz, den Übergang vom GIS 
zur Gesamtrechnung zu schaffen, wird in einer ei­
gens zu diesem Zweck eingerichteten "task force"

der Konferenz europäischer Statistiker (der Wirt­
schaftskommission der Vereinten Nationen für Eu­
ropa, ECE-CES) unter Beteiligung des Statistischen 
Bundesamtes erarbeitet. Unter dem Leitmotiv "Phy­
sical environmental accounting" arbeitet eine Un­
tergruppe an Nährstoffbilanzen, die zweite hat die 
Aufgabe, den Wandel der Bodennutzung/Bodenbe- 
deckung zu bilanzieren.
Auf regionaler Ebene soll versucht werden, die bis 
spätestens 1998 vorliegenden digitalen Daten von 
Schleswig-Holstein, die zur Zeit mit Hilfe des Amt­
lichen Topographischen Karteninformationssy­
stems (ATKIS) ermittelt werden, mit STABIS zu 
verzahnen.

Themenbereich 3
Umweltzustand
Das Pilotprojekt zur Entwicklung eines Umweltin­
dikatorensystems, welches einerseits einen Raum­
bezug aufweist und die regionale Streuung berück­
sichtigt, das aber andererseits auch zu Aussagen auf 
nationalem Niveau führen soll, wird, in Zusammen­
arbeit mit externen Institutionen (Forschungsstelle 
für Umweltpolitik der FU Berlin, Bundesamt für 
Naturschutz u.a.), weitergeführt. Hierbei wird auch 
auf die Erkenntnisse der Ökosystemforschung und 
der Umweltbeobachtung zurückgegriffen, um die 
Vielfalt der Ökosysteme in Deutschland mit ihren 
spezifischen Standorten hinreichend zu berücksich­
tigen. In diesem Zusammenhang werden auch prak­
tische Tests mit der "Ökologischen Flächenstich­
probe" durchgeführt.
Die UGR Schleswig-Holstein ist zur Weiterent­
wicklung dieses Themenbereichs eine Kooperation 
mit dem Ökologie-Zentrum der Universität Kiel 
eingegangen. In einem gemeinsamen Projekt sollen 
im Rahmen des vom BMBF geförderten For­
schungsvorhaben "Ökosystemforschung im Be­
reich der Bornhöveder Seenkette" nachhaltige 
Mensch-Umwelt-Beziehungen erforscht werden.

Themenbereich 4
Umweltschutzausgaben
Im Bereich der Umweltschutzausgaben wird der 
Schwerpunkt der Arbeiten in der Erfassung der 
Daten für die neuen Bundesländer sowie in der 
Abstimmung mit dem SERIEE-System des Euro­
päischen Statistischen Amtes liegen. Daneben soll 
versucht werden, die Umweltschutzausgaben des 
Dienstleistungsgewerbes mit in die Berechnungen 
aufzunehmen.
Auf regionaler Ebene werden die Berechnungen zu 
den staatlichen Umweltschutzausgaben methodisch 
erweitert. Hierzu wird für die Jahre 1993 -1995 eine 
Auswertung des Landeshaushaltes von Schleswig- 
Holstein in Richtung Umweltschutzausgaben vor­
genommen.

64 Bandesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Zweite Stellungnahme des Beirats Umweltökonomische 
Gesamtrechnung, S. 24 ff., Bonn, Januar 1996.
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Themenbereich 5
V ermeidungskosten
Das Statistische Bundesamt beteiligt sich weiterhin 
an dem Forschungsprojekt der Europäischen Kom­
mission, das gemeinsam mit dem Statistischen Amt 
der Niederlande, dem Wuppertal-Institut, dem Insti­
tut für ökologische Wirtschaftsforschung und der 
Sorbonne Universität durchgeführt wird. Hierbei 
geht es im allgemeinen um die Frage von Möglich­
keiten und Grenzen ökologischer Korrekturen der 
Volkseinkommensberechnung; im speziellen um 
die Frage, in welchem Maße Vermeidungskosten 
statistisch erfaßbar sind.
Mit einem relativ neuen Forschungsprojekt der 
UGR ist die Universität Osnabrück beauftragt wor­
den. Mit einem disaggregierten ökonometrischen 
Prognosemodell sollen (unter bestimmten Vorga­
ben) Varianten eines Ökosozialproduktes berechnet 
werden.65
Auf Länderebene sind in diesem Bereich keine kon­
kreten Arbeiten vorgesehen.

Der wichtigste Punkt der Weiterentwicklung der 
UGR auf Länderebene wird die zukünftige Zusam­
menarbeit der Länder im Arbeitskreis UGR sein. 
Die konstituierende Sitzung des Arbeitskreises im 
November 1995 hat gezeigt, daß, trotz geringer 
personeller und finanzieller Ressourcen, großes In­
teresse an der Entwicklung einer regionalen UGR 
auf Länderebene besteht. Hier gilt es jetzt ge­
meinsam zu einer Arbeitsteilung bei der Bearbei­
tung des umfangreichen und heterogenen Konzepts 
der UGR zu kommen. Die finanzielle Situation der 
öffentlichen Haushalte und damit auch die der amt­
lichen Statistik hat sich allerdings im letzten Jahr 
nochmals verschlechtert, so daß in nächster Zukunft 
nicht mit einem Ausbau der UGR auf Länderebene 
zu rechnen ist.

Bei all den angeführten Aktivitäten sind zwei 
grundsätzliche Gesichtspunkte zu beachten:

a) Die UGR soll Daten für ökonomische Entschei­
dungen liefern. Sie ist nicht gedacht für techni­
sche Kontrollen und Regelungen und auch nicht 
für den VerwaltungsVollzug der Umwelt- und 
Planungsbehörden. Die Daten der UGR sind 
eher als Instrumente für die Beurteilung externer 
Effekte und zur Ermittlung effizienter ökonomi­
scher Gegenmaßnahmen zu verwenden.

b) Die UGR stellt rückschauend aggregierte Da­
ten bereit, d.h. es werden keine Einzelfälle be­
trachtet und keine Prognosen erstellt.

6. Zusammenfassende Beurteilung

In den letzten Jahren ist die Kritik an den bisherigen 
Formen des Wirtschaftens und des Konsums, insbe­
sondere an deren Ausbildungen in den Industrielän­

dern, immer stärker geworden. Die gängige Praxis 
des "Überkonsums" - und damit der Mißbrauch der 
natürlichen Ressourcen bis hin zu ihrem Ausver­
kauf - gipfelt darin, diesen Verbrauch als Einkom­
men bzw. als Wachstum einer Volkswirtschaft zu 
messen. So ist es nicht verwunderlich, daß für die 
Methodik dieser Messung (deren wichtigster Indi­
kator das Bruttosozialprodukt ist, welches in Politik 
und Gesellschaft üblicherweise als Wohlstandsindi­
kator verwendet wird) eine längst überfällige Kor­
rektur gefordert wird.
Die Kritik an der Wohlfahrtsmessung ist nicht neu. 
Neu ist die starke Betonung einer Umweltbeein­
trächtigung bzw. deren Nichtberücksichtigung. 
Dies hat in letzter Zeit zu einer verstärkten, weltwei­
ten Beschäftigung mit einer umweltökonomischen 
Berichterstattung geführt, die sich, spätestens seit 
der Veröffentlichung des Brundtland-Berichtes, auf 
ein neues Leitbild, ja sogar auf ein neues Weltbild 
stützen kann. Das Konzept einer nachhaltigen Ent­
wicklung ist als wegweisende Programmatik für die 
Bewältigung der gemeinsamen Zukunft der Mensch­
heit für die internationale Völkergemeinschaft ver­
bindlich geworden.
Obwohl dieses Leitbild in der ökonomischen Theo­
rie noch nicht verankert ist, bzw. so verschiedene 
Richtungen wie z.B. die Ökologische Ökonomie 
oder die traditionelle Umweltökonomik eine Inte­
gration der Nachhaltigkeit zu bewerkstelligen su­
chen, geht der Weg bereits weiter, hin zu einer 
konkreten Umsetzung dieses, erst einmal recht ab­
strakten Leitbildes. Dazu wird in einem ersten 
Schritt versucht, den Begriff des "sustainable deve­
lopment" in operationable Größen umzusetzen. 
Dies geschieht durch das Entwickeln von Hand­
lungsregeln, Umweltzielen bzw. das Setzen von 
Standards zur Erhaltung des Naturkapitals. Da wir 
erst am Anfang dieser Entwicklung stehen, ist noch 
viel wissenschaftlicher Einsatz und noch mehr ge­
sellschaftspolitischer Konsens notwendig, hier zu 
allgemeingültigen oder besser allgemeinakzeptier­
baren Ableitungen zu kommen.

Doch nicht allein der Soll-Zustand einer nachhalti­
gen Entwicklung ist gefragt. Abgesehen davon ist 
es nicht weniger wichtig, den tatsächlichen Ist-Zu- 
stand der Umwelt und ihrer Beanspruchung durch 
wirtschaftliche und konsumtive Tätigkeiten detail­
liert zu kennen. Zum einen gibt ein bekannter Ist- 
Zustand Hinweise auf signifikanten Handlungsbe­
darf, d.h. er führt zu der notwendigen Transparenz 
und zeigt auf, wo und welche Art von Maßnahmen 
effektiv und effizient angewandt werden können. 
Zum anderen zeigt der Soll-Ist-Vergleich die Span­
ne der Nachhaltigkeitslücke, bzw. deren Verände­
rung im Zeitablauf an und läßt so die Beurteilung 
zu, ob bzw. in welchem Maße nachhaltige Entwick­
lung erreicht wurde.

65 Statistisches Bundesamt: Zahlen - Fakten - Trends, Oktober 1996.
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Als ein Instrument zur Beurteilung dieser nachhal­
tigen Entwicklung wurde die Umweltökonomische 
Gesamtrechnung untersucht, deren Entwicklungs­
geschichte eng mit der o.g. Kritik an der Wohl­
fahrtsmessung verbunden ist. Zu prüfen war, ob 
dieses Instrument sinnvoll und operational ist, wenn 
es darum geht, nachhaltige Entwicklung zu beurtei­
len. Betrachtet wurde die nationale bzw. regionale 
UGR, auf internationale Ansätze wurde kurz einge­
gangen (SEEA).

Die Diskussion des vorgestellten Konzepts hat er­
geben, daß die Anforderungen an die "Meßbarkeit" 
von Nachhaltigkeit durch die einzelnen Themenbe­
reiche der UGR abgedeckt bzw. nachprüfbar sind. 
Die UGR stellt dabei eine pragmatische Lösung, 
eher eingebettet in der traditionellen Umweltökono­
mie, dar. Ihr Einsatz zur Beurteilung von Nachhal­
tigkeit ist aber durchaus sinnvoll, da sie zum ersten 
den Vorteil hat, konzeptionell bereits soweit ent­
wickelt zu sein, um bereits erste Einzelergebnisse - 
unabhängig von makroökonomischen Größen wie 
etwa dem Ökosozialprodukt zur Messung von 
Nachhaltigkeit (zumindest des Ist-Zustandes) lie­
fern zu können. Zum zweiten stellt der Gedanke des 
Soll-Ist-Vergleiches im Konzept der UGR, ohne 
jetzt im einzelnen auf die verschiedenen Themenbe­
reiche eingehen zu wollen, zumindest eine Möglich­
keit dar, Auseinandergehen oder Zusammenrücken 
der Schere zu messen. Daß die Soll-Standards dazu 
extern gesetzt werden müssen (mit den dabei zu 
lösenden Problemen) relativiert den Einsatz der 
UGR als Beurteilungsinstrument allerdings etwas.

Zum dritten erscheint es sinnvoll die UGR zur Be­
urteilung einer nachhaltigen Entwicklung einzuset­
zen, weil die im Gesamtkonzept der UGR eingebet­
teten Einzelergebnisse folgendem Regelkreis unter­
liegen, der den Schritt zur Zielerreichung der Nach­
haltigkeit beinhaltet:
a) Unter einer bestimmten Fragestellung bzw. ei­

nem generellen Leitbild (Naturverbrauch/nach- 
haltige Entwicklung) werden heterogene Daten­
massen zusammenführt.

b) Daraus können Transparenz erzielt und Antwor­
ten auf Fragen gegeben werden, die bisher so 
nicht zu beantworten waren (z.B. Entkopplung 
Rohstoff/Energieverbrauch und Wirtschafts­
wachstum).

c) Die Antworten geben (nach entsprechender 
Analyse) Entscheidungsträgem Hinweise auf si­
gnifikante Problembereiche.

d) In diesen Problembereichen kann jetzt mittels 
operationaler Maßnahmen eine Lösung in Gang 
gesetzt werden.

e) Die UGR tritt dann wieder als Prüf- und Steue­
rungssystem auf. Ihre Ergebnisse (insbesondere 
in Zeitreihen) spiegeln wider, ob und wie die 
eingesetzten Maßnahmen gewirkt haben. 
Gleichzeitig werden neue Fragen beantwortet 
und der obengenannte Prozeß durch Aufzeigen 
von Schwachstellen wieder in Gang gesetzt.

Dieser Regelkreis könnte dazu beitragen, eine per­
manente Verbesserung ökonomischer Tätigkeiten 
im Hinblick auf ökologisch sinnvolles Wirtschaften 
zu erreichen und damit den Weg hin zu einer öko­
logischen Modernisierung der Wirtschaftsprozesse 
zu beschreiten.

Die Frage nach der Operationalität der UGR ist 
durch die bisher erreichten und im Ansatz darge­
stellten Ergebnisse positiv beantwortet. Dabei muß 
aber festgestellt werden, daß sich die UGR in ihrer 
ersten Stufe der Verwirklichung, der Sammlung 
meist physischen Datenmaterials befindet. Inwie­
weit eine Operationalität in den späteren Phasen der 
Verdichtung, Bewertung oder Indikatorenentwick­
lung gegeben ist, kann noch nicht abschließend 
beurteilt werden.
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1. Kritik an der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung (VGR)

Die Kritik an der VGR geht bis in die erste Hälfte 
dieses Jahrhunderts zurück. BOULDING (1949/50) 
forderte, daß Erreichung und Sicherung eines ge­
sellschaftlich definierten Wohlstandsniveaus (nor­
mative Entscheidung!) mit der Minimierung der 
dafür benötigten Produktions- und Konsumpro­
zesse verbunden sein müssen; seine - für Abbau 
bzw. Zerstörung von Naturkapital gültige - These 
vom Konsumverzicht als Beitrag zum langfristigen 
Überleben zeigt sich heute als eine frühe Einsicht in 
Bedingungen einer nachhaltigen Wirtschafts- und 
Lebensweise.
In den 60er Jahren setzt dann verstärkt Kritik an der 
Methodik der VGR und insbesondere an der Ver­
wendung ihrer zentralen Meßgröße Bruttoinlands­
produkt (BIP) als Wohlfahrtsmaß ein. Doch trotz 
aller Kritik und der Forderung der Ökonomen nach 
einer differenzierten Bewertung betrachten Politik 
und weite Teile der Gesellschaft jedes Wachstum 
des BIP als erstrebenswert, als Lösung für alle wirt­
schaftspolitischen Probleme und als Ausweis für 
eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik. Dabei ist die 
zentrale Kritik (und damit der Ansatz für das Kon­
zept der Defensiven Ausgaben) an der wohlfahrts­
politischen Interpretation (des Wachstums) des BIP 
schnell erläutert.
Die für die Messung der wirtschaftlichen Aktivitä­
ten durchaus sinnvolle Aggregation aller am Markt 
erbrachten Leistungen (und der Staatsaktivitäten zu 
Gestehungskosten) unterscheidet nicht nach den 
Ursachen der Aktivität und betrachtet nicht die 
Wirkungen auf die Natur-, Human-, Infrastruktur-

und Produktions-Kapitalausstattung der Volkswirt­
schaft. Folge dieser methodisch bedingten und ge­
wollten Verengung auf Stromgrößen ist, daß jedes 
Wirtschaftsgut als Beitrag zum BIP gezählt wird, 
unabhängig von seiner wohlfahrtspolitischen Ei­
genschaft.
Ein Beispiel soll überleiten zum Begriff der Defen­
siven Ausgaben. Ein Straßenverkehrsunfall hat u. a. 
zur Folge:
Einsatz von Polizeikräften, bei Verletzten Transport 
zum Krankenhaus und Unfallbehandlung, evtl, vor­
übergehende oder dauerhafte Berufs- oder Erwerbs­
unfähigkeit (Umschulung!), Einsatz eines Ab­
schleppdienstes, Reparatur der Fahrzeuge (oder Er­
satzbeschaffung nach Totalschaden), Behinderung 
nachfolgender Verkehrsteilnehmer, Umweltschutz­
maßnahmen (z.B. bei Grundwassergefährdung 
durch austretende Gefahrstoffe). Hinter all diesen 
(und weiteren) Aktivitäten stehen Kosten für Lei­
stungen und Güter, die in die Berechnung des BIP 
eingehen, ohne und das ist entscheidend die 
Wohlfahrt in der Volkswirtschaft erhöht zu haben, 
da nach Abschluß aller Behandlungen, Reparaturen, 
etc. bestenfalls das vor dem Unfall bestehende 
Wohlfahrtsniveau wieder erreicht ist. 
Unberücksichtigt bleiben in der Systematik der 
VGR alle Folgen, die (noch) keine mit Ausgaben 
verbundenen Aktivitäten nach sich ziehen, wie an­
gelegte, aber nicht behandelte Umweltschäden oder 
der Abbau natürlicher Resourcen. Ein real durchaus 
drohendes Ergebnis kann sein, daß das Wachstum 
des BIP vom Wachstum der Folgekosten der Wirt­
schafts- und Konsumprozesse überflügelt wird, es 
zum "Leerlauf der Zivilisationsmaschine" (BINS- 
WANGER, 1978, S. 105) kommt.

2. Begriff der Defensiven Ausgaben

Das Konzept der Defensiven Ausgaben zielt auf die 
Erfassung all der Ausgaben in einer Volkswirt­
schaft, mit denen i. w. S. auf vorausgegangene Fehl­
entwicklungen kompensatorisch reagiert wird. LEI- 
PERT (1989, S.88) benennt folgende "soziale Kon­
figurationen" als Fehlentwicklungen und als Aus­
gangspunkte für soziale und ökologische Folgeko­
sten:

stark umweltnutzende und -belastende Produk­
tions- und Konsumweisen, 
ein umweltbelastendes Energiesystem, das vom 
Abbau und Verbrauch erschöpflicher Energie-
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quellen abhängt,-ein Verkehrssystem, das die 
Umwelt belastet, ressourcenintensiv sowie in 
hohem Maße unfallträchtig und anderweitig ge­
sundheitsschädlich ist,
Arbeitsbedingungen in der Erwerbswirtschaft, 
die - wenn auch in rückläufiger Tendenz - zu 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten in großer 
Zahl und in der Folge oft zu Erwerbsunfähigkeit 
und vorzeitiger Verrentung führen, 
Herausbildung gesundheitsbeeinträchtigender 
Umwelt-, Arbeits- und Sozialbedingungen so­
wie gesundheitschädlicher Konsum- und Ver­
haltensmuster,
umweltbelastendes Freizeit- und Urlaubsverhal­
ten bis hin zur Landschaftszerstörung bei An­
stieg der für Freizeit und Urlaub verfügbaren 
Zeit sowie
die räumliche Konzentration von Produktion, 
Verwaltung, Arbeit und Wohnen in wenigen 
Ballungszentren und Großstädten und deren 
Umland, in denen infolgedessen Umweltbela­
stung, Bodenpreise, Mieten und Kriminalitäts­
raten höher als anderswo sind.

Der parallel stattfindende Prozess der Dekonzentra­
tion der sog. Grunddaseinsfunktionen innerhalb der 
Ballungsräume führt zu weiteren Folgekosten.

Eine alternative Darstellung der Aktivitätsarten 
wählte das Statistische Bundesamt für die Umwelt­
ökonomische Gesamtrechnung (UGR), ausgehend 
von menschlichen Eingriffen in die Umwelt (stress), 
den folgenden Veränderungen an Umweltgütem 
(response) und den darauf folgenden Reaktionen, 
Kompensationen, etc. des Menschen (REIDEN- 
BACH, 1995, S. 284):

Maßnahmen zur generellen Senkung der Bela­
stungen und Störungen, z.B. Geh- und Verbote 
(mehrheitlich) technische Maßnahmen zur Ver­
meidung bzw. Verminderung von Umweltbela­
stungen, z.B. durch Filtertechnologien 
Maßnahmen zur Kompensation von Belastun­
gen (im Extremfall Absiedelung) und zur Im­
missionssenkung (z.B. passiver Lärmschutz) 
Reparaturmaßnahmen, z.B. Waldsanierung, 
Altlastensanierung.

Mit der Festlegung einer Trennlinie zwischen noch 
akzeptierten und zu korrigierenden, weil nicht mehr 
akzeptierten Zuständen und damit zwischen noch 
wohlfahrtssteigemden und nur mehr kompensato­
risch (defensiv) wirkenden Ausgaben wird über das 
generelle Auftreten sowie über Struktur und Um­
fang von Defensiven Ausgaben entschieden. Die 
zuletzt notwendige normative Entscheidung haben 
Kritiker dazu benutzt, das Konzept der Defensiven 
Ausgaben insgesamt in Frage zu stellen mit dem 
Hinweis, daß alle Ausgaben grundsätzlich defensi­
ven Charakter aufweisen: So würden Ausgaben für 
Essen der Überwindung von Hunger, solche für 
Kleidungsstücke der Abwehr von Unterkühlung, 
usw. dienen. Das hier auftretende Mißverständnis 
ist jedoch bewußt herbeigeführt, da auch den Kriti­

kern klar ist, daß die Erfüllung von das Überleben 
sichernden Grundbedürfnissen wohlstandsstei- 
gemd wirkt, Abwehr und Reparatur von Schäden 
aufgrund vorausgegangener menschlicher Aktivitä­
ten bestenfalls bestandserhaltender Charakter zu­
kommt.

Eine solche Trennlinie zu ziehen, bedeutet nicht 
schon eine Empfehlung über Tätigen oder Nicht- 
Tätigen von Defensiven Ausgaben zu treffen, son­
dern mit der Darstellung von (defensiven) Ausga­
ben die durch nichts zu ersetzenden normativen 
(Wahl-) Entscheidungen der Gesellschaft rational 
(hier im Bedenken der Folgekosten) zu fundieren.

Nach diesen Vorüberlegungen können Defensive 
Ausgaben als Ausgaben definiert werden, die Ver­
schlechterungen der Lebens-, Umwelt- und Arbeits­
bedingungen, die zuvor durch negative Folgewir­
kungen des Produktions- und Konsumprozesses ei­
ner Volkswirtschaft eingetreten sind oder ein­
zutreten drohen, beseitigen, reduzieren, vermeiden 
oder anderweitig ausgleichen sollen. LEIPERT 
(1989, S. 223 ff.) zählt zu den einschlägigen Akti­
vitäten (Teile der) Gesundheitsvorsorge und Krank­
heitsbehandlung, Sicherheitssysteme, Wegekosten 
(als Folge eines fehlentwickelten Siedlungssy­
stems) und den gesamten Umweltschutz.

Hier soll allein auf die Defensiven Ausgaben für den 
Umweltschutz abgestellt werden, über deren defen­
siven Charakter als Antwort auf negative Folgewir­
kungen der aktuellen Produktions- und Konsum­
prozesse weitestgehender Konsens besteht; Ausga­
ben für Krankheitsbehandlung dagegen sind bei 
multifaktorellem Ursachenhintergrund nur mit ho­
her Unsicherheit entsprechend zu klassifizieren.

3. Übertragbarkeit des Konzepts der 
Defensiven Ausgaben

Die UGR erfaßt im Sektor Staat die Kommunen mit 
ihren Etats, so daß sich die Positionen jedes kom­
munalen Haushalts vollständig in der VGR wieder­
finden. Damit wird prinzipiell die Analyse jedes 
Sektors bzw. Teil eines Sektors der VGR auf defen­
sive Ausgaben möglich. Zur Vermeidung von Dop­
pelzählungen sind Saldierungen notwendig, inner­
halb eines kommunalen Haushalts insbesondere 
wegen interner Verrechnungen für Dienstleistungen 
zwischen Unterabschnitten; entsprechende Ver­
rechnungen zwischen Land und Kommune sind hier 
nicht zu beachten.

Finanzielle Übertragungen müssen jedoch elimi­
niert werden, da das Konzept der Defensiven Aus­
gaben wie die BIP-Berechnung eine ökonomische 
Leistungsrechnung zur Grundlage hat, die z.B. für 
staatliche Zuschüsse an eine Kommune fehlt, nicht 
aber für die Erstattung von Aufwendungen für Lei­
stungen im sog. übertragenen Wirkungskreis, etwa 
im Vollzug des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(vgl. auch LEIPERT, 1992, S. 375 ff).
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4. Kategorien der umweltbezogenen Defensiven 
Ausgaben in Kommunalhaushalten

Die Erfassung umweltbezogener Defensiver Aus­
gaben in Kategorien hat zum Ziel, für Teilbereiche 
Aussagen über das finanzielle Niveau der Vermei- 
dungs-, Reparatur- und Kompensationsaktivitäten 
treffen zu können, auf deren Basis und in Bezug zu 
(drohenden) Umweltschäden umweltpolitische 
Weichenstellungen überprüft, bestätigt oder korri­
giert werden können. Gegenüber der Öffentlichkeit 
lassen sich so umweltpolitische Aktivitäten diffe­
renziert belegen, und gegenüber den anderen staat­
lichen Ebenen die Forderungen nach Transferlei­
stungen und "vorbeugende" Maßnahmen bei über­
kommunalen Verantwortlichkeiten begründen.

Das "Aufsuchen" der Ausgaben im Kommunal­
haushalt mit umweltbezogenem defensiven Charak­
ter und ihre Kategorisierung stößt zunächst auf me­
thodische Probleme, da die Gliederung der Haushal­
te einer historisch bedingten Ressortgliederung 
folgt; Ergebnis ist, daß Ausgaben etwa zum Gewäs­
serschutz sich in Unterabschnitten wie Umwelt­
schutz i.e.S. (Vollzug wasserrechtlicher Vorschrif­
ten), Gartenbau (Pflege von Retentionsteichen), 
Stadtentwässemg (Anlage von Regenrückhalte­
becken), Straßenbau (Bau von Straßenentwässe- 
mngskanälen), Straßenunterhalt (Betrieb von Pum­
pen) und Öffentliche Sicherheit (Einsätze der Feu­
erwehr beim Auslaufen wassergefährdender Flüs­
sigkeiten) finden (diese Aufzählung erhebt keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit).
Ein weiteres Problem resultiert aus der begrenzten 
Darstellungstiefe der einschlägigen Ausgaben im 
(veröffentlichten) Haushalt: Unterhalb der Unterab­
schnitte sind nur noch Haushaltsstellen ausgewie­
sen, die selbst Aggregationen teilweise vielfältiger 
Buchungsvorgänge sind, und jeweils Positionen mit 
und ohne Umweltschutzbezug beinhalten können. 
Andererseits verbietet wohl eine Kosten-Nutzen- 
Überlegung zum zusätzlichen Erkenntnisgewinn 
eine disaggregierte Betrachtung unterhalb der Ebe­
ne der Haushaltsstellen; teilweise mag für hochag­
gregierte Darstellungen (nicht aber für differenzier­
te und kritische Interpretationen und Bewertungen 
der Umweltschutzaktivitäten) auch die Erfassung 
gesamter Unterabschnitte (u.a. Umweltschutz, 
Stadtentwässerung, Abfallentsorgung) genügen.
Weiter ist zu beachten, daß die Darstellung der 
Ausgaben im Haushalt nicht grundsätzlich peri­
odenbezogen ist, da sowohl die Umweltbelastungen 
selbst wie auch die diese auslösenden Produktions­
und Konsumprozesse im analysierten Haushaltsjahr 
oder - durchaus häufig - in früheren Rechnungspe­
rioden aufgetreten sein können. Schließlich fehlt bei 
kameralistischer Buchhaltung, die jedoch teilweise 
- etwa bei kommunalen Eigenbetrieben bereits 
durch die kaufmännische Buchhaltung abgelöst ist, 
die Erfassung von Abschreibungen.
Die beiden zuletzt genannten Anmerkungen be­
schränken das Konzept der Defensiven Ausgaben

für einen Kommunalhaushalt also auf Ausgaben­
größen, die nicht als defensive Kosten interpretiert 
werden dürfen.

Zur Beurteilung der verschiedenen Maßnahmearten 
unter ökologischen und ökomomischen Gesichts­
punkten kann u.a. nach dem Intensitätsgrad des 
defensiven Charakters der getätigten Ausgaben un­
terschieden werden: Ausgeprägt defensive Qualität 
kommt Ausgaben zu, mit denen im Rahmen von 
Reparatur-, Behandlungs-, Ausweich- und Kom­
pensationsmaßnahmen auf negative Folgewirkun­
gen von Produktions- und Konsumprozessen rea­
giert wird, ohne auf fortdauernde oder neu hinzutre­
tende umweltschädigende Prozesse ’vorsorgend’ 
einzuwirken.
Die Schäden selbst können technisch relativ leicht 
behebbar oder praktisch irreversibel sein. An dieser 
Stelle muß aber darauf hingewiesen werden, daß 
Schadensbegriff und -kategorien mind. teilweise 
interpersonal, intergenerational und interkulturell 
unterschiedlich qualifiziert werden.
Abgeschwächt defensive Maßnahmen/Ausgaben 
stehen zwischen Umweltnachsorge und Umwelt­
vorsorge; hierher gehören die sog. end-of-the-pipe- 
Technologien, mit deren Hilfe der direkte Eintritt 
von Schadstoffen in die Umweltmedien verhindert 
oder doch minimiert wird. Beispiele sind die Rauch­
gaswäsche in Kohlekraftwerken, der Einsatz von 
Katalysatoren in Verbrennungsmotoren, der Ein­
satz von Sandfiltem in der Abwasserreinigung. Ge­
meinsam ist diesen Techniken, daß die Emissionen 
aus Produktions- und Konsumprozessen zunächst 
entstehen, ihre unerwünschte und unkontrollierte 
Ausbreitung in die Umweltmedien durch Rückhal­
tetechniken teilweise oder vollständig verhindert 
wird.
Die verbleibenden Rückstände bzw. Abbauproduk­
te stellen jedoch neue umwelttechnische Herausfor­
derungen dar, soll nicht einfach ein unkontrollierter 
Eintrag / Übergang auf weitere Umweltmedien er­
folgen (Verlagerung).
Aber auch bei umfassender Reststoffbehandlung 
wird via Deponierung oder Recycling der Eintrag in 
Umweltmedien günstigstenfalls hinausgeschoben 
(zunehmende Entropie).
Vorsorgende Umweltpolitik und -technik zielt auf 
die Vermeidung oder doch Verminderung von 
Schadstoffen durch Modifikation von Produktions­
und Konsumprozessen. Die Mehrkosten für eine 
schadstoffvermeidende Prozeßführung stellen noch 
schwach defensive Ausgaben dar, insoweit sie nicht 
weitere Funktionen erfüllen (z.B. Produktionsstei­
gerung); in diesem Fall wären anteilige defensive 
Ausgaben zu berechnen oder zu schätzen.
Noch weiter gehen Prozesse, bei denen durch Input- 
Variationen oder -verzieht die Entstehung von 
Schadstoffen ausgeschlossen ist, und somit techni­
sche und finanzielle Reaktionen (defensive Ausga­
ben) auch theoretisch nicht länger gefordert sind. 
Beispiele sind die Stromerzeugung mit Hilfe der
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Photovoltaik (im Betrieb emissionsfrei gegenüber 
dem Einsatz von Kernbrennstoff und von fossilen 
Energieträgern), der Verzicht auf den Einsatz von 
Streusalz (alternativ mechanischer Prozeß) oder die 
Verlagerung des Verkehrsaufkommens vom moto­
risierten Straßenverkehr auf das Fahrrad. Eine suf- 
fizienzorientierte, und damit die radikalste denkba­
re, Form bestünde im vollständigen Verzicht auf 
eine materiell wirksame Aktivität, angesichts des 
Zustandes der Umweltmedien und der beschränkten 
technischen und finanziellen Potentiale zur Scha­
densvermeidung vermutlich vielfach das Mittel, 
aber nun nicht mehr zur Wahl steht, sondern allein 
noch verblieben ist.
Weitere mögliche Gliederungsgesichtspunkte fol­
gen aus Eintrittswahrscheinlichkeiten, Zuordnung 
zu Zeiträumen (Schadenseintritt bzw. Anerkennung 
von Schäden und Reaktion mit defensiven Ausga­
ben), räumlicher, institutioneller und sektorialer Be­
troffenheit und aus der Inzidenz (letzter Kostenträ­
ger) von defensiven Ausgaben. Vom Gesichtspunkt 
des Verursacherprinzips aus wäre gerade die Glie­
derung nach der Inzidenz interessant und politisch 
relevant, sie ist aber auch methodisch besonders 
anspruchsvoll.
Für die Analyse des Haushalts der Landeshauptstadt 
München wurden folgende Abschnitte bzw. Unter­
abschnitte in Teilen oder vollständig einbezogen: 
Allgemeine Verwaltung, Öffentliche Ordnung, 
Umweltschutz, Brandschutz, Katastrophenschutz, 
Volksbildung, Natur- und Denkmalschutz, Gesund­
heitsverwaltung, Park- und Gartenanlagen, Sonsti­
ge Erholungseinrichtungen, Bauverwaltung, Städ­
teplanung und -bauförderung, Straßenreinigung, 
Wasserläufe, Stadtentwässerung, Abfallbeseiti­
gung, Schlacht-und Viehhöfe, land- und forstwirt­
schaftliche Betriebe.

5. Entwicklung der Defensiven Ausgaben im 
Haushalt der LH München zwischen 1985 
und 1994

Der Etat der Stadt München wurde erstmals für das 
Haushaltsjahr 1985 analysiert. Für die Erfassung 
wurde eine engere und eine weitere Definition von 
umweltbezogenen Ausgaben eingeführt. Die weite­
re Fassung lehnt sich an die Abgrenzung von RO- 
LOFF & WILD (1986) an, erweitert um anteilige 
Kosten für Querschnittsaufgaben (Stadtrat, Direk­
torium, Personalreferat, Kämmerei). Bei der enge­
ren Fassung entfallen diese Positionen. Bei den 
Fachausgaben fehlen diejenigen für Straßenreini­
gung und Winterdienst, weil ihre Qualifizierung als 
Umweltschutzausgaben strittig ist: So werden diese 
Ausgaben primär für die Funktionserhaltung des 
motorisierten Straßenverkehrs getätigt, und ein 
Schutz von Umweltmedien etwa durch das "Ein­
sammeln" von Straßenbelag- und Reifenabrieb hat 
eher marginale Bedeutung.

Darüberhinaus liegt hier ein Beispiel dafür vor, daß 
mit Material- und Energieeinsatz (hier mit dem

Betrieb von Kehr- und Räumfahrzeugen) Schad­
stoffemissionen und auf bekannten Ausbreitungs­
pfaden neue Belastungen von Umweltmedien ver­
bunden sind, der Straßenkehricht zudem nur ver­
lagert wird. Trotzdem wird im folgenden die weitere 
Definition von Defensiven Ausgaben beibehalten, 
da für die engere Fassung eine durchgängig begrün­
dete Ableitung aus einem strengen Schutz der Um­
weltgüter allein noch fehlt.
Bezieht man die Summe der Defensiven Ausgaben 
über alle Unterabschnitte hinweg auf den Ge­
samthaushalt (Verwaltungs- und Vermögenshaus­
halt), so erhält man für 1985 einen Betrag von rd. 
762 Mio. DM od. 12,0 %
(RUHLAND 1989).
Die von LEIPERT (1992, S.382 ff.) in identischen 
Kategorien vorgenommene Analyse der Haushalte 
1989 (Rechnungsergebnisse), 1990 und 1991 (An­
sätze) auf Defensive Ausgaben zeigt einen Anstieg 
auf rd. 955 Mio. DM od. 16,7 % (1989), 1,011 Mrd. 
DM od. 16,8 % (1990) und 1,174 Mrd. DM oder 
18,4% (1991).
Für den Haushalt 1994 (Rechnungsergebnisse) liegt 
eine Auswertung von SCHÖRG (1996) vor; danach 
entwickelten sich die Defensiven Ausgaben zurück 
auf 1,046 Mrd. od. 13,5 %. Eine Interpretation die­
ser uneinheitlichen Entwicklung muß zunächst be­
rücksichtigen, daß Ergebnisse nur für die ausgewie­
senen Jahre vorliegen, und insb. investive Defensi­
ve Ausgaben in relativ langlebige technische In­
frastruktureinrichtungen von Haushaltsjahr zu 
Haushaltsjahr teilweise starken Schwankungen un­
terliegen. Über eine fortlaufende Interpolation kön­
nen Mehijahres-Durchschnittswerte gefunden wer­
den, aber erst mit der Einführung der Abschreibung 
im Rahmen der kaufmännischen Buchführung sind 
diese Ausgaben als Kosten über den Nutzungszeit­
raum befriedigend verursachergerecht zugewiesen.

6. Einige ausgewählte Aspekte zu 
Erfassung und Interpretation von 
Defensiven Ausgaben

Alle bisherigen Arbeiten zu Defensiven Ausgaben 
dürfen nicht darüber täuschen, daß die Definition 
von Defensiven Ausgaben noch nicht in der Schärfe 
und Differenzierung gelungen ist, die eine jederzeit 
sichere und konsensfähige Trennung von Ausgaben 
mit nicht-defensivem Charakter erlauben würde.

LEIPERT (1989, 1992) definiert von den uner­
wünschten Folgen industriegesellschaftlicher Pro­
zesse her, ohne einen (zeitlich gestaffelten?) Beginn 
dieser Prozesse festzulegen. So wird dann bei ihm 
und anderen Autoren der gesamte aktuelle kommu­
nale Haushalt als Ergebnis solcher Prozesse genom­
men; jedenfalls werden keine Bereiche mit vorindu­
striellen Elementen ausgeschieden, die u.a. für Teile 
des Siedlungswesens (Wasserver- und Abwasser­
entsorgung), des Gesundheitswesens und der Öf­
fentlichen Sicherheit durchaus unterstellt werden 
dürfen. Hier könnten historische Arbeiten zur Ent-
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Wicklung u.a. von Emissionsprozessen die Über­
gänge herausarbeiten und so die Definitionen von 
Defensiven Ausgaben schärfen helfen.

Weiter fällt bei den bisher verwendeten Kategorien 
von umweltbezogenen Defensiven Ausgaben auf, 
daß dabei über den Schutz der Umweltgüter bzw. 
-medien regelmäßig hinausgegangen wird. So wer­
den Ausgaben zum Schutz oder zur Wiederherstel­
lung menschlicher Gesundheit eingerechnet, auch 
wenn der auslösende Prozess keine (nachhaltigen i. 
S. von zu behandelnden) Schäden an Umweltgütem 
hinterläßt, so etwa bei Schallemissionen aus dem 
Verkehr.

Wieder anders verhält es sich mit den bereits ange­
sprochenen Ausgaben für Straßenreinigung und 
Winterdienst, die bislang in Darstellungen von Um­
weltschutzausgaben bzw. von umweltbezogenen 
Defensiven Ausgaben einbezogen werden. Legt 
man das strenge Kriterium des Schutzes von Um­
weltgütem an, so kommt diesen Ausgaben die Ei­
genschaft von umweltbezogenen Defensiven Aus­
gaben nicht zu; vielmehr dienen die einschlägigen 
Aktivitäten der Sicherung des Straßenverkehrs.

Dieser Fall leitet über zu einer allgemeinen Betrach­
tung der Auslösung von Defensiven Ausgaben 
durch vorgängige Defensive Ausgaben. Ursache 
hierfür ist, daß mind. die Maßnahmen des techni­
schen Umweltschutzes mit Material-und Energie­
einsatz und damit direkt und/oder indirekt über die 
Vorleistungsketten mit Belastungen von Umwelt­
gütem verbunden sind, deren Vermeidung, Scha­
densreparatur, etc. wiederum den Einsatz von De­
fensive Ausgaben auslösenden Maßnahmen erfor­
dert. Analog zur Begriffsbildung für Folgekosten 
kann dann von Defensiven Ausgaben l.,2. usw. 
Grades gesprochen werden.

7. Politische Relevanz und Perspektiven

Zunächst kommt der Erfassung und Ausweisung 
von Defensiven Ausgaben analytische Funktion zu: 
Es wird eine Aussage darüber möglich, in welcher 
absoluten bzw. relativen Höhe (Anteil am Gesamt­
haushalt, in Relation zu anderen Ausgabe- /Politik­
bereichen) auf Belastungen, etc. von Umweltmedi­
en mehr oder weniger bewußt öffentlich reagiert 
wird.
Ohne weitere Informationen bleibt der aufkläreri­
sche Ertrag allerdings gering: Erst mit einer kriti­
schen Rückkoppelung über die mit Defensiven Aus­
gaben finanzierten Maßnahmen und Prozessketten 
zu den auslösenden Aktivitäten kann über alternati­
ve Maßnahmen bzw. Reaktionsweisen, über die zu 
wählenden Umweltstandards oder auch eine un­
ausweichliche quantitative Beschränkung solcher 
Aktivitäten (gesellschaftliche Bedarfe i.w.S.) ratio­
nal gesprochen werden.
Ob die Defensiven Ausgaben und die durch sie 
repräsentierten Maßnahmen hinreichend sind im 
Sinne des Nachhaltigkeitsprinzips (hier: Aufnah­

mefähigkeit der Senken), kann nur beurteilt werden, 
wenn parallel die Umweltsituation und ihre ange­
legte Entwicklung beobachtet und die Defensiven 
Ausgaben daran angelegt werden.
Ergebnis kann dann sein, daß mit hohen absoluten 
Defensiven Ausgaben wegen gemessen an den 
Umweltproblemlagen -falscher Schwerpunktset­
zung wenig an Schadensvermeidung (Umweltvor­
sorge) oder Schadensreparatur (Nachsorge) er­
reicht wird, oder angesichts relativ "günstiger" 
Emissions- / Immissions-Situation ein zielgerichte­
ter Einsatz relativ geringer Defensiver Ausgaben 
sogar zu einem kontinuierlichen Abbau von Um­
weltbelastungen führt.
Gegenwärtig bedienen sich Kommunal-, Landes­
und Bundespolitik mit wenigen Ausnahmen nicht 
dieses Analyse- und Informationsinstruments, was, 
wenn schon nicht angesichts der Umweltsituation, 
so doch angesichts leerer öffentlicher Kassen und 
erhöhter Sensibilität für Folgekosten unverständlich 
wirkt.
Die mit dem Einsatz dieses Instruments verbunde­
nen (Transaktions-)Kosten variieren stark in Ab­
hängigkeit von der gewünschten Detailgenauigkeit 
bei der Erfassung von Defensiven Ausgaben. Für 
die einmalige Bestimmung von Ausgaben als De­
fensive Ausgaben (Identifikation der Unterab­
schnitte und Haushaltsstellen) wie für den Entwurf 
eines Auswertungs-, Vergleichs-, Bewertungs- und 
Interpretationsprogramms für kommunale Zwecke 
könnten durch Arbeitsteilung im Rahmen eines in­
terkommunalen Arbeitskreises die Entwicklungs­
kosten zwischen den beteiligten Kommunen aufge­
teilt werden. Für Erfassung und Standard-Auswer­
tungen empfiehlt sich eine DV-gestützte Lösung.
Ein konzertiertes Vorgehen würde dem Instrument 
und dem dahinterstehenden Anliegen vermutlich 
auch mehr öffentliche und damit politische Reso­
nanz bescheren, als dies bei jeweils isoliertem Vor­
gehen einzelner Kommunen der Fall wäre. Eine 
gemeinsame Entwicklung würde auch die inter­
kommunale Vergleichbarkeit sichern, die für Be- 
wertungs-und Interpretationszwecke unverzichtbar 
ist.
Vielleicht können sich die kommunalen Spitzenver­
bände und ihre angegliederten Einrichtungen (Difu, 
KGSt) dieses Themas im Sinne eines gemeinsamen 
Anliegens der Kommunen annehmen, was ein Auf­
satz von REIDENBACH (1995) ebenfalls nahelegt.
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Inhalte  d er zu le tz t ersch ienenen  LSB:

3/98 Deutscher und Bayerischer 
Landschaftspflegetag 1997 
Bewahrung im Wandel -  Landschaften zw i­
schen regionaler Dynamik und globaler Ni­
vellierung

Bayerischer Landschaftspflegetag:
• GÖPPEL, Josef, MdL und GOPPEL, Dr., Christoph: Vorwort
• GOPPEL, Dr., Christoph: Grußwort
• BLÜMLHUBER, Klaus (Sprecher der bayerischen Land­

schaftspflegeverbände): Grußwort
• Regierungsvizepräsident RICHTER, Alfred (Regierung von 

Mittelfranken): Grußwort
• FROBEL, Kai: Regionale Verbreitungsmuster von Pflanzen- 

und Tierarten
• BRAUN-GENTNER, Maria: Praxisbeispiel 1: Trockenbiotop­

verbund Altmühltal
• EICHER, Martin: Praxisbeispiel 2: Sallingbachtal
• SCHEIDLER, Manfred: Praxisbeispiel 3: Hang- und Felsfrei­

legungen im Naturpark Fränkische Schweiz-Veldensteiner 
Forst

• ELENDER, Franz: Praxisbeispiel 4: Neue Technik zur Nutzung 
von Streuobstwiesen

• KLETT, Reinhard: Praxisbeispiel 5: Bahndämme-Trocken- 
biotopvernetzung aus zweiter Hand

• SEIFERT, Manuela: Biotopvernetzung in Spanien mit wan­
dernden Schafherden

Deutscher Landschaftspflegetag:
• GOPPEL, Dr., Christoph: Grußwort
• GÖPPEL, Josef, MdL: Eröffnungsrede: Regionale Verwurze­

lung In der globalisierten Welt
• Staatsminister GOPPEL, Dr., Thomas: Landschaftspflege­

verbände -  Brückenbauer zwischen Naturschutz und Land­
wirtschaft

• KONOLD, Prof. Dr., Werner: Kulturlandschaft im Wandel -  ge­
stern, heute und morgen

• Von MÜNCHHAUSEN, Hilmar: Regionalisierung der Agrar­
märkte -  eine Chance für unsere Kulturlandschaften?

• Ministerpräsident Dr. STOIBER, Edmund: Bayerns Weg -  
Wandel und Bewahren verknüpfen

• AUFMKOLK, Gerd: Szenarien für die zukünftige Entwicklung 
von Mittelgebirgslandschaften

• “Bewahrung im Wandel“ -  A n s b a c h e r  E rk lä ru n g  zur nach­
haltigen Entwicklung von Kulturlandschaften

2/98 Schutz der genetischen Vielfalt (im  D ru c k )

• STETTMER, Christian: Einführung in das Thema und Ergeb­
nisse der Fachtagung vom 6./7. Nov. 1996 in Regensburg

• SEITZ, Alfred: Genfluß und die genetische Struktur von Po­
pulationen

• BENDER, Carolin: Genetische Vielfalt und Naturschutz
• FISCHER, Markus und SCHMID, Bernhard: Die Bedeutung 

der genetischen Vielfalt für das Überleben von Populationen
• GERSTMEIER, Roland; Vom HOFE, Harald; SEDLMAIR, Die­

ter und EINSPANIER, Ralf: Populationsökologische und -ge­
netische Untersuchungen an Laufkäfern

• ARMBRUSTER, Georg: Bei einer verbreiteten Landschnecke, 
C o c h lic o p a  lu b r ic a  (O.F. Müller), wird die Frequenz von mo­
lekularen Phänotypen durch Selbstbefruchtung und habi­
tatspezifische Selektion beeinflußt

• GANSLOSSER, Udo: Zucht- und Wiederausbürgerungspro­
gramme

• KONNERT, Monika: Genetische Vielfalt im Wald -  wie erken­
nen? wie erhalten?

• BEHM, Albrecht: Generhaltungsmaßnahmen im Bayerischen 
Forst

1/98 Umweltökonomische Gesamtrechnung -  
Versuch einer ganzheitlichen Betrachtung
(im  D ru ck )

• HOKE, Manfred: Einführung in das Thema der Fachtagung 
am 28. Nov. 1997 in München

• CANSIER, Dieter: Konzepte der Berücksichtigung der Um­
welt in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

• GEISENDORF, Sylvie: Biodiversität in der Umweltökonomi­
schen Gesamtrechnung: Was kostet Artenvielfalt?

• LAWATSCHECK Johann: Die Umweltökonomische Gesamt­
rechnung -  ein sinnvolles und operationales Instrument zur 
Beurteilung einer „nachhaltigen Entwicklung"? Ein regiona­
ler Umsetzungsversuch am Beispiel Schleswig-Holsteins.

• RUHLAND, Siefgried: Defensive Ausgaben -Theorie und An­
wendung des Konzepts auf den Haushalt der Stadt München

5/97 Die UVP auf dem Prüfstand -  
Bilanz und Perspektiven

• JESSEL Beate: Einführung in das Thema und Ergebnisse der 
Fachtagung vom 22.-23. März 1997 in Eching bei München

P ra x is  u n d  W e ite re n tw ic k lu n g  re c h t l ic h e r  G ru n d la g e n  d e r  
U m w e ltv e r trä g lic h k e its p rü fu n g  (U VP):

• BUNGE Thomas: Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) -  
Bilanz und Perspektiven aus rechtlicher Sicht

D ie  U V P  im  d e u ts c h la n d -  u n d  e u ro p a w e ite n  V e rg le ich :

• KLEINSCHMIDT Volker: Unterschiede der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung in den Bundesländern und Europa

Fortsetzung: LSB 5/97
• AUGE Johannes: Die Effektivität des UVP-Verfahrens

E rfa h ru n g e n  u n d  B e is p ie le  a u s  v e rs c h ie d e n e n  A n w e n d u n g s ­
b e re ic h e n  d e s  U V P :

• ALBERT Gerhard; U. NESTMANN und M. KAHL: Erfahrun­
gen mit der UVP für Abfalldeponien und Ausblick auf eine 
Fortschreibung der Anforderungen

• SCHOBER Hans-Michael; Andreas BAUER-PORTNER; Eli­
sabeth BENDER; Mechthild GIRSIG; Dietmar NARR; Andreas 
PÖLLINGER; Birgit SALZBRUNN und Christoph STEIN: Me­
thoden und Vorgehensweisen bei der Bearbeitung von Um­
weltverträglichkeitsstudien -  Erfahrungen am Beispiel von 
Straßen

• RIEHL Claudia: Anforderungen an eine strategische UVP-dar- 
gestellt am Beispiel der Bauleitplanung der Stadt Erlangen

• CZERMAK Peter: Erfahrungen mit der UVP im immissions­
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren

• STRASSER Helmut: 15 Jahre Umweltverträglichkeitsstudie 
-Von Gehversuchen 1982/83 bis zum etablierten Instrument 
heute

• MERGNER Richard: Kritische Analyse der UVP anhand von 
Verkehrsprojekten in Bayern

• WINKELBRANDT Arnd: Zum Verhältnis von UVP und natur­
schutzrechtlicher Eingriffsregelung -  Anforderungen an eine 
Weiterentwicklung

4/97 Die Isar -  Problemfluß oder Lösungsmodell?
• NAUMANN Eckart; GOPPEL Christoph; FALTLHAUSER Kurt; 

FINSTERWALDER Peter; SCHILLER Gerhard und WEBER 
Georg: Begrüßungsansprachen

• STROBL Theodor: Wasserkraftnutzung und Mindestwasser­
regelung

• PLACHTER Harald: Gebirgsflüsse- Naturschutz und Ökolo­
gie (Zusammenfassung)

• SCHEURMANN Karl: Die Isar, ein Fluß im Wandel der Zeiten
• HAAS Hans: Die energiewirtschaftliche Nutzung der Isar
• WEISS Fritz-Heinz: Die Isar -  Problemfluß oder Lösungsan­

satz? Geschiebeproblematik
• ERBER Klaus; Pia KAMBERGS; Verena LAMPE und Micha­

el REICH: Die Bedeutung der Abflußdynamik für die Vegeta­
tionsentwicklung in Umlagerungsstrecken der Oberen Isar

• BINDER Walter: Gewässerpflege-Ausblick
• BLASCHKE Benno: Nutzwertanalytische Ermittlung von Rest­

wasserabflüssen in Ausleitungsstrecken am Beispiel des 
Kraftwerkes Mühltal (Isar)

• DÖRING Nikolaus: Anforderungen an Mindestwasserstrecken 
aus der Sicht der Isarallianz

• LENHART Brigitte: Erfahrungen des Wasserwirtschaftsam­
tes Weilheim mit der Isarrückleitung

• VISCHER Daniel: Geschiebestollen in der Schweiz: Abmes­
sungen und Erfahrungen

• FUCHS Allen: Zur Mindestrestwasser- und Geschiebepro­
blematik an Gebirgsflüssen

• STEINER Hubert A. und Johann LEITNER: Technische und 
ökologische Problemlösungsansätze am Beispiel der Auslei­
tungsstrecke des Draukraftwerkes Rosegg-St. Jakob

• KNAUSS Jost: Neuere ErkenntnissezurSohlensicherung von 
erosionsgefährdeten Flüssen

• Podiumsdiskussion: (Mitschnitt)
• FUCHS Manfred und Hans-Peter HACK: Zusammenfassung 

(Seminarergebnis)
• Teilnehmerliste

3/97 3. Franz-Ruttner-Symposion
Unbeabsichtigte und gezielte E ingriffe in 
aquatische Lebensgemeinschaften

• SIEBECK Otto: Zusammenfassung des Symposions
• GOPPEL Thomas: Eröffnungsrede
• NEUBERGER Hubert: Grußwort
• SIEBECK Otto: Unbeabsichtigte und gezielte Eingriffe in 

aquatische Lebensgemeinschaften -  Begrüßung und Einlei­
tung in das Thema des Symposions

• SIMON Meinhard: Reaktionen eines Seeökosystems auf kon­
tinuierliche Zu- und Abnahme von Phosphatimporten -  dar­
gestellt am Beispiel des Bodensees

• LAMPERT Winfried: Nahrungskettenmanipulation: Die Rolle 
von Kompensationsmechanismen für Top-down-Prozesse

• BENNDORF Jürgen: Randbedingungen für eine wirksame 
Biomanipulation: Die Rolle der Phosphatbelastung

• KOSCHEL Rainer; Peter KASPRZAK; Alf SCHREIBER: Kalzit­
fällung und Nahrungskettenmanipulation

• ARNDT Hartmut: Spielen Protozoen bei der Manipulation pe­
lagischer Nahrungsnetze eine Rolle?

• GÜDE Hans: Biomanipulation und das mikrobielle Nahrungsnetz
• WILDERER Peter A.: Einfluß periodischer Veränderungen von 

Milieubedingungen auf mikrobielle Lebensgemeinschaften

2/97 Die Kunst des Luxurierens -  
(k)ein ökologisches Paradox?

• HELD, Martin und HERINGER, Josef: Einführung in das The­
ma und Ergebnisse der Fachtagung vom 29.-31. Mai 1995 in 
Tutzing

• HELD, Martin und SCHERHORN, Gerhard: Knappheit -  
Wachstum -  Luxus -  Schönheit (Ein Gespräch zur Kunst des 
Luxurierens)

Fortsetzung: LSB 2/97
• REICHHOLF, Josef H.: Luxus und Verschwendung -  Ein öko­

logisches Paradox?
• SEIFERLE, Rolf Peter: Überschuß und Überleben. Subsistenz 

und Luxus in primitiven Gesellschaften
• GERL-FALKOVITZ, Hanna Barbara: Sabbath, Weihrauch, 

Salben. Theologie der Armut oder Theologie des Überflus­
ses?

• SUKOPP, Herbert: Wie funktionieren Ökosysteme?
• HERINGER, Josef: Vom Nutzen des Nutzlosen, der Produk­

tivität des Unproduktiven
• STEINERT, Wolf und IRLACHER, Claudia: Die Kunst des Lu­

xurierens in der Landschaft durch Landschaftsplanung und 
Landschaftspflege

• LENZSCH, Walter: Kunst des Luxurierens oder Wirtschaften 
in Unternehmungen?

• SEIDL, Irmi: Momente des Luxurierens jenseits der Erwerbs­
wirtschaft

• RINGLER, Alfred: Sinnvolles Luxurieren und Veschwendung 
im Naturschutz

• REINER, Maya: Über den Umgang mit dem Überfluß in der 
Architektur und im Städtebau

• ANDRITZKY Michael: Von der Kunst des Luxurierens oder 
Das Überflüssige ist das Nötige

1/97 W ildnis -  ein neues Leitbild?
Möglichkeiten ungestörter 
Naturentwicklung fü r M itteleuropa

• JESSEL Beate: Einführung in das Thema und Ergebnisse der 
Fachtagung vom 11.-12. März 1997 in Eching bei München

• JESSEL Beate: Wildnis als Kulturaufgabe? -  Nur scheinbar 
ein Widerspruch!

• TROMMER Gerhard: Wilderness, Wildnis oder Verwilderung
-  Was können und was sollen wir wollen?

• SCHERZINGER Wolfgang: Tun oder unterlassen? Aspekte 
des Prozeßschutzes und Bedeutung des „Nichts-Tuns“ im 
Naturschutz

• DIEPOLDER Ursula: Die Rolle der Nationalparke in Deutsch­
land vor dem Hintergrund der aktuellen Wildnis-Diskussion

W a ld  u n d  „  W ild n is " :

•  HAUPT Rainer: Wildnisgebiete -  eine neue Perspektive für 
den Naturschutz?

• LÄSSIG Reinhard und Walter SCHÖNENBERGER: Was pas­
siert, wenn man die Natur sich selber überläßt? Ergebnisse 
der Sukzessionsforschung auf Windwurfflächen

• CHRISTEN Markus: Naturlandschaft Sihlwald -  Denkpause 
in einer Agglomerationslandschaft

• FÄHSER Lutz: Wenn Wälder wieder Wildnis würden... Hinter­
gedanken zum Konzept der „Naturnahen Waldnutzung“ im 
Stadtforstamt Zürich

S tru k tu rw a n d e l in  d e r  L a n d w ir ts c h a ft  -  C h a n c e n  u n d  G re n ­
ze n  fü r  „W ild n is “  in  d e r  f rü h e re n  A g ra r la n d s c h a ft?

•  BROGGI Mario E: Wo ist Wildnis nötig und sinnvoll? Gedan­
ken zur Umsetzung in der Kulturlandschaft des Alpenraums 
vor dem Hintergrund des Strukturwandels

• DIERSSEN Klaus und Joachim SCHRAUTZER: Wie sinnvoll 
Ist ein Rückzug der Landwirtschaft aus der Fläche? Aspekte 
des Naturschutzes sowie der Landnutzung in intensiv be­
wirtschafteten agrarischen Räumen

W a sse r u n d  „  W ild n is  “  -  a m  B e is p ie l d e s  R ü c k b a u s  vo n  F lu ß ­
la n d s c h a fte n :

•  OBERHOFER Alfons und KATZMANN Marianne: Rückbau 
von Flußlandschaften in der Stadt -  Möglichkeiten für Wild­
nis aus zweiter Hand

• NEUSCHULZ FrankundLILJEStefan: Auenschutz und Rück­
entwicklung von Auwald in der brandenburgischen Elbtalaue

„W ild n is “  a ls  p ä d a g o g is c h e  H e ra u s fo rd e ru n g :

• SZIEMER Peter: Natur als Erlebnis -  Zur Rolle des Wildnis­
gedankens in der Umweltbildung

• SCHEMEL Hans-Joachim: Erholung in „wilder“ Landschaft: 
Die neue Flächenkategorie „Naturerfahrungsraum"

6/96 Landschaftsplanung -  Quo vadis?
Standortbestimm ung und Perspektiven 
gemeindlicher Landschaftsplanung

• GOPPEL Thomas: Vorwort des Bayerischen Staatsministers 
für Landesentwicklung und Umweltfragen

• JESSEL Beate: Ergebnisse des Seminars vom 25.-26. März 
1996 in Eching bei München

• GOPPEL Christoph: Grußwort des Direktors der Bayerischen 
Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege

• GOPPEL Thomas: Rede des Bayerischen Staatsministers für 
Landesentwicklung und Umweltfragen

• Zum Stellenwert der gemeindlichen Landschaftsplanung in 
Bayern:
AUFMKOLK Gerd: -  aus der Sicht des Bundes Deutscher Land­
schaftsarchitekten BDLA
SCHMID Werner: -  aus der Sicht des Bayerischen Gemeindetags

• GASSNER Erich: Neue Aufgaben für die Landschaftsplanung
-  Umweltplanung, Bauleitplanung und Projekt-UVP

• MAYERL Dieter: Landschaftsplanung am Runden Tisch -  ko­
operativ planen, gemeinsam handeln

• REITEMANN Willi: Erwartungen der Landwirtschaft an den 
Landschaftsplan der Gemeinden

• OTTO Andreas: Zur Praxis der gemeindlichen Landschafts­
planung in Schwaben -  Erfahrungen und Perspektiven aus 
Sicht einer höheren Naturschutzbehörde
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Fortsetzung: LSB 6/96
• SPERLING Andreas: Zur Praxis der gemeindlichen Land­

schaftsplanung In Niederbayern: Erfahrungen und Perspek­
tiven aus Sicht einer unteren Naturschutzbehörde am Bei­
spiel des Landkreises Passau

Berichte über die Arbeitsgruppen:
• BUSSE Jürgen: -  Arbeitsgruppe 1: Wie soll sich das Verhält­

nis von Landschaftsplanung, Elngrlffsregelung und Bauleit­
planung fortentwickeln?

• WARTNER Helmut: -  Arbeitsgruppe 2: Mehr Umsetzungser­
folg durch mehr Akzeptanz am Runden Tisch? Strategien zur 
Öffentlichkeitsarbeit und Akzeptanzverbesserung

• BRODA Christoph; Thomas HELFRICH: -  Arbeitsgruppe 3: 
Das Spannungsfeld zwischen Notwendigkeit und Machbar­
keit: Welche Inhalte soll ein gemeindlicher Landschaftsplan 
abdecken?

Fallbeispiele zur Praxis der gemeindlichen 
Landschaftsolanuna:
1. S ta d t B e rc h in g /O b e rp fa lz :

• ROSENBECK Hans: Maßnahmen der Stadt Berching zur Stär­
kung der Eigenständigkeit des Ländlichen Raumes und Rol­
le des Landschaftsplanes.

• HERRE Dieter: Die Rolle des Landschaftsplanes im Rahmen 
einer integrierten Kommunalentwicklung am Beispiel der 
Stadt Berching
2. G e m e in d e  H u n d in g /N ie d e rb a y e rn :

• Erfahrungen mit der Umsetzung des gemeindlichen Land­
schaftsplanes am Beispiel der Gemeinde Hunding 
BRANDL Ferdinand: -  aus der Sicht des 1. Bürgermeisters 
AMMER Hubert: -  aus der Sicht des bearbeitenden Land­
schaftsarchitekten
3. L a n d s c h a fts p la n u n g  d e r  G e m e in d e n  im  A u e rb e rg la n d /O b e r-  

b a y e rn  u n d  S c h w a b e n :

• SCHMID Heimo: Erwartungen der Gemeinden im Auerberg­
land an die Landschaftsplanung.

• PRÖBSTL Ulrike und Heidi FRANK-KRIEGER: Ansätze zu ge- 
meindeübergreifenden Vorgehensweisen in der Land­
schaftsplanung -  am Beispiel der Gemeinden Bernbeuren, 
Burggen und Lechbruck.

• SIEGHART Rudolf: Zusammenwirken der Landschaftsplan- 
Umsetzung mit der Dorf- und Flurentwicklung Bernbeuren im 
Auerbergland.

• Anhang zum Beitrag Pröbstl und Frank-Krieger: Übergemeind- 
llche Umsetzungsprojekte -  Landschaftsplan Bernbeuren
4. G e m e in e  K ir c h d o r f  i. W a ld /N ie d e rb a y e rn :

• ALTMANN Herbert: Der gemeindliche Landschaftsplan Kirch­
dorf I. Wald -  ein gemeinsam erarbeitetes Entwicklungskon­
zept.

• FALTER Gerhard: Landschaftsplan-Umsetzung in der Ge­
meinde Kirchdorf i. Wald -  eine erste Bilanz
5. S ta d t  P o tte n s te in /O b e r tra n k e n :

• BAUERNSCHMITT Dieter: Erwartungen der Stadt Potten- 
steln an den Landschaftsplan -  aus der Sicht des ersten Bür­
germeisters.

• BAUERNSCHMITT Guido: Landschaftsplan Pottenstein -  Bei­
trag zur Entwicklung einer Fremdenverkehrsgemeinde

• BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR LANDESENT­
WICKLUNG UND UMWELTFRAGEN (Hrsg.): Leitfaden zur 
Fortentwicklung des gemeindlichen Landschaftsplanes als 
Teil des Flächennutzungsplanes in Bayern: „Landschaftspla­
nung am Runden Tisch“ (Stand: Juli 1996): 1. Einführung; 2. 
Zusammenarbeit der an der Landschaftsplanung im Rahmen 
der Bauleitplanung Beteiligten; 3. Verfahrensablauf; 4. An­
forderungen an die Inhalte des gemeindlichen Landschafts­
planes alsTeil des Flächennutzungsplanes; 5. Umsetzung der 
Ziele und Maßnahmen; 6. Informationsaustausch und Öf­
fentlichkeitsarbeit; 7. Förderung und Honorierung

• Beilage: Landschaftsplanung am Runden Tisch - das Bei­
spiel der Gemeinde Kirchdorf i. Wald (Informationsbroschü­
re: Herausgeber: ANLVStMLU; Stand März 1996)

Inhalte  d er zu le tz t ersch ienenen  Berichte:

Heft 20 (1996)
20 Jahre AN L- Festakt am 20.09.1996 in Laufen:

• Programm des Festaktes
• Begrüßungsansprache des ANL-Direktors Herrn Dr. Chri­

stoph Goppel
• Grußworte des Vorsitzenden des ANL-Kuratoriums Herrn 

Prof. Dr. Ulrich Ammer
• Grußworte des Landrates des Landkreises Berchtesgadener 

Land Herrn Martin Seidl und des 1. Bürgermeisters der Stadt 
Laufen Herrn Ludwig Herzog

• Festansprache des Bayerischen Ministerpräsidenten Herrn 
Dr. Edmund Stoiber, MdL

• Festvortrag von Herrn Prof. Dr. Norbert Knauer „Naturschutz 
im 21. Jahrhundert -  die Rolle der Akademie“

• Festansprache des Bayerischen Staatsministers für Landes­
entwicklung und Umweltfragen Herrn Dr. Thomas Goppel

Seminarthemen und Grundsatzfragen:
• ROCK Martin: Ökologische Ethik aus christlicher Sicht
• STUDER Hans-Peter: Wirtschaften im Einklang mit der Na­

tur und mit uns selbst
• TEXTER Thomas und Wolfgang THOMASEK: Von Werten zu 

Märkten
• STROBL Jakob: Der Wert der Landschaft aus regionaler Sicht

Fortsetzung: Heft 20 (1996)
• KARGER. Cornelia R.: Naturschutz in der Kommunikations­

krise
• LEITSCHUH-FECHT Heike: Marketing für den Naturschutz
• GRÜSSER Birgit: Ökosponsoring als fruchtbares Mittel der 

Unternehmenskommunikation -  Ein Geschäft auf Gegensei­
tigkeit

• RAHOFER Meinrad: Natur- und Umweltschutz in den Medi­
en

• KNAUER Norbert: Integration besonderer ökologischer Lei­
stungen in die landwirtschaftliche Bodennutzung

• ERDMANN Karl-Heinz: Schutz, Pflege und Entwicklung groß­
räumiger Natur- und Kulturlandschaften -  Die Rolle der Bio­
sphärenreservate im internationalen Programm „Der Mensch 
und die Biosphäre" (MAB)

• RICHTER Gerhard: Historische Gärten in Bayern
• JORDAN Peter: Parkpflegewerke -  Instrumentarien zur Erhal­

tung historischer Gärten
• BRANDES Dieter: Naturschutzaspekte bei der Denkmalpfle­

ge unter besonderer Berücksichtigung der Mauervegetation
• GARNWEIDNER Edmund: Artenschutz für Pilze -  Grundla­

gen, Grenzen, Verbesserungsvorschläge
• KRIEGLSTEINER Lothar: Die Pilzflora Bayerns und ihre Ge­

fährdung
• WINTERHOFF Wulfard: Die Pilzflora der Magerrasen -  Ge­

fährdung und Schutz
• STURM Peter: Gefährdung und Schutz heimischer Pilzarten 

-  Anwendung in der Naturschutzpraxis

Forschungsarbeiten:
• PATZNER Robert A. und Doris MÜLLER: Gefährdung und 

Rückgang der Najaden-Muscheln (Unionidae, Bivalvia) in ste­
henden Gewässern

• MÜLLER Andreas: Störungsökolgie rastender Wasservögel 
am Starnberger See

• STADLER Siegfried: Flexibilität bei der Revierwahl und im 
Fällverhalten des Bibers

• REBHAN Herbert und ALBRECHT Steffi: Kleingewässer in ei­
ner Karstlandschaft und Ihre Bedeutung für den Naturschutz

• HEMP Claudia und Andreas: Kalkschuttfluren und Blockhal­
denwälder: Der Lindenberg bei Hohenstadt und seine außer­
gewöhnliche Vegetation und Fauna

• HEMP Claudia und Andreas: P o d is m a  p e d e s tr is  L. (Saltato­
ria: Catantopidae) in der Hersbrucker Alb

• DOLEK Matthias und GEYER Adi: Das Biotopmanagement 
und die Habitatbindung der Rotflügeligen Ödlandschrecke 
(O e d ip o d a  g e rm a n ic a  Latr. 1804) in der Frankenalb

• FLECKENSTEIN Kurt et al.: Realisierung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen bei Freileitungen

• FLECKENSTEIN Kurt et al.: Methoden zur Bewertung von 
Eingriffen in das Landschaftsbild bei Freileitungen

• FLECKENSTEIN Kurt et al.: Bewertung von Beeinträchtigun­
gen der Avifauna im landschaftspflegerischen Begleitplan für 
Freileitungen

ANL-Nachrichten:
• Bibliographie: Veröffentlichungen der ANL im Jahr 1995
• Veranstaltungsspiegel der ANL Im Jahr 1995 mit den Ergeb­

nissen der Seminare und Mitwirkung der ANL-Referenten bei 
anderen Veranstaltungen sowie Sonderveranstaltungen der 
ANL

• Forschungsvergabe de ANL
• Mitglieder des Präsidiums und Kuratoriums/PersonalderANL

Heft 19 (1995)
Seminarthemen und Grundsatzfraoen

• FLUHR-MEYER, Gerti: Johann Rueß (1869 - 1943) und der 
Bund Naturschutz in Bayern

• STENSCHKE, York Christian: Rechtsprechung zum natur­
schutzrechtlichen Inschutznahmeverfahren

• HIRSCH, Stefan: Wallfahtsstätten als Teil geistlicher Land­
schaften: "Theatrum terrae sanctae" - Kalvarienberge und 
Sakrallandschaft in Oberbayern

• BERGER, Rupert: Die Pflanze in Kult und Alltagsbrauch
• BRIEMLE, Helga: Gärten - Von Kindern, für Kinder
• LUZ, Renate: Naturspiel - Beispiel Garten
• AGDE, Georg: Welche Unfälle in Kinderspielbereichen kön­

nen wir durch gesetzliche und technische Maßnahmen ver­
hüten?

• FISCH, Emmi: Kindergärten - Lust und Last des Unterhaltes
• HÜBNER, Klaus: Wintererlebniswochen - eine Alternative zu 

Schulskikursen
• KNAUER, Norbert: Biotische Vielfalt In der Agrarlandschaft - 

Notwendigkeit und Strategie zur Entwicklung einer Biodiver- 
sität durch die Landwirtschaft

• CEROVSKY, Jan: Die globale Strategie der Biodiversität und 
ihre nationale Anwendung am Beispiel der Tschechischen 
Republik

• TAMPE, Klaus: Kosten und Nutzen eines nachhaltigen 
Schutzes der Biodiversität

• HENLE, Klaus: Mangelnder Erfolg beim Schutz von Biodi­
versität: Systematisierung der Gründe

• JEDICKE, Eckhard: Grenzstrukturen in Wäldern und ihr Ein­
fluß auf die Avifauna

Forschungsarbeiten:
• MÜLLER, Norbert: Wandel von Flora und Vegetation nordal­

piner Wildflußlandschaften unter dem Einfluß des Menschen
• REICHHOLF-RIEHM, Helgard: Verockerung von Altwässern

Fortsetzung: Heft 19 (1996)
• HEMP, Andreas: Die landschfatsökologische Bedeutung der 

Dolomitkiefernwälder (Buphthalmo - Pinetum) in der Fran­
kenalb

• FISCHER, Hagen S.: Auswertung der geobotanischen Dau­
erbeobachtungen in ausgewählten Biotopen in Bayern - Kon­
zept und exemplarische Auswertung eines Sandmagerra- 
sentransekts

ANL-Nachrichten
• Bibliographie: Veröffentlichungen der ANL im Jahr 1994 «Ver- 

anstaltungsspiegel der ANL im Jahr 1994 mit den Ergebnis­
sen der Seminare «Mitwirkung der ANL-Referenten bei an­
deren Veranstaltungen sowie Sonderveranstaltungen der 
ANL «Forschungsvergabe der ANL «Mitglieder des Präsidi­
ums und Kuratoriums Personal der ANL

Heft 18 (1994)
Seminarthemen und Grundsatzfraaen

• FLUHR-MAYER Gerti: Prof. Dr. Otto Kraus (1905-1984). Er­
ster Hauptamtlicher Naturschützer Bayerns.

• KADNER Dieter: Die Bayerische Landesstelle für Naturschutz 
unter Prof. Dr. Otto Kraus (1949-1967).

• ZWANZIG Günter: Vom Naturrecht zum Schöpfungsrecht. 
Zur Geschichte des Naturschutzgedankens.

• BENNINGER Martin: Landschaft durch Landwirtschaft -  In­
wertsetzung ihrer Pflegefunktion.

Forschungsarbeiten
• HEBAUER Franz: Katalog der bayerischen Wasserkäfer, ihrer 

Ökologie, Verbreitung, Gefährdung.
• BURMEISTER Ernst-Gerhard: Die limnischen Feenkrebse 

(A n os tra ca ), Schildkrebse(N o to s tra ca ), Muscheischaler(C on - 
c h o s tra c a ), Asseln ( is o p o d a  lim n .) und Flohkrebse (A m p h ip o -  
d a ) in Bayern. (C ru s ta c e a ). Kommentar und Stoffsammlung 
zur „Roten Liste“ der limnischen Krebse In Bayern.

• BURMEISTER Ernst-Gerhard: Faunistische Begleituntersu­
chung aquatischer Makroinvertebraten neu angelegter Klein­
gewässer bei Eichenau (Lkr. Fürstenfeldbruck). Ein Beitrag zur 
Problematik künstlich angelegter Kleingewässer.

• UTSCHIGK Hans: Zur Dynamik von Tagfaltergemeinschaften 
im Flußauenwald der Innstaustufe. Perach 1976-1987 (L e p i- 
d o p te ra ; R h o p a lo c e ra ).

• GEISER Remigius: Artenschutz für holzbewohnende Käfer 
(C o le o p te ra  x y lo b io n ta ) .

• BUSSLER Heinz: Die xylobionte Käferfauna im Naturschutz­
gebiet „Scheerweihergebiet bei Schalkhausen“ (Stadt Ans- 
bach/Mittelfranken).

• RÖTZER Thomas und WÜRLÄNDER Roland: Neuartige phä- 
nologische Karten von Bayern und deren Anwendungsmög­
lichkeiten in der Landschaftsökologie und Landschaftspla­
nung.

• KAISER Kurt und ZIMMERMANN Antje: Physisch-geogra­
phische Untersuchung an Mooren und Seen im Havelquell­
gebiet (Müritz-Nationalpark).

• LEHMANN Reinhold, KIFINGER Bruno, BOHL Erik und BAU­
ER Johannes: Bewertungsmodell für die Entwicklung von 
Zielvorstellungen des Gewässerschutzes.

• FLECKENSTEIN Kurt und RHIEM Walter: Umwelt- und Land­
schaftsplanung für Freileitungen. Abgrenzung der Anforde­
rungen in den unterschiedlichen Genehmigungsverfahren.

• FLECKENSTEIN Kurt und RHIEM Walter: Der Landschafts­
pflegerische Begleitplan (LBP) für Freileitungen.

ANL -  Nachrichten:
• Bibliographie: Veröffentlichungen der ANL im Jahre 1993.
• Veranstaltungsspiegel der ANL im Jahre 1993 mit den Er­

gebnissen der Seminare.
• Forschungsvergabe der ANL.
• Mitglieder des Präsidiums und Kuratoriums/Personal der 

ANL.
• KÖSTLER Evelin, JAHRSTORFER Elisabeth und PRAXEN- 

THALER Hildegard: Bibliographie: Veröffentlichungen der 
ANL 1992.

• Veranstaltungsspiegel der ANL im Jahre 1992 mit den Ergeb­
nissen der Seminare.

• Forschungsvergabe der ANL.
• Mitglieder des Präsidiums und Kuratoriums; Personal der ANL.

I I B e ihefte  zu den B erichten
Beihefte erscheinen in unregelmäßiger Folge und beinhalten 

die Bearbeitung eines Themenbereichs.

Beiheft 1
HERINGER J.K.: Die Eigenart der Berchtesgadener Land­

schaft -  ihre Sicherung und Pflege aus landschaftsökolo­
gischer Sicht, unter besonderer Berücksichtigung des Sied- 
lungswesens und Fremdenverkehrs. 1981.128 S. mit 129 Fo­
tos. DM 17,-

Beiheft 2
Pflanzen- und tierökologische Untersuchungen zur BAB 90 

Wolnzach-Regensburg. Teilabschnitt Elsendorf-Saalhaupt.
71 S„ Abb., Ktn., 19 Farbfotos DM 23,-

Beiheft 3
SCHULZE E.-D. et al.: Die pflanzenökologische Bedeutung 

und Bewertung von Hecken.



PUBLIKATIONEN der AL
Fortsetzung: Beihefte
= Beiheft 3, T. 1 zu den Berichten der ANL. DM 37,-

Gegenstand und Umfang des Forschungsauftrags Sträu- 
cher in der natürlichen und anthropogen beeinflußten Vege­
tation Mitteleuropas Kohlenstoffhaushalt, Wachstum und 
Wuchsform von Holzgewächsen Im Konkurrenzgefüge eines 
Heckenstandortes, Diss. von Manfred Küppers Die Ökolo­
gie wichtiger Holzarten der Hecken Die Beziehung von 
Hecken und Ackerrainen zu Ihrem Umland Die Bewertung 
der nordbayerischen Hecken aus botanischer Sicht Auto­
ren: Ernst-Detlef Schulze, Albert Reif unter Mitarbeit von Chri­
stoph Knop und Katharina Zahner.

ZWÖLFER, H. et al.: Die tierökologische Bedeutung und Be­
wertung von Hecken.

= Beiheft 3, T. 2 zu den Berichten der ANL. DM 36,-

Ziele und Grundlagen der Arbeit ■ Wissenschaftliche Ergebnis­
se Schlußfolgerungen für die Praxis der Landschaftspflege 
und für den Integrierten Pflanzenschutz • Kontakte zu anderen 
Institutionen Ergebnisse des Klopfproben-Programmes • Zur 
Phänologie ausgewählter Arthropodengruppen der Hecke • Die 
Erfassung von Lepldopteren-Larven an Schlehe und Weißdorn 
• Einfluß des Alters auf der räumlichen Verteilung von Weißdorn­
büschen auf Phytophage und ihre Parasiten • Einfluß von Alter 
und räumlicher Verteilung von Wildrosen auf den Wickler N o -  
to c e lia  ro b o ra n a  D.&S. und seine Parasiten Zur Populations­
ökologie einiger Insekten auf Wildrosen • Untersuchungen zum 
Verhalten, zur Biologie und zur Populationsdynamik von Y po - 
n o m e u ta  p a d e llu s  auf der Schlehe Faunistisch-ökologische 
Analyse ausgewählter Arthropoden-Gruppen • Untersuchungen 
zum Brutvogelbestand verschiedener Heckengebiete -  Wild­
spurendichte und Wildverbiß im Heckenbereich Analyse des 
Blatt-Biomasse-Konsums an Schlehe, Weißdorn und Wildrose 
durch photophage Insekten • Begründung der Bewertungszah­
len für Heckengehölzarten ■ Aus Kleinschmetterlingen in Hecken 
gezogene Parasitoidenarten (Tabellen) Heckenpflanzen als 
Wirte landwirtschaftlicher Schadorganismen (Tabellen) Auto­
ren: Helmut Zwölfer, Gerhard Bauer, Gerd Heusinger u.a.

Beiheft 4
ZAHLHEIMER, W.: Artenschutzgemäße Dokumentation 

und Bewertung floristischer Sachverhalte -  Allgemeiner Teil ei­
ner Studie zur Gefäßpflanzenflora und ihrer Gefährdung im 
Jungmoränengebiet des Inn-Vorland-Gletscher (Oberbayern). 
143 S., 97 Abb. und Hilfskärtchen, zahlr. Tab., mehrere SW-Fo- 
tos. DM21,-

Beiheft 5
ENGELHARDT W., OBERGRUBER R. und REICHHOLF J.: 

Lebensbedingungen des europäischen Feldhasen (Lepus eu- 
ropaeus) in der Kulturlandschaft und ihre Wirkungen auf Phy­
siologie und Verhalten. DM 28,-

Beiheft 6
MELZER A. und MICHLER G. et al.: Ökologische Untersu­

chungen an südbayerischen Seen. 171 S., 68 Verbreitungs­
kärtchen, 46 Graphiken, zahlr. Tab. DM 20,-

Beiheft 7
FOEGKLER Francis: Charakterisierung und Bewertung von 

Augewässern des Donauraumes Straubing durch Wasser­
molluskengesellschaften. 149 S., 58 Verbreiterungskärtchen, 
zahlr. Tab. u. Graphiken, 13 Farbfotos. DM 27,-

Beiheft 8
PASSARGE Harro: Avizönosen in Mitteleuropa. 128 S., 15 

Verbreitungskarten, 38 Tab., Register der Arten und Zöno- 
sen. DM 18,-

Beiheft 9
KÖSTLER Evelin und KROGOLL Bärbel: Auswirkungen 

von anthropogenen Nutzungen im Bergland -  Zum Einfluß 
der Schafbeweidung (Eine Literaturstudie). 74 S., 10 Abb., 32 
Tab. DM 12,-

Beiheft 10
Bibliographie 1977-1990: Veröffentlichungen der Bayerischen 

Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege. 294 S.
DM 15,-

Beiheft 11
CONRAD-BRAUNER Michaela: Naturnahe Vegetation im Na­

turschutzgebiet „Unterer Inn“ und seiner Umgebung -  Eine ve- 
getationskundlich-ökologische Studie zu den Folgen des Stau­
stufenbaus 175 S., Zahlr. Abb. u. Karten. DM 44,-

Beiheft 12
Festschrift zum 70. Geburtstag von Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang 

Haber; 194 S., 82 Fotos, 44 Abb., 5 Farbkarten (davon 3 Falt­
karten), 5 Veg. tab. DM 24,-

• GOPPEL Christoph: Vorwort
• TÖPFER Klaus: Würdigung der Person, Prof. Dr. Dr. h.c. Wolf­

gang Haber

Fortsetzung: Beihefte
• Fototeil
• Verzeichnis der wissenschaftlichen Veröffentlichungen von 

Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang Haber
• WÖRNLE Peter: Öffentlichkeitsarbeit für den Naturschutz
• TREPL Ludwig: Die Diversitäts-Stabilitäts-Diskussion in der 

Ökologie
• GANZERT Christian: Konzeption für eine ökologische Agrar­

landschaftsforschung
• SCHREIBER Karl-Friedrich: Muß eine sekundär-progressive 

Sukzession immer nach bekannten Modellvorstellungen ab­
laufen? -  Gegenbeispiele aus den Bracheversuchen Baden- 
Württembergs

• RUTHSATZ Barbara: Erfolgskontrolle von Biotopsicherungs­
maßnahmen im Niedermoorgrünland eines NSG in der west­
pfälzischen Moorniederung bei Kaiserslautern

• ELLENBERG Heinz: Wiesensterben auf Island. -  Eine Rück- 
und Vorschau

• OTTE Annette; Steffi SCHÖFMANN; Inge SCHNIEPP und Ur­
sula DORNER (mit einem Beitrag von Wolfgang BRAUN): Ei­
ne Kulturlandschaft auf der Roten Liste -  Rekonstruktion 
des Nutzungsgefüges und der Vegetation einer traditionellen 
Kulturlandschaft am südbayerischen Alpenrand: Landbewirt­
schaftung in Kochel am See in den 40er und 50er Jahren

• HOISL Richard: Bodenordnung als Beitrag zur Landschafts­
entwicklung

• SPANDAU Lutz und Bertram BORETZKI: Biosphärenreser­
vate als Instrument des Naturschutzes

• GREBE Reinhard: Das Biosphärenreservat Rhön-Vorbild ei­
ner umweltgerechten Regionalentwicklung

I I Forschungsberichte
Forschungsbericht 1
JANSEN Antje: Nahrstoffökologische Untersuchungen an Pflan­
zenarten und Pflanzengemeinschaften von voralpinen Kalkma­
gerrasen und Streuwiesen unter besonderer Berücksichtigung 
naturschutzrelevanter Vegetationsänderungen. DM 20,-

Forschungsbericht 2
(versch. Autoren): Das Haarmoos -  Forschungsergebnisse zum 
Schutz eines Wiesenbrütergebietes. DM 24,-

Forschungsbericht 3
HÖLZEL Norbert: Schneeheide-Kiefernwälder in den mittleren 
Nördlichen Kalkalpen. DM 23,-

Forschungsbericht 4
HAGEN Thomas: Vegetationsveränderungen in Kalkmagerra­
sen des Fränkischen Jura; Untersuchung langfristiger Be­
standsveränderungen als Reaktion auf Nutzungsumstellung 
und Stickstoff-Deposition. DM 21 ,-
Forschungsbericht 5
LOHMANN Michael und Michael VOGEL: Die bayerischen Ram- 
sargebiete -  Eine kritische Bestandsaufnahme der Bayerischen 
Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege. DM 14,-

I I Lehrhilfen
• Handreichung zum Thema Naturschutz und Landschafts­

pflege (hrsg. in Zusammenarbeit mit dem Staatsinstitut 
für Schulpädagogik und Bildungsforschung, München).

DM 14,-

I I S o nderdrucke aus den B erichten  
d er ANL

»Die Stauseen am unteren Inn« aus Heft 6/82 DM 5,-
»Natur und Landschaft im Wandel«
aus Heft 10/86 (vergrifffen)

I I Landsch aftsp flegekon zept Bayern
Bd. I. Einführung DM 38,-
Bd. II. 1 Kalkmagerrasen

Teil 1 DM 45,-
Teil 2 DM 42,-

Bd. II. 2 Dämme, Deiche und
Eisenbahnstrecken DM 34,-

Bd. II. 3 Bodensaure Magerrasen DM 39,-
Bd. II. 4 Sandrasen DM 34,-
Bd. II. 5 Streuobst DM 34,-
Bd. II. 6 Feuchtwiesen DM 32,-
Bd. II. 7 Teiche DM 27,-
Bd. II. 8 Stehende Kleingewässer DM 35,-
Bd. II. 9 Streuwiesen DM 41 ,-
Bd. II. 10 Gräben DM 25,-
Bd. II. 11 Agrotope

Teil 1 DM 3 5 , -
Teil 2 DM 37,-

Bd. II. 12 Hecken- und Feldgehölze DM 43,-
Bd. II. 13 Nieder- und Mittelwälder DM 36,-
Bd. II. 14 Einzelbäume- und Baumgruppen DM 32,-
Bd. II. 15 Geotope DM 38,-
Bd. II. 16 Leitungstrassen DM 25,-

Bd. II. 17 Steinbrüche DM32,-
Bd. II. 18 Kies-, Sand-und Tongruben DM31,-
Bd. II. 19 Bäche und Bachufer DM 49,-

I I In form ationen

Informationen 1 -
Die Akademie stellt sich vor
Faltblatt, kostenfrei

Information 2 -
Grundlagen des Naturschutzes.
(vergriffen)

Informationen 3 -
Naturschutz im Garten -  Tips und Anregungen zum Überden­
ken, Nachmachen und Weitergeben.
DM 2,-

Information 4 -
Begriffe aus Ökologie, Landnutzung und Umweltschutz. In Zu­
sammenarbeit mit dem Dachverband wissenschaftlicher Ge­
sellschaften der Agrar-, Forst-, Ernährungs-, Veterinär- und Um­
weltforschung e.V. München.
(derzeit vergriffen: Neuauflage in Vorbereitung; siehe bei CD's!) 

Information 5 -
Natur entdecken -  Ein Leitfaden zur 
Naturbeobachtung.

DM 2,-

Information 6 -
Natur spruchreif. (Aphorismen zum Naturschutz) DM 6,- 

Information 7 -
Umweltbildungseinrichtungen in Bayern DM 15,-

Einzelexemplare von Info 3, Info 5 und Info 6 werden gegen Zu­
sendung von DM 3,- (für Porto + Verpackung) in Briefmarken 
ohne Berechnung des Heftpreises abgegeben.

Ab 100 Stück werden bei allen Infos (3/4/5) 10% Nachlaß auf 
den Heftpreis gewährt.

□ □  C D ’s

Informationseinheit Naturschutz (CD-ROM-Version)
DM 74,-

Die Informationseinheit Naturschutz ist ein Kompendium aus 
150 Textbausteinen (jeweils 2-3 Seiten Umfang) und 250 Bil­
dern, die frei miteinander kombiniert werden können. Über 
Grundlagen des Naturschutzes, Ökologie, Landnutzung, Na­
turschutz und Gesellschaft, bis hin zum Recht und zur prakti­
schen Umsetzung sind alle wichtigen Bereiche behandelt.
Im Anhang wurde außerdem die „Informationen 4: Begriffe aus 
Ökologie, Landnutzung und Umweltschutz” mit aufgenommen.
Das neue Medium erlaubt eine einfache und praktische Hand­
habung der Inhalte. Für den MS-lnternet Explorer 4.0 werden 
mindestens ein 486-Prozessor, ein Arbeitsspeicher von 8 MB 
unter Windows 95 bzw. von 16 MB unter Windows NT benötigt.

I I D iaserien
• Diaserie Nr. 1 
»Feuchtgebiete in Bayern«
50 Kleinbilddias mit Textheft. DM 150,—

• Diaserie Nr. 2 
»Trockengebiete in Bayern.«
50 Kleinbilddias mit Textheft. DM 150,—

• Diaserie Nr. 3 
»Naturschutz im Garten«
60 Dias mit Textheft
und Begleitkassette. DM150,-

l I P lakatserie  »Naturschutz«

3 Stück im Vierfarbdruck DIN A2. DM 3,-
+ Verpackungskostenanteil bis 15 Serien. DM 5,-

I I Fa ltb lä tte r

„Persönlichkeiten im Naturschutz“
• Prof. Dr. Otto Kraus
• Johann Rueß

Ökologische Lehr- und Forschungsstation Straß
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I I Lau fen er S em inarb e iträge  (LSB) 

(Tagungsberichte)
Zu ausgewählten Seminaren werden Tagungsberichte erstellt. 
In den jeweiligen Tagungsberichten sind die ungekürzten Vor­
träge e in e s  Fach- bzw. wissenschaftlichen Seminares abge­
druckt.
Diese Tagungsberichte sind ab 1/82 in »Laufener Seminar­
beiträge« umbenannt worden.
2/78 Begrünungsmaßnahmen im Gebirge. (vergriffen)
3/79 Seenforschung in Bayern. (vergriffen)
4/79 Chance für den Artenschutz in

Freilichtmuseen. (vergriffen)
5/79 Ist Pflege der Landschaft erforderlich? (vergriffen)
6/79 Weinberg-Flurbereinigung und

Naturschutz. DM 8,-
7/79 Wildtierhaltung in Gehegen. DM 6,-
1/80 Tierökologische Aspekte im

Siedlungsbereich. (vergriffen)
2/80 Landschaftsplanung in der Stadtentwicklung,

in  d t. u n d  e n g l. Ausgabe. DM 9,-/11,-
3/80 Die Region Untermain -  Region 1 -

Die Region Würzburg -  Region 2 -  DM 12,-
4/80 Naturschutz und Recht. (vergriffen)
5/80 Ausbringung von Wildpflanzen. (vergriffen)
6/80 Baggerseen und Naturschutz. (vergriffen)
7/80 Geoökologie und Landschaft. (vergriffen)
8/80 Freileitungsbau und Belastung

der Landschaft. (vergriffen)
9/80 Ökologie und Umwelthygiene. DM 15,-
1/81 Stadtökologie. (vergriffen)
2/81 Theologie und Naturschutz. DM 5,-
3/81 Greifvögel und Naturschutz. (vergriffen)
4/81 Fischerei und Naturschutz. (vergriffen)
5/81 Fließgewässer in Bayern. (vergriffen)
6/81 Aspekte der Moornutzung. (vergriffen)
7/81 Beurteilung des Landschaftsbildes. (vergriffen)
8/81 Naturschutz im Zeichen knapper

Staatshaushalte. DM 5,-
9/81 Zoologischer Artenschutz. DM10,-

10/81 Naturschutz und Landwirtschaft. (vergriffen)
11/81 Die Zukunft der Salzach. DM 8,-
12/81 Wiedereinbürgerung gefährdeter

Tierarten. (vergriffen)
13/81 Seminarergebnisse der Jahre 76-81. (vergriffen)
1/82 Der Mensch und seine städtische Umwelt­

humanökologische Aspekte. (vergriffen)
2/82 Immissionsbelastungen ländlicher

Ökosysteme. (vergriffen)
3/82 Bodennutzung und Naturschutz.
4/82 Walderschließungsplanung.
5/82 Feldhecken und Feldgehölze.
6/82 Schutz von Trockenbiotopen -  Buckelflurer 
7/82 Geowissenschaftliche Beiträge zum 

Naturschutz.
8/82 Forstwirtschaft unter Beachtung forstlicher 

und der Naturschutzgesetzgebung.
9/82 Waldweide und Naturschutz.
1/83 Dorfökologie -  Das Dorf als Lebensraum/

+1/84 Dorf und Landschaft. Sammelbd.
2/83 Naturschutz und Gesellschaft.
3/83 Kinder begreifen Natur.
4/83 Erholung und Artenschutz.
5/83 Marktwirtschaft und Ökologie.
6/83 Schutz von Trockenbiotopen -  Trocken­

rasen, Triften und Hutungen.
7/83 Ausgewählte Referate zum Artenschutz.
8/83 Naturschutz als Ware -  Nachfrage durch 

Angebot und Werbung.
9/83 Ausgleichbarkeit von Eingriffen in den 

Naturhaushalt.
1/84 siehe 1/83 
2/84 Ökologie alpiner Seen.
3/84 Die Region 8 -  Westmittelfranken.
4/84 Landschaftspflegliche Almwirtschaft.
5/84 Schutz von Trockenbiotopen -

Trockenstandorte aus zweiter Hand.
6/84 Naturnaher Ausbau von Grünanlagen.
7/84 Inselökologie -  Anwendung in der Planung 

des ländlichen Raumes.
1/85 Rechts- und Verwaltungsaspekte der natur 

rechtlichen Eingriffsregelung.
2/85 Wasserbau -  Entscheidung zwischen Natur 

und Korrektur.
3/85 Die Zukunft der ostbayerischen 

Donaulandschaft.
4/85 Naturschutz und Volksmusik.
1/86 Seminarergebnisse der Jahre 81-85.
2/86 Elemente der Steuerung und der Regulati 

in der Pelagialbiozönose.
3/86 Die Rolle der Landschaftsschutzgebiete.
4/86 Integrierter Pflanzenbau.

DM 8,- 7/91
DM 9,-
DM 25,- 1/92

l. DM 9,- 2/92

(vergriffen) 3/92
Ziele

(vergriffen) 4/92
(vergriffen) 5/92

(vergriffen) 1/93
DM 8,- 2/93

(vergriffen)
DM 16,- 1/94

(vergriffen)
2/94

DM 9,- 3/94
DM 14,- 4/94

(vergriffen) 1/95

(vergriffen) 2/95
3/95

DM 14,- 4/95
DM 15,- 1/96
DM 12.-

2/96
(vergriffen)
(vergriffen) 3/96

DM 16,- 4/96
5/96

schütz-
(vergriffen)

r 6/96

DM 10,-
1/97’

DM 19,- 
DM 10,-
DM 7,- 2/97

n 3/97:
DM 16,- 
DM 12,-
DM 13,- 4/97

Fortsetzung: Laufener Seminarbeiträge
5/86 Der Neuntöter -  Vogel des Jahres 1985.

Die Saatkrähe -  Vogel des Jahres 1986. DM 10,-
6/86 Freileitungen und Naturschutz. DM 17 -

7/86 Bodenökologie. DM 17,-
8/86 Dorfökologie: Wasser und Gewässer. (vergriffen)
9/86 Leistungen und Engagement von Privatpersonen

im Naturschutz. DM 5,-
10/86 Biotopverbund in der Landschaft. DM 23,-

1/87 Die Rechtspflicht zur Wiedergutmachung
ökologischer Schäden. DM12,-

2/87 Strategien einer erfolgreichen Naturschutz­
politik. DM 12,-

3/87 Naturschutzpolitik und Landwirtschaft. DM 15,—
4/87 Naturschutz braucht Wertmaßstäbe.
5/87 Die Region 7 -  Industrieregion Mittelfranken 
1/88 Landschaftspflege als Aufgabe der Land­

wirte und Landschaftsgärtner.
2/88 Dorfökologie: Wege und Einfriedungen.
3/88 Wirkungen von UV-B-Strahlung auf 

Pflanzen und Tiere.
1/89 Greifvogelschutz.
2/89 Ringvorlesung Naturschutz.
3/89 Das Braunkehlchen -  Vogel des Jahres 198/

Der Wendehals -  Vogel des Jahres 1988.
4/89 Hat die Natur ein Eigenrecht auf Existenz?
1/90 Einsatzmöglichkeiten der Fernerkundung in 

der Landschaftsökologie.
2/90 Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 

durch Naturschutz.
3/90 Naturschutzorientierte ökologische Fo

in der BRD. DM 11 ,-
4/90 Auswirkungen der Gewässerversauerung. DM 13,- 
5/90 Aufgaben und Umsetzung des Landschafts­

pflegerischen Begleitplanes. (vergriffen)
6/90 Inhalte und Umsetzung der

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). (vergriffen)
1/91 Umwelt/Mitwelt/Schöpfung -  Kirchen und

Naturschutz. DM 11 ,-
2/91 Dorfökologie: Bäume und Sträuchen DM 12,-
3/91 Artehschutz im Alpenraum DM 23,-
4/91 Erhaltung und Entwicklung von Flußauen

in Europa. DM21,-
5/91 Mosaik -  Zyklus -  Konzept der Ökosysteme

und seine Bedeutung für den Naturschutz. DM 9,- 
6/91 Länderübergreifende Zusammenarbeit im

Naturschutz (Begegnung von Naturschutzfach­
leuten aus Bayern und der Tschechischen 
Republik). DM17,-
Ökologische Dauerbeobachtung im 
Naturschutz. DM 14,-
Ökologische Bilanz von Stauräumen. DM 1 5 -

zur Naturgeschichte Mitteleuropas.

Erlebnistourismus.

Naturschutz.

Erfahrungen, Fallbeispiele.
■ Grundlagen,

DM 16,- 
DM21,-

DM 15,- 
DM 10,-

DM 18,-

sowie ein Vorschlag zur Dorfbiotopkartierung. DM 25,- 
Naturschutz in Ballungsräumen. DM 16,-
Wasserkraft -  mit oder gegen die Natur. DM 19,-

Umweltstandards.
Ökosponsoring -  Werbestrategie ode 
Selbstverpflichtung? 
Bestandsregulierung und Naturschut 
Dynamik als ökologischer Faktor. 
Vision Landschaft 2020.
Novellierung des Bundesnaturschutzi 
naturschutzfachliche Anforderungen 
Naturschutzrechtliche Eingriffsregelui 
Praxis und Perspektiven 
Biologische Fachbeiträge 
in der Umweltplanung

DM 22,-

DM 15,- 
DM 16,- 
DM 15,- 
DM 24,-

5S -
(vergriffen) 

DM 22,-

DM 24,-
GIS in Naturschutz und Landschaftspflege. DM 15,- 
Persönlichkeiten und Prominente nehmen (derzeit 
Stellung zum Naturschutz und zur Akademie vergriffen)

Standortbestimmung und Perspektiven 
gemeindlicher Landschaftsplanung 
Wildnis -  ein neues Leitbild? 
Möglichkeiten ungestörter Natur­
entwicklung für Mitteleuropa

Unbeabsichtigte und gezielte Eingriffe in 
aquatische Lebensgemeinschaften

DM 18,-

DM 19.- 
DM 1 9 -

DM 14,- 
DM 20,-

Fortsetzung: Laufener Seminarbeiträge
5/97 UVP auf dem Prüfstand DM 19,_
1/98 Umweltökonomische Gesamtrechnung (im Druck) 
2/98 Schutz der Genetischen Vielfalt DM 15,-
3/98 Deutscher und Bayerischer Landschafts­

pflegetag 1997 DM14,-

l l B erichte d er A N L
Die seit 1977 jährlich erscheinenden Berichte der ANL enthal­
ten Originalarbeiten, wissenschaftliche Kurzmitteilungen und 
Bekanntmachungen zu zentralen Naturschutzproblemen und 
damit in Zusammenhang stehenden Fachgebieten.

DM 10,- Heft 1-4 (1979) (v e rg r if fe n )

DM 11,- Heft 5(1981) DM 23,-
Heft 6(1982) DM 34,-

DM 10,- Heft 7(1983) DM 27,-
Heft 8(1984) DM 39,-

(vergriffen) Heft 9(1985) DM 25,-
Heft 10(1986) DM 48,-

DM 13,- Heft 11 (1987) (v e rg r if fe n )

DM 13,- 
DM 15,-

Heft
Heft

12 (1988) (v e rg r if fe n )
13 (1989) (ve rg riffe n )

Heft 14(1990) DM 38,-

DM 10,-
Heft 15(1991) DM 39,-
Heft 16(1992) DM 38,-

DM 10,- Heft 17(1993) DM 37,-
Heft 18(1994) DM 34,-

(vergriffen) Heft 19(1995) DM 39,-

i
DM 12,-

■>g

Heft
Heft

20 (1996)
21 (1997) (in V o rb e re itu n g )

DM 35,-

Heft 22 (1998) (in V o rb e re itu n g )

I I Vorschau
• LSB Naturschutz und Landwirtschaft -  Quo vadis?
• LSB Moornutzung
• Forschungsbericht: Motivationsanalyse von Outdoorsportlern
• LSB Schutzgut Boden
• LSB Zielarten, Leitarten, Indikatorarten

B ezugsbedingungen

1. BESTELLUNGEN

D ie  V e rö ffe n tlic h u n g e n  d e r  B a y e r is c h e n  A k a d e m ie  fü r  N a ­
tu rs c h u tz  u n d  L a n d s c h a fts p f le g e  k ö n n e n  ü b e r  d ie  A k a d e ­
m ie , P o s ta n s c h r if t :  P o s tfa c h  1261, D -8 3 4 0 6  L a u fe n /S a l-  
za ch , b e z o g e n  w e rd e n . D ie  B e s te llu n g e n  s o lle n  e in e  e xak te  
B e z e ic h n u n g  d e s  T ite ls  e n th a lte n . B e s te llu n g e n  m it  R ü c k ­
g a b e re c h t o d e r  z u r  A n s ic h t  k ö n n e n  n ic h t  e r fü l lt  w e rd e n .

Bitte den Bestellungen kein Bargeld, keine Schecks und 
keine Briefmarken beifügen; Rechnung liegt der Lieferung 
jeweils bei.
Der Versand erfolgt auf Kosten und Gefahr des Bestellers. 
Beanstandungen wegen unrichtiger oder unvollständiger 
Lieferung können innerhalb von 14 Tagen nach Empfang 
der Sendung berücksichtigt werden.

2. PREISE UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN

B e i A b n a h m e  vo n  10 u n d  m e h r  E x e m p l. je w . e in e s  T ite ls  
w ird  a u s  G rü n d e n  d e r  V e rw a ltu n g s v e re in fa c h u n g  e in  M e n -  
g e n ra b a ttv o n  1 0 % g e w ä h r t . Die Kosten fürdie Verpackung 
und Porto werden in Rechnung gestellt. Die Rechnungs­
beträge sind spätestens zu dem in der Rechnung ge­
nannten Termin fällig.
Die Zahlung kann nur anerkannt werden, wenn sie auf das 
in der Rechnung genannte Konto der Staatsoberkasse 
München unter Nennung des mitgeteilten Buchungskenn­
zeichens erfolgt. Es wird empfohlen, die der Lieferung bei­
gefügten und vorbereiteten Einzahlungsbelege zu verwen­
den. Bei Zahlungsverzug werden Mahnkosten erhoben und 
es können ggf. Verzugszinsen berechnet werden. Erfül­
lungsort und Gerichtsstand für beide Teile ist München. Bis 
zur endgültigen Vertragserfüllung behält sich die ANL das 
Eigentumsrecht an den gelieferten Veröffentlichungen vor.

3. PREISE UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN

Die Herstellung von Vervielfältigungen -  auch auszugs­
weise -  aus den Veröffentlichungen der Bayerischen Aka­
demie für Naturschutz und Landschaftspflege sowie die 
Benutzung zur Herstellung anderer Veröffentlichungen be­
dürfen der schriftlichen Genehmigung unseres Hauses.

Stand: Juni 1998




